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Große Koalition in Deutschland 
Die Christdemokraten haben keine Angst vor den erstarkten Sozis 
___________________________________________________________________________ 
Edit Inotai 
___________________________________________________________________________ 
Alles steht fertig in Berlin, damit Angela Merkel (CDU) heute wieder zur Kanzlerin gewählt 
und somit die dritte Merkel-Regierung gebildet werden kann. Gestern wurde der 
Koalitionsvertrag von den Leitern der drei Parteien – der Christdemokraten (CDU), der 
Christlich-Sozialen (CSU) und der Sozialdemokraten (SPD) – in feierlichem Rahmen 
unterzeichnet, nachdem am Wochenende 76 Prozent der Mitgliedschaft der 
Sozialdemokratischen Partei der Zusammenarbeit in der Koalition ihren Segen erteilt haben. 
Mehrere haben mit Sekt, Angela Merkel jedoch mit Apfelsaft auf den Erfolg angestoßen. – 
Eine eindeutige Erleichterung kennzeichnete am Wochenende auch die CDU, bei der internen 
Abstimmung der SPD haben wir mit einem viel knapperen Ergebnis gerechnet –, erklärte 
Michael Borchard, der Leiter der Abteilung politische Analysen der CDU-nahen Konrad‐ 
Adenauer-Stiftung. Es war bereits auch eine gewisse Ungeduld zu spüren, da beide große 
Parteien daran interessiert sind, die Angelegenheiten des Landes voranzubringen, seit den 
Wahlen konnte aber nicht einmal die Arbeit im Parlament aufgenommen werden. So lange 
musste man in Deutschland noch nie auf eine Regierung warten. 
  Für die SPD ist die Ermächtigung durch die Mitgliedschaft ein riesiger Sieg. 
Parteichef Sigmar Gabriel tritt spürbar selbstsicherer auf, was die Regierungszusammenarbeit 
der beiden großen Parteien erschweren kann. Michael Borchard erinnerte jedoch daran, 
Gabriel habe alles auf ein Blatt gesetzt und gewonnen, regieren sei jedoch eine andere Sache. 
Die der CDU zugefallenen Ministerien und die an deren Spitze stehenden Politiker bedeuten 
eine Garantie dafür, dass eine recht starke Regierung gebildet wird, in der die CDU einen 
starken Einfluss haben werde – sagte Borchard. In der dritten Regierung Merkel gibt es 
übrigens fünf Ministerinnen, von denen zwei von der CDU delegiert werden. 
  Das Auswärtige Amt ging traditionsgemaß an den kleineren Koalitionspartner, obwohl 
die SPD lange versuchte, dieses gegen das viel wichtigere Finanzministerium „einzutauschen“. 
Der Sozialdemokrat Frank-Walter Steinmeier hatte dieses Amt schon in der früheren Großen 
Koalition inne, und Michael Borchard hält ihn für einen überlegten und besonnenen Politiker, 
der harmonisch mit der Kanzlerin zusammenarbeiten kann. Hauptsächlich, da die wichtigsten 
Richtungen der Außenpolitik auch weiterhin durch das Bundeskanzleramt bestimmt werden. 
Bezüglich der Grundsatzfragen gibt es keinen ernsthafteren ideologischen Streit zwischen 
CDU und SPD. 
  Daher ist es auch nicht wahrscheinlich, dass sich die Tonart der neuen deutschen 
Regierung in Verbindung mit Ungarn oder der Regierungstätigkeit von Fidesz ändern würde. 
Obwohl die SPD früher – noch in der Opposition – die Zwei-Drittel-Machtausübung von 
Fidesz, die Außerachtlassung der Bremsen und Gegengewichte mehrmals kritisiert hat, 
können nun höchstens sehr vorsichtige Warnungen aus Berlin kommen – und selbst diese eher 
über die Partei und weniger über das Auswärtige Amt. Wie es unserem Blatt gegenüber 
ungarische wie auch deutsche Experten bekräftigt haben, werde sich die deutsche Politik, die 
im Übrigen selbst zu beweisen hat, dass sie die Vier-Fünftel-Mehrheit angemessen benutzt, 
bis den Wahlen in Ungarn darauf einrichten, abzuwarten. 
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Die Parteichefs der deutschen  Regierungspartien CDU, CSU und SPD bereiten sich in Berlin 
auf die Unterzeichnung des Koalitionsvertrags vor 
 
 
Merkels Jolly Joker: kämpferischer Posten für eine Mutter von sieben Kindern 
 
Der interessanteste Karrierewechsel der neuen deutschen Regierung ist der von Ursula von 
der Leyen; in ihrer Person gelangt nun das erste Mal eine Politikerin an die Spitze des 
Verteidigungsressorts. Die Entscheidung habe auch die CDU überrascht, führte unserem Blatt 
Michael Borchard aus, er hält aber diese für mutig und wohl begründet. Ursula von der Leyen, 
die früher auch schon an der Spitze des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales stand, hat 
viel Erfahrung in der Umsetzung von komplizierten Reformprojekten. Die 55 Jahre alte 
Ministerin mit sieben Kindern ist legendär beharrlich und kann fast alles erreichen. 
 Sie stammt aus einer alten Politikerfamilie, ihr Vater, Ernst Albrecht war CDU-
Ministerpräsident von Niedersachsen. Ursula von der Leyen ist in Brüssel geboren, sie hat in 
Göttingen und auch an der London School of Economics studiert, anschließend erwarb sie ihr 
Diplom als Ärztin und arbeitete in einer Klinik für Gynäkologie. Nach der Geburt ihres dritten 
Kindes entschied sie, die fachärztliche Prüfung nicht mehr abzulegen, sondern lieber eine 
wissenschaftliche Karriere einzuschlagen. Von hier aus wechselte sie später in die Politik. 
 Ab 2003 stand sie in Niedersachsen an der Spitze des Sozialministeriums, ab 2009 war 
sie Familienministerin der Bundesregierung, ab 2009 leitete sie das Ressort Arbeit und 
Soziales. Die gebrechliche blonde Dame sei eine knallharte Politikerin, schrieb über sie in 
ihrem Porträt die Frankfurter Allgemeine Zeitung. Mit ihrem Namen ist das Elterngeld (etwa 
das deutsche GYED [Kinderbetreuungsgeld]) verbunden. Sie hat die Einführung der 
Frauenquote in den Aufsichtsräten der börsennotierten Firmen auf die Tagesordnung gesetzt. 
Sie musste natürlich auch Niederlagen hinnehmen, angeblich hat Merkel persönlich 
entschieden, dass sie nach dem Rücktritt von Bundespräsident Horst Köhler nicht die von der 
CDU präferierte von der Leyen als Kandidaten für das Amt des Bundespräsidenten 
nominierte, sondern Christian Wulff , der später versagte und ebenfalls zurücktrat. 
  Die kampflustige Politikerin geht oft auch mit ihren Parteigenossen auf 
Konfrontationskurs: mit ihrem Programm des Ausbaus von Kinderkrippenplätzen, mit dem 
Mindestlohn oder mit der Frauenquote hat sie geradewegs für linksgerichtete Programme eine 
Kampagne geführt. Sie hat auch reichlich Gegner innerhalb der Partei, in den letzten CDU-
Parteivorstand wurde sie nur noch mit einem Ergebnis von 60 Prozent gewählt. Sie hat aber 
auch einen besonderen Verbündeten: Wolfgang Schäuble, den großen Doyen der CDU; und 
sie hat ein besonderes Privileg: allein Ursula von der Leyen darf den Rollstuhl des bei einem 
Attentat verletzten Schäuble schieben, der Finanzminister gestattet dies niemand anderem. 
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Sie wird es an der Spitze des Verteidigungsressorts nicht einfach haben, da hier 
nämlich die Fluktuation ziemlich groß ist: Karl-Theodor zu Guttenberg, dieses Maskottchen 
der CSU scheiterte vor drei Jahren am Plagiat seiner Doktorarbeit und Thomas de Maiziere, 
ein Vertrauensmann von Merkel, an den die ursprünglichen Kosten weit überschreitenden 
Flugzeugprojekten. Von der Leyen wird die Reform der Bundeswehr, den Personalabbau, die 
Schließung der Kasernen und die Unterbringung der überflüssig gewordenen Arbeitskräfte 
zur Aufgabe haben. Sie kann auch mit den astronomischen Rüstungsprogrammen und den 
militärischen Anschaffungen ein Fiasko erleben. Im nächsten Jahr kann sie aber die Lorbeeren 
für den Abzug aus Afghanistan ernten. In der deutschen Presse wird schon mit Begeisterung 
darüber spekuliert, dass sie mit diesem harten und eine schwere Probe darstellenden Ressort 
beweisen kann, dass sie eine entsprechende Nachfolgerin von Angela Merkel wäre, wenn sich 
die Kanzlerin je für einen Rückzug entscheiden würde. Michael Borchard mahnt jedoch zur 
Vorsicht, ihm nach sei es schwierig, im Amt des Verteidigungsministers an Popularität 
zugewinnen. (E.I.) 
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                Die Bedeutung Bushs 
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AAmm  MMiittttwwoocchh  mmeellddeettee  ddaass  VVeerrtteeii--
ddiigguunnggssmmiinniisstteerriiuumm,,  ddaassss  ddeerr  eehhee--
mmaalliiggee  uunnggaarriisscchhee  MMiinniisstteerrpprräässii--
ddeenntt,,  GGyyuullaa  HHoorrnn  ((11999944--11999988)),,
iimm  BBuuddaappeesstteerr  MMiilliittäärrkkrraannkkeennhhaauuss
vveerrssttaarrbb..  IImm  SSeepptteemmbbeerr  22000077  hhaatt--
ttee  eerr  ssiicchh  ddoorrtt  iinn  BBeehhaannddlluunngg  bbeeggee--
bbeenn  uunndd  aauuss  ddeerr  ÖÖffffeennttlliicchhkkeeiitt
eennddggüüllttiigg  zzuurrüücckkggeezzooggeenn..  SSeeiinnee
VVeerrddiieennssttee  uumm  ddiiee  eeuurrooppääiisscchhee
uunndd  DDeeuuttsscchhee  EEiinnhheeiitt  ssiinndd  vviieelleenn
nnoocchh  hheeuuttee  iimm  GGeeddääcchhttnniiss..

UUnter strengster Nachrichten-
sperre wurde Horn seit

sechs Jahren im Gesundheitszent-
rum des Militärkrankenhauses be-
handelt, die letzten öffentlichen
Bilder datieren von seinem 75.
Geburtstag im Jahr 2007. Horn
erlag letztlich seiner schweren
Krankheit, meldete MTI am
Mittwoch. Die Regierung von
Viktor Orbán hat die Nachricht
mit „Bestürzung“ vernommen,
sie drücke den Hinterbliebenen
ihr Beileid aus.

Horns größtes Verdienst ist wohl
die Öffnung des Eisernen Vor-
hangs: Am 27. Juli 1989 durch-
schnitt er als Außenminister des
noch kommunistischen Ungarns
zusammen mit seinem österrei-
chischen Amtskollegen Alois Mock
symbolisch den Grenzstacheldraht
zwischen Ungarn und Österreich,
der den „Eisernen Vorhang“ zwi-
schen Ost- und Westeuropa mar-
kierte (siehe Foto). Viele sehen in
der damaligen Aktion den Anstoß
zur späteren Wiedervereinigung
Deutschlands, da es fortan für
DDR-Bürger möglich war, über das
„Bruderland“ Ungarn nach Öster-
reich und von dort in die Bundesre-
publik Deutschland zu gelangen
(„Paneuropäisches Picknick“). Horn
genoss daher auch in Deutschland
besonders hohes Ansehen, was
mehrere Auszeichnungen belegen,
etwa der Internationale Karlspreis
der Stadt Aachen im Jahr 1990.
Lesen Sie zum Tod Gyula Horns
auch einen Nachruf auf der Seite 2.  
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PPoolliittiikk  SSeeiittee  33

EEIINNEE RREEDDEE::
Außenminister Martonyi sprach beim DWC
über die wirtschaftliche Lage Europas 
und Deutschlands Rolle innerhalb dieser. 

WWiirrttsscchhaafftt  SSeeiittee  55 BBuuddaappeesstt  SSeeiittee  1144FFeeuuiilllleettoonn  SSeeiittee  1100

EEIINNEE VVEERRGGAANNGGEENNHHEEIITT::
Die Historikerin Mária Schmidt in einem Essay
anlässlich des 60. Jahrestages des ostdeutschen
Aufstands am 17. Juni 1953.
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EEIINNEE NNEEUUEERRUUNNGG::
Neue Abgaben und die Erhöhungen
von bisherigen Sondersteuern sind Teile
des jüngst vorgestellten Varga-Pakets.

EEIINNEE IINNSSEELL::
Die Margitsziget entwickelt sich langsam 
aber sicher zum neuen Zankapfel zwischen
Stadtbewohnern und Oberbürgermeister. 

DDaassss  ddiiee  GGaallaa--VVeerraannssttaallttuunngg  bbeeii  AAuuddii  HHuunnggaarriiaa  vveerr--
ggaannggeennee  WWoocchhee  aauuss  AAnnllaassss  ddeerr  EErrööffffnnuunngg  ddeerr  nneeuueenn
FFaahhrrzzeeuuggffaabbrriikk  eeiinn  ssoo  ggrrooßßeerr  EErrffoollgg  wwuurrddee,,  ddaarraann
hhaatt  aauucchh  LLeesslliiee  MMaannddookkii  sseeiinneenn  AAnntteeiill..  IImmmmeerrhhiinn
wwaarr  ddeerr  ddeeuuttsscchh--uunnggaarriisscchhee  MMuussiikkeerr  ffüürr  ddeerreenn  mmuussii--
kkaalliisscchheess  AArrrraannggeemmeenntt  vveerraannttwwoorrttlliicchh..  IImm  VVoorrffeelldd
ddeerr  VVeerraannssttaallttuunngg  uunntteerrhhiieelltteenn  wwiirr  uunnss  mmiitt  iihhmm  uunntteerr
aannddeerreemm  üübbeerr  sseeiinn  ggrrooßßeess  JJuubbiillääuummsskkoonnzzeerrtt  iimm  FFee--
bbrruuaarr  uunndd  sseeiinnee  wweeiitteerreenn  bbeerruufflliicchheenn  uunndd  pprriivvaatteenn  PPlläännee..

� Sie haben jetzt häufiger wieder in Ihrer Heimat zu tun.
Heimat stimmt nicht ganz. Ungarn ist mein
Geburtsland, mit dem mich sehr viele Emotionen
verbinden, hier sind meine Wurzeln und hier wuch-
sen mir auch die Flügel, die mich noch heute tragen.
Ich lebe zwar seit 1975 nicht mehr hier und bin auch

nur als „Hotelgast“ hier in Budapest, im Herzen bin
ich aber ein „Pesti srác“ (Budapester Bengel –
Anm.), wie man auf Ungarisch sagt. Ich bin sehr
glücklich über diese Wurzeln, aber meine Heimat ist
dort, wo meine Kinder aufwachsen und ich mich
künstlerisch entfalten kann, wo ich hauptsächlich so-
zialisiert bin. Vor etwa zwei Wochen war ich übri-
gens schon einmal kurz in Budapest, um den
Fonogram-Preis der Ungarischen Musikschaffenden
für mein „Lebenswerk“ entgegenzunehmen.

� Herzlichen Glückwunsch! Wird der Preis auch dazu
führen, dass Sie in Ungarn wieder verstärkt musikalisch
tätig werden?
Es sind einige spannende Projekte im Gespräch, aber
es gibt noch nichts Konkretes. Es gäbe natürlich zum

Beispiel genügend Gründe für ein Nachfolgekonzert
zum Jubiläumskonzert. [Mandoki gab mit seiner
Band Man Doki Soulmates Mitte Februar aus Anlass
des 20jährigen Jubiläums seiner Band ein großes
Konzert im Budapester Palast der Künste – das erste
seit seiner Flucht aus Ungarn 1975; Anm., die BZ
berichtete], aber ich erfinde mich als Künstler gerne
neu. Ein enger Zeitplan und radikal intensive Reisen
von einem Auftritt zum anderen schränken außer-
dem meine Zeit ein. Sicher ist bis jetzt aber auf jeden
Fall ein Konzert am 19. August auf der Freilicht-
bühne in Siófok. Ironie der Geschichte: dabei han-
delt es sich um die gleiche Bühne, auf der ich im
Sommer 1975 kurz vor meiner Flucht aus Ungarn
aufgetreten war.

� Möchten Sie sich hierzulande nicht auch ander-
weitig einbringen, beispielsweise als „Pate“ für
Nachwuchskünstler?

Fortsetzung auf Seite 9

GGeesspprrääcchh  mmiitt  ddeemm  ddeeuuttsscchh--uunnggaarriisscchheenn  MMuussiikkeerr  LLeesslliiee  MMaannddookkii

„„MMaann  mmuussss  UUnnggaarrnn  ddiiffffeerreennzziieerrtteerr  bbeettrraacchhtteenn““

WWeeggbbeerreeiitteerr  ddeerr  WWiieeddeerrvveerreeiinniigguunngg

EExx--MMiinniisstteerrpprräässiiddeenntt  GGyyuullaa  HHoorrnn  ggeessttoorrbbeenn

Der damalige Außenminister Gyula Horn (r.) und sein österreichischer Amts-
kollege Alois Mock durchtrennten 1989 symbolisch den „Eisernen Vorhang“.

NNeeuuee  EEnnttwwiicckklluunnggeenn
iimm  TTrraaffiikksskkaannddaall

IInn  ddeerr  HHiittzzee  
ddeess  GGeeffeecchhttss......

DDie Ungereimtheiten um den
Trafikskandal treiben immer

neue Blüten. Wie die linksliberale
Wochnenzeitung hvg in ihrer
Onlineausgabe am Mittwoch
schrieb, sieht es derzeit so aus, als
ob die sommerlichen Festivals,
darunter das größte seiner Art,
das Sziget, zwangsweise zu
Nichtraucher-Zonen werden. Denn
in der Eile bei der Vergabe der Ta-
bakkonzessionen haben die Lan-
desväter eines vergessen: Auch
Festivalbesucher wollen qualmen.
Allerdings hat man bei der Ge-
setzgebung die zeitweiligen Ort-
schaften, also Festivalgelände
schlichtweg vergessen. 

SScchhwwaarrzzmmaarrkk  wwiirrdd
TTüürr  uunndd  TToorr  ggeeööffffnneett

Die Regelung sieht vor, dass
auf 2.000 Bürger ein Tabak-
geschäft kommt. Bei täglich
60.000 bis 65.000 Besuchern auf
dem Sziget wären das 30 bis 35
Tabakläden. Es ist allerdings
schwer vorstellbar, dass die tabak-
hungrigen Feierwütigen sich vom
Festivalgelände aufmachen, um
den nächstgelegenen Nationalen
Tabakladen aufzusuchen. Viel
wahrscheinlicher ist es, dass findi-
ge Geschäftsleute die Notlage er-
kennen und ad hoc „Tabakwieder-
verkaufsstellen“ entweder direkt
auf der Insel oder aber in un-
mittelbarer Nähe des Eingangs
zur Verfügung stellen. Ob das
allerdings der Intention des
Gesetzgebers entspricht, darf
wohl zu Recht bezweifelt werden.

EEKKGG

Lesen Sie mehr zu den neuesten
Entwicklungen im Trafikskandal
auf Seite 2. 
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� Bericht der Venedig-Kommission: Zu viele

Grundgesetze. Die Vierte Verfassungsänderung
schwäche die Möglichkeit zur gegenseitigen Kontrolle
und widerspreche teils den Grundrechten sowie
europäischen Normen, erklärte die Kommission in
ihrem Freitag veröffentlichten Report. In diesem
sorge man sich über den extensiven Gebrauch der
ungarischen Regierung von Grundgesetzen, deren
Änderung eine parlamentarische Zweidrittel-Mehr-
heit erfordert. Die dem Gesetz unterliegenden Sub-
jekte seien viel zu speziell, um sie wie in der neuen
Ungarischen Verfassung nach kulturellen, religiösen,
moralischen, sozio-ökonomischen und finanzpoliti-
schen Gesichtspunkten in einem Grundgesetz fest-
zuschreiben. Der Europäische Rat beschäftigt sich
diese Woche mit einer leicht veränderten Version des
Berichtes, bevor er darüber entscheidet, Ungarn als
erstes EU-Mitgliedsland überhaupt unter strenge
Beobachtung zu stellen.

� UN-Menschenrechtsbeauftragte begrüßt Be-

richt der Venedig-Kommission. Navanathem Pillay
gab am Dienstag auf ihrer Webseite bekannt, dass
der Bericht die Sorgen bestätige, die sie bereits bei
der Verabschiedung der Verfassungsänderungen im
März ausgedrückt hatte. Die Vierte Verfassungän-
derung sei aus ihrer Sicht ein „Rückschritt beim
Schutz der Menschenrechte“, auch weil sich Ungarn
bei dem Thema eigentlich schon sehr positiv ent-
wickelt hatte. Durch die Stärkung der Landesge-
richtsbehörde sehe sie die Unabhängigkeit der Ge-
richte in Gefahr und durch die Umgehung des Verfas-
sungsgerichts bei der Gesetzgebung dieses stark
geschwächt. Die ungarische Regierung solle sich
ernsthaft mit den im Bericht und von ihr selbst bean-
standeten Punkten befassen.

� Ungarn-Abgeordnete klagen vor EGMR.

Rebeka Szabó und Dávid Dorosz klagen vor dem
Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte ge-
gen die ihnen auferlegten Strafen in Höhe von
70.000 Ft wegen des Zeigens eines Anti-Fidesz-
Banners im Parlament. Das Banner mit der Aufschrift
„Eine nationale Tabak-Mafia ist hier am Werk“ wurde
dort gezeigt, als das Gesetz zum staaatlich lizen-
sierten Tabakverkauf verabschiedet wurde. Laut Do-
rosz hat Parlamentspräsident László Kövér seinen
Frust durch die Bestrafung oppositioneller Abgeord-
neter abgelassen, zudem gebe es in Ungarn keine
rechtliche Möglichkeit zum Widerspruch gegen Kö-
vers Urteil. Szabó wirft Kövér vor, die Opposition so
zum Schweigen bringen zu wollen.

� Gesetz zur Erhebung von Sondersteuern

gestrichen. Das Gesetz zur „Abwälzung“ von Straf-
zahlungen aus EU-Urteilen wird gestrichen, teilte
Außenminister János Mártonyi vergangene Woche
mit, die ungarische Regierung habe damit Be-
schwerden seitens der EU-Kommission nachgege-
ben. Laut ursprünglichem Gesetz hätte der Staat
Sondersteuern zur Deckung von Zahlungsverpflich-
tungen erheben können, die durch Entscheidungen
des Verfassungsgerichtes, der Kommission oder
eines anderen internationalen Gerichtes entstehen.
Hinsichtlich einer anderen Beanstandung der Kom-
mission, das Verbot politischer Werbung in Privatme-
dien, will die ungarische Regierung aber keine Zuge-
ständnisse machen.
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IInn  SSaacchheenn  TTaabbaakklliizzeennzzeenn  iisstt  eeiinnee  KKlläärruunngg  ddeerr
UUnnggeerreeiimmtthheeiitteenn  nnoocchh  iimmmmeerr  nniicchhtt  aabbsseehhbbaarr..
DDaassss  ddiiee  RReeggiieerruunngg  OOrrbbáánn  ssiicchh  kkaauumm  nnoocchh  uumm
ddeenn  AAnnsscchheeiinn  vvoonn  LLeeggaalliittäätt  bbeeii  ddeerr  KKoonnzzeessssiioonnss--
vveerrggaabbee  kküümmmmeerrtt,,  iisstt  hhiinnlläänngglliicchh  bbeekkaannnntt..  NNuunn
bbeesstteehhtt  ssooggaarr  ddeerr  VVeerrddaacchhtt,,  ddaassss  ddeenn  eeiiggeenneenn,,
sspprriicchh  rreeggiieerruunnggssnnaahheenn,,  LLeeuutteenn  ssyysstteemmaattiisscchh
GGeellddeerr  zzuuggeesscchhaacchheerrtt  wweerrddeenn..  

EEs geht um Stellenausschreibungen für zu-
künftige Trafik-Mitarbeiter. Auch hier greift

die Regierung den neuen Trafikbetreibern unter
die Arme. Statt wie bisher mit etwa drei Prozent
Gewinnmarge können die neuen Läden nun ne-
ben dem erweiterten Sortiment auch mit einer
Spanne von zehn Prozent rechnen. Doch damit
nicht genug: Um sicher zu gehen, dass auch
wirklich genug für die Gewinner übrig bleibt,
steigt der Staat mit mehreren hundert Millionen
Forint in die Personalkosten ein. Natürlich mus-
sten sich die Konzessionsgewinner um solche
staatlichen Subventionen bewerben, bis zum 5.
April war dies möglich. Ein übler Beigeschmack
bleibt jedoch, denn die Gewinner der Konzessio-
nen wurden erst am 22. April bekannt gegeben. 

IInnss  BBllaauuee  bbeewwoorrbbeenn  uunndd  ggeewwoonnnneenn

Nun suchen die Trafikbetreiber also Ange-
stellte. Auf der Facebook-Seite des Hauptstädti-
schen Arbeitsamtes tummeln sich seit Tagen zu-
hauf Stellenangebote für Nationale Tabakläden
mit Gehaltsangeboten zwischen etwa 90.000
und 150.000 Forint brutto. Für den Erhalt von
Staatsgeldern konnte sich fast jeder bewerben.
Nicht einmal ein registriertes Gewerbe war Vor-
aussetzung, „da“, wie die zuständige Behörde
auf Nachfrage der Boulevardzeitung Blikk mit-
teilte „die Handelsgerichte überlastet sind und
ein Anmeldevorgang unverhältnismäßig lange
dauern kann“. Von der Möglichkeit staatlich ge-
förderter Arbeitsplätze machen die Gewinner
nun auch reichlich Gebrauch: Blikk ermittelte
sechs Firmen in den Komitaten Heves und Fejér,

die neben ihren insgesamt 25 Lizenzen auch
noch 24 Millionen Forint Subventionen erhal-
ten. 

MMSSZZPP::  „„AAbbssiicchheerruunngg  nnaacchh  aalllleenn  SSeeiitteenn““

Wie die linke Tageszeitung Népszava in ihrer
Dienstagsausgabe unter Berufung auf nament-
lich nicht genannte Quellen schrieb, hat sich
auch die Versicherungssituation für Tabakläden
verändert. Die Wáberer Hungária Versiche-
rungen sowie die CIG Pannónia Lebensversiche-
rungen hätten ihr Portfolio ergänzt. „Bisher“ zi-
tiert Népszava einen Versicherungsexperten, „ha-
ben die Trafikbetreiber eine sogenannte Prozen-
tualversicherung abgeschlossen. Diese hat im
Schadensfall, also bei einem Einbruch beispiels-
weise, bisher zehn bis maximal 20 Prozent des

Bestandes ersetzt.“ Die neuen Tarife hingegen
würden den gesamten Bestand abdecken. Die
bisherige Praxis, so der Experte, habe dem
Risikobewusstsein der Versicherer Rechnung ge-
tragen, da diese oftmals nur wenige Quadrat-
meter großen Ladengeschäfte kaum  gesichert
werden. Außerdem ändere sich auch der Waren-
bestand solch eines Geschäfts von Tag zu Tag,
was zu Schwierigkeiten beim Schadensersatz
führe. Die Ex-Regierungspartei MSZP kom-
mentierte die jüngsten Geschehnisse folgender-
maßen: „Die neuen Vermögensversicherungen
bieten die Grundlage dafür, dass bei einem
Einbruch der Schaden komplett ersetzt wird.
Damit sichert der Fidesz seine Getreuen neben
den staatlichen Lohnzuschüssen nun auch noch
im Schadensfall nach allen Seiten ab.“ 

EELLIISSAABBEETTHH KKAATTAALLIINN GGRRAABBOOWW

NNeeuuee  EEnnttwwiicckklluunnggeenn  bbeeii  TTaabbaakkhhaannddeellsskkaannddaall

OOhhnnee  RRüücckkssiicchhtt  aauuff  VVeerrlluussttee

HHorn war es auch, der im Namen
der Übergangsregierung von

Miklós Németh (1989-1990) im
September 1989 ankündigte, die an
der ungarisch-österreichischen Grenze
harrenden DDR-Flüchtlinge in die
Freiheit, sprich den Westen, zu entlas-
sen. Und es war ebenfalls Gyula Horn,
der im März 1990 gemeinsam mit
dem damaligen sowjetischen Außen-
minister Eduard Schewardnadse je-
nen Vertrag in Moskau unterschrieb,
der den Abzug der sowjetischen
Truppen aus Ungarn besiegelte. 

Vor der Wende hatte der politi-
sche Lebensweg Horns aber auch
seine Schattenseiten. Seine Rolle zu
Zeiten des real existierenden Sozia-
lismus ist in Ungarn insofern um-
stritten, als er während des ungari-
schen Freiheitskampfes gegen die
sowjetischen Besatzer 1956 auf
Seiten des von Moskaus Gnaden in-
stallierten kommunistischen Regi-
mes unter János Kádár zu den
Unterdrückern gehörte. Horn zeig-
te zeitlebens keine Reue für 1956.
Vor einigen Jahren erklärte er in ei-
nem Interview, dass er damals nur
die „gesetzliche Ordnung“ gegen
die Aufständischen schützte.

Unmittelbar nach der Wende, im
Mai 1990, übernahm Horn die
Führung jener Ungarischen Sozia-
listischen Partei (MSZP), die aus
der kommunistischen Staatspartei
MSZMP hervorgegangen war.
Während die MSZP bei den ersten
freien Parlamentswahlen nur 33
Mandate erlangt hatte und ins poli-
tische Abseits gefallen war, führte
Horn die Sozialisten bei den Wah-
len 1994 zu einem Erdrutschsieg.
Dank seines pragmatischen Stils
und der geschickten Ausschlach-
tung der Kádár-Nostalgie im Land
erlangte die MSZP unter seiner
Führung 54 Prozent der Wähler-
stimmen. Zusammen mit den Libe-
ralen, mit denen die Sozialisten
1994 eine umstrittene Koalitionsre-
gierung bildeten, verfügte die Re-
gierung Horn sogar über eine
Zweidrittelmehrheit.

Trotz des Triumphs bei den Wah-
len übten sich Horn und seine
linksliberale Regierung in Zurück-
haltung. Wohl wissend, dass es so-
wohl im In-als auch im Ausland
viele Menschen gab, die eine „Rück-
kehr des Kommunismus“ unter sei-
ner Regierung befürchteten, gebär-

dete sich Horn weniger als Macht-
politiker denn als Technokrat, der
sich in erster Linie auf die Sach-
politik konzentrierte. Auch indem
er die Liberalen ins Regierungs-
boot holte, versuchte er all jenen
den Wind aus den Segeln zu neh-
men, die seine demokratische Ge-
sinnung infrage stellten.

Unter der Regierung Horn wur-
de zum einen die Privatisierung des
staatlichen Vermögens rasant vor-
angetrieben, zum anderen wurde
die Wirtschaft des Landes konsoli-
diert. Für die damalige wirtschaftli-
che Konsolidierung Ungarns steht
nicht zuletzt der Name von Lajos
Bokros, der als Finanzminister
(1995-96) dem Land eine bis dahin
beispiellose Rosskur verschrieb, un-
ter der das ganze Land ächzte.
Indes läutete das „Bokros-Paket“ ei-
ne jahrelange Phase des galoppie-
renden Wirtschaftswachstums ein.

Obwohl die Sozialisten bei den
Parlamentswahlen 1998 die mei-
sten Stimmen erlangten, gelangten
dennoch Viktor Orbán und dessen
konservative Partei Fidesz ans
Ruder. Ausschlaggebend war, dass
Orbán die stimmenstarken Klein-
landwirte als Juniorpartner für sich
gewinnen konnte. Kurz nach der
überraschenden Wahlniederlage
trat Horn als MSZP-Chef zurück
und kehrte der Parteipolitik fortan
nach und nach den Rücken. Gleich-
wohl blieb er eine graue Eminenz
bei den Sozialisten. Seinen letzten

öffentlichen Auftritt hatte Horn bei
der Feier seines 75. Geburtstags,
bei der auch der ehemalige sowjeti-
sche Präsident Michail Gorbat-
schow anwesend war. Als Horn, bei
dem sich schon damals die ersten
Anzeichen einer geistigen Umnach-
tung bemerkbar machten, wider
Erwarten das Wort ergriff, musste
der damalige ungarische Premier
Ferenc Gyurcsány (2004-2007)
persönlich einschreiten, um dessen
zusammenhanglosen Redeschwall
zu unterbrechen.

Angesichts seiner Teilnahme an
der Niederschlagung des ungari-
schen Volksaufstands 1956 wurde
Horn in Ungarn gleich zwei Mal
(2002 und 2007) die Verleihung
von staatlichen Auszeichnungen
verweigert – von den beiden kon-
servativen Staatsoberhäuptern
Ferenc Mádl (2000-2005) und
László Sólyom (2005-2010). Dem-
gegenüber wurden ihm in Deutsch-
land und Österreich als Anerken-
nung für seine Rolle zur Zeit der
Wende mehrere Auszeichnungen
zuteil, darunter das deutsche Bun-
desverdienstkreuz und der Karls-
preis der Stadt Aachen. Der deut-
sche Außenminister Guido Wester-
welle sagte noch am Mittwoch,
dass mit Horn ein „großer Euro-
päer“ gestorben sei. Die Nachrufe
der ungarischen Parteien fielen über
Parteigrenzen hinweg sehr respekt-
voll und anerkennend aus.

PPBB

NNaacchhrruuff

ZZuumm  TToodd  vvoonn  MMiinniisstteerrpprräässiiddeenntt  aa..DD..  GGyyuullaa  HHoorrnn

Noch immer befinden sich viele „Nationale Tabakgeschäfte” in einem solchen Zustand. Erst jetzt
wird auch deutlich, wie dicht einige dieser Geschäfte zueinander liegen.

EEiinneerr  ddeerr  SSyymmbboollttrrääggeerr  ddeerr  ÖÖffffnnuunngg  ddeess  EEiisseerrnneenn  VVoorrhhaannggss  iisstt  ttoott..  GGyyuullaa
HHoorrnn  ssttaarrbb  aamm  vveerrggaannggeenneenn  MMiittttwwoocchh  nnaacchh  jjaahhrreellaannggeerr  sscchhwweerreerr
KKrraannkkhheeiitt  iimm  AAlltteerr  vvoonn  8811  JJaahhrreenn  iinn  BBuuddaappeesstt..  WWeerr  eerriinnnneerrtt  ssiicchh  nniicchhtt  ddaarr--
aann,,  aallss  aamm  2277..  JJuunnii  11998899  ddeerr  ddaammaalliiggee  uunnggaarriisscchhee  AAuußßeennmmiinniisstteerr  HHoorrnn
uunndd  sseeiinn  öösstteerrrreeiicchhiisscchheerr  AAmmttsskkoolllleeggee  AAllooiiss  MMoocckk  ddeenn  EEiisseerrnneenn  VVoorrhhaanngg
zzwwiisscchheenn  UUnnggaarrnn  uunndd  ÖÖsstteerrrreeiicchh  dduurrcchhttrreennnntteenn,,  ddeerr  rruunndd  vviieerrzziigg  JJaahhrree
llaanngg  EEuurrooppaa,,  jjaa  ddiiee  ggaannzzee  WWeelltt  iinn  OOsstt--  uunndd  WWeessttbblloocckk  tteeiillttee..

B
Z

T
 /

 J
a
n
 M

a
in

k
a



„„DDie europäische Wirtschaft
befindet sich in einer

Rezession, aber wir sehen bereits
ein Licht am Ende des Tunnels“:
Mit dieser optimistischen Botschaft
leitete der Außenminister János
Martonyi seinen Vortrag ein. Ein
Zeichen für einen langsamen Wirt-
schaftsaufschwung sei etwa die
Entlassung von fünf Staaten aus
dem Defizitverfahren, darunter
auch Ungarn. In seiner Rede zog
der studierte Jurist auch eine Bilanz
der bisherigen Anstrengungen zur
Krisenbewältigung auf nationaler
und europäischer Ebene. Er warf
unter anderen die Frage auf, ob der
Effekt fiskalpolitischer Impulse auf

den Wachstumspfad einer Volks-
wirtschaft nicht überschätzt wurde.
„Man sollte sich davor hüten, Kon-
solidierung und Wachstum gegen-
einander aufzustellen“, erklärte der
Außenminister.

Die größten Probleme, denen
sich die europäischen Volkswirt-
schaften derzeit stellen müssen,
seien ein minimales Wachstum und
die hohe Arbeitslosigkeit. Vor allem
die Jugendarbeitslosigkeit mache
der ungarischen Regierung Sorgen.
Die Lage sei weiterhin ernst, unter-
strich Martonyi. Egal, welche
Krisenbewältigungsstrategie ein
Land wähle, es würde einen hohen
Preis zahlen müssen. An dieser

Stelle wies er darauf hin, dass sich
in Staaten, welche die Kosten der
Sparpolitik auf die Privathaushalte
legen, Protestbewegungen bilden
und politische Instabilität entstehe.

„„DDiiee  uunnggaarriisscchhee  LLöössuunngg““

Im Gegensatz dazu sehe die „un-
garische Lösung“ eine Belastung
von starken Marktteilnehmern, wie
Banken, Telekommunikationsunter-
nehmen und Energiekonzernen vor.
Gleichzeitig bestreitet Martonyi,
dass multinationale Unternehmen
die größte Last dieser Politik tra-
gen. So seien es nämlich etwa im
Banken- und Energiesektor zwei

ungarische Unternehmen, die die
meisten Steuern zahlen. Nichtsdes-
totrotz sei das einer der Gründe für
eine politische Kampagne gegen
Ungarn, die nun schon über drei
Jahre dauere. „Dies ist der Preis den
Ungarn für seine Krisenbewälti-
gungsstrategie zahlen muss“, sagte
der Außenminister mit einem ge-
wissen Pathos.

UUnnggaarrnnss  WWiirrttsscchhaafftt  vvoonn
ddeerr  ddeeuuttsscchheenn  aabbhhäännggiigg

Eindeutig positiv äußerte sich
Martonyi zur Rolle Deutschlands in
Europa. Eine etwa von Polen gefor-
derte Führungsposition Deutsch-
lands innerhalb der Europäischen
Union erachtet er aber als keine gu-
te Idee. „Wir in Ungarn glauben,
Deutschlands Europapolitik ist kor-
rekt. Es ist nicht leicht die aus der
wirtschaftlichen Überlegenheit re-
sultierenden Ansprüche, auch eine
politische Übermacht zu werden,
kleinzuhalten. Die Kanzlerin, der
Finanzminister und der Außenmi-
nister haben diese Aufgabe bis jetzt
gut gelöst.“

Allerdings zeigte sich Martonyi
davon beunruhigt, dass die „ungari-
sche Frage“ Eingang in die innen-
politischen Debatten in Deutsch-
land gefunden habe. Er spielte da-
mit auf das Streitgespräch der bei-
den deutschen Kanzlerkandidaten,
in dem Steinbrück der Kanzlerin
vorwarf, in Anbetracht der Demo-
kratiedefizite in Ungarn nicht genü-
gend Druck auf Viktor Orbán aus-
zuüben. Die ungarische Regierung
bewerte dies vor allem als einen ver-
zweifelten Schritt der deutschen
Opposition („Was kann sie gegen
Kanzlerin Merkel schon ins Feld
führen!“), um gegen die Regie-
rungskoalition politisch an Land zu
gewinnen. „Damit müssen wir le-

ben“, stellte Martonyi fest, „aber
das heißt nicht, dass wir diese Zu-
sammenhänge nicht durchschauen“.

Der ungarische Außenminister
betonte auch, dass Ungarns „Schick-
sal“ von den zukünftigen Entwick-
lungen in Deutschland, insbesonde-
re der deutschen Wirtschaft, weiter-
hin stark abhängt. 25 Prozent der
ungarischen Exporte gingen nach
Deutschland, 26 Prozent der aus-
ländischen Direktinvestitionen sei-
en deutschen Ursprungs und etwa
25 Prozent der Touristen kämen aus
Deutschland.

Martonyi beendete seinen Vor-
trag mit einem Plädoyer für die eu-
ropäische Integration. Eine Alter-
native dazu gebe es nicht. Selbst
wenn der Euro scheitern sollte,
würde der einheitliche Markt wei-
terhin fortbestehen. Mit dem Ver-
weis auf Erfahrungen aus der unga-
rischen Geschichte forderte der
Außenminister auf EU-Ebene je-
doch weiterhin eine juristische
Gleichbehandlung der einzelnen
Mitgliedsstaaten, die Respektie-
rung ihrer Identität und ein
Agieren der europäischen Institu-
tionen im Rahmen der ihnen von
den Nationalstaaten übertragenen
Kompetenzen: „Wir haben schon
ein System erlebt, dass nicht auf
Rechten und Pflichten aufgebaut
war, sondern das sich politischer
Dominanz bediente. Im „Rat für
gegenseitige Wirtschaftshilfe“ gab
es keinen Gerichtshof. Wirtschaft-
liche Probleme wurden mithilfe
von politischem Druck gelöst.“ Auf
den kritischen Bericht der Venedig-
Kommission hinsichtlich der Ver-
einbarkeit der Vierten Verfassungs-
änderung mit rechtsstaatlichen
Prinzipien, der ein Tag zuvor offi-
ziell veröffentlicht wurde, ging der
Außenminister nicht ein.

KKLLAAUUDDIIAA HHAANNIISSCCHH
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EEuurrooppääiisscchhee  SScchhuullddeennkkrriissee,,  KKrriittiikk  aann  ddeerr  RReeggiieerruunngg  OOrrbbáánn  uunndd  ddiiee  FFrraaggee
nnaacchh  ddeerr  ddeeuuttsscchheenn  FFüühhrruunnggssrroollllee  iinn  EEuurrooppaa..  VVoorr  ddiieesseemm  HHiinntteerrggrruunndd
hhiieelltt  vveerrggaannggeenneenn  DDiieennssttaagg  ddeerr  uunnggaarriisscchhee  AAuußßeennmmiinniisstteerr  JJaannooss  MMaarrttoonnyyii
aauuff  EEiinnllaadduunngg  ddeess  DDeeuuttsscchheenn  WWiirrttsscchhaaffttsscclluubbss  eeiinneenn  VVoorrttrraagg  zzuumm  TThheemmaa
„„EEuurrooppaappoolliittiikk  uunndd  wwiirrttsscchhaaffttlliicchhee  HHeerraauussffoorrddeerruunnggeenn““..  EEiinn  LLoobblliieedd  ffüürr
ddiiee  ddeeuuttsscchhee  EEuurrooppaappoolliittiikk  uunndd  eeiinnee  zzaagghhaaffttee  KKrriittiikk  aann  eeuurrooppääiisscchheenn
IInnssttiittuuttiioonneenn..

Gemeinsam mit dem Gastgeber, dem DWC-Vorstandsvorsitzenden Arne Gobert (r.).

AAuußßeennmmiinniisstteerr  JJáánnooss  MMaarrttoonnyyii  bbeeiimm  DDeeuuttsscchheenn  WWiirrttsscchhaaffttsscclluubb

„„DDeerr  PPrreeiiss,,  ddeenn  UUnnggaarrnn  zzaahhlleenn  mmuussss““

Im Gespräch mit dem deutschen Botschafter Matei Ion Hoffmann (l.).

Außenminister János Martonyi: „Die europäische Integration ist alternativlos.”
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GGAALLAAMMUUSS
IImm  uunnggaarriisscchheenn  PPaarrllaammeenntt  

ssiittzzeenn  kkaauumm  FFrraauueenn

Das ungarische Parlament hinkt den anderen
nationalen Parlamenten Europas in Sachen
Frauenanteil weit hinterher, kritisiert die
Sprachwissenschaftlerin Ágnes Huszár auf dem
linksliberalen Meinungsportal Galamus:
„‘Ungarn schneidet besser ab’, lautet ein aktuel-
ler Slogan der Regierung Orbán. Keineswegs.
Was die Anzahl der Frauen im Parlament an-
geht, liegt Ungarn europaweit an letzter Stelle.
2010 saßen in der ungarischen Legislative le-
diglich 35 Frauen, was gemessen an der Ge-
samtzahl der Abgeordneten [386] ein Anteil
von 8,8 Prozent ist. In Europa gibt es kein ein-
ziges Land, das einen niedrigeren Frauenanteil

hat. (...) Der ungarische Frauenanteil ist auch
in historischer Hinsicht ein negativer Rekord.
In Europa bekamen 1906 als erste die finni-
schen Frauen das Wahlrecht zugesprochen. Bei
den finnischen Parlamentswahlen 1907 kamen
mehr Frauen in die Legislative als über hundert
Jahre später in Ungarn. Im finnischen Parla-
ment liegt der Frauenanteil heute bei 42,5
Prozent.“ (19. Juni 2013)

NNÉÉPPSSZZAABBAADDSSÁÁGG
KKooooppeerraattiioonn  ddeerr  VViisseeggrráádd--GGrruuppppee  

nnuurr  ssyymmbboolliisscchh

Ungarn wird am 1. Juli die Führung der
Visegrád-Gruppe (V4) von Polen überneh-
men. Die V4, der Polen, Tschechien, die
Slowakei und Ungarn angehören, haben sich

bei ihrer Gründung im Jahr 1991 eine enge
regionale Kooperation auf die Fahne ge-
schrieben. Von der ist aber bis heute nichts zu
sehen, meint die linksliberale Tageszeitung
Népszabadság: „Die Kooperation zwischen
den Visegrád-Staaten ist deshalb auf dem
Minimalniveau stehengeblieben, weil die
Länder der V4 schlichtweg kein Interesse an
einer Zusammenarbeit haben. Wirtschaftli-
chen Aufschwung erwarten die vier Staaten
von der Hilfe von außen, nicht aber von ihrer
engeren Zusammenarbeit. Sie haben nicht
einmal Interesse daran, gemeinsame kulturel-
le Projekte auf die Beine zu stellen. Darüber
hinaus stagniert auch die Abstimmung in der
Sicherheitspolitik. Die Visegrád-Gruppe hat
heute nur noch einen symbolischen Wert, der
völlig nutzlos ist.“ (18. Juni 2013)

BBeeii  aannddeerreenn  ggeelleesseenn

„„IInn  EEuurrooppaa  ggiibbtt  eess  kkeeiinn  LLaanndd  mmiitt  eeiinneemm  
nniieeddrriiggeerreenn  FFrraauueennaanntteeiill““

DDoch warum hat das Budget
nicht genug Einnahmen?

Die Antwort der Regierung: Die
Inflation sei niedriger als ur-
sprünglich erwartet. Freilich: Im
Normalfall freuen wir uns über
eine niedrige Inflation, aus gu-
ten Gründen ist das jetzt aber
nicht der Fall. Bekanntlich kann
eine niedrige Inflation für eine
Wirtschaft sowohl „gut„ als auch
„schlecht“ sein. „Gut“ ist sie
dann, wenn es einen leichten
Preisanstieg gibt, sprich wenn
die Unternehmen ihre Preise
aufgrund der wachsenden Nach-
frage erhöhen – und auch die
Angestellten mit der Forderung
nach Gehaltserhöhungen auf den
Plan treten. Solch eine Inflation
ist kennzeichnend für eine ge-
sunde Wirtschaft – wobei auch
die Notenbank ihre Instrumente
einsetzt, um zu vermeiden, dass
sich die Wirtschaft überhitzt.

Wenn die Inflation jedoch des-
halb niedrig ist, weil es auf dem
Markt keine Nachfrage gibt (es
gibt keinen Konsum, keine In-
vestitionen und nicht genug Ex-
porte), dann kann mitnichten
von einer gesunden Wirtschaft
gesprochen werden, ganz im Ge-
genteil. Was besonders negativ
ins Gewicht fällt, ist der Um-
stand, dass die Preise nicht stei-
gen, sondern geradewegs fallen
(dieses Phänomen nennt man
Deflation). Dies geht damit ein-
her, dass der Realwert der Schul-

den steigt, weil die Schuldner
(die Unternehmen, Privathaushalte
und der Staat) nicht imstande
sind, ihre Einnahmen nominell
zu heben (ja sie sinken sogar),
während zugleich die Kreditzin-
sen gezahlt werden müssen.

Die Situation in Ungarn ist in-
sofern besorgniserregend, als in
modernen Marktwirtschaften
danach getrachtet wird, die In-
flation künstlich anzukurbeln.
Das sagt auch unser Volkswirt-
schaftsminister, jedoch schweigt
er sich dezent darüber aus, dass
in den Ländern mit
funk t ion i e rende r
Marktwirtschaft die
Ankurbelung der
Inflation nicht durch
Steuererhöhungen
herbeigeführt wird,
sondern durch
S teue r s enkungen
und die damit ver-
bundene Stimu-
lierung des Kon-
sums. (In diesem Zu-
sammenhang wollen
wir gar nicht darauf
eingehen, dass
Regierung und No-
tenbank sich im Ap-
ril feierten, als die
Inflation einen historischen
Tiefstand erreichte.) Im
Fachjargon nennt man dieses
Vorgehen der Regierungen eine
antizyklische Wirtschaftspolitik.
Auf diese Weise wird versucht,

den negativen wirtschaftlichen
Tendenzen gegenzusteuern.

Der ungarische Haushalt hat
schon seit längerem mit diesem
Problem zu kämpfen: In Anbe-
tracht der schwachen Wirt-
schaftsleistung sinken die staat-
lichen Einnahmen, obendrein
sind – ungeachtet der nominel-
len Zinssenkungen – die Real-
zinsen im Anstieg begriffen (der
drei- bis vierprozentige Realzins
ergibt sich aus dem fünf- bis
sechsprozentigen Nominalzins
minus einer Inflation von eins
bis 1,5 Prozent). Dass dadurch
das Realniveau der Kreditzinsen
für Unternehmen und Privat-
haushalte unerträglich hoch
bleibt, liegt auf der Hand. 

Aus diesem Grund sind immer
neue Steuererhöhungen gefragt,
die allerdings den wirtschaft-
lichen Rückfall konservieren.

Die Regierung kann also nicht
umhin, eine prozyklische Wirt-
schaftspolitik zu verfolgen, wo-
durch die negativen Wirtschafts-
tendenzen aber nur verschärft
werden. Während die Sonder-

steuern für bestimmte Wirt-
schaftszweige die Investitions-
freudigkeit dämpfen, drosseln
die horrende Mehrwertsteuer
(27 Prozent; Anm.), die (16-
prozentige; Anm.) einheitliche
Einkommensteuer (die für die
niedrigen Einkommen mit einer
Steuererhöhung gleichbedeu-
tend ist) sowie die Transaktions-
und Telekommunikationssteuer
den Binnenkonsum. Von den
Improvisationen und Unwäg-
barkeiten der ungarischen Wirt-
schaftspolitik ganz zu schweigen.

Der Kreis schließt sich allmäh-
lich: Die verworrene, improvisa-
torische und kurzsichtige Wirt-
schaftspolitik der Regierung wird
von den Gesetzen des Marktes
eingeholt.

Gott sei Dank ist der Minister-
präsident aber auch jetzt optimi-
stisch. Dieser Tage sprach er

vom „Jahr der
Ernte“, der Sprecher
der Regierungspartei
Fidesz wiederum
sagte, dass die
Länder Europas das
ungarische Wirt-
schaftsmodell als
Vorbild vor Augen
hätten. Sollte dies
tatsächlich so sein,
bleibt nur eins zu
sagen: Gott sei ih-
nen gnädig!

Der Autor ist Öko-
nom und ehemaliger
Präsident des un-
garischen Bankenver-
bandes. Der hier ab-

gedruckte Text erschien am 14. Juni
in der Online-Ausgabe der linkslibe-
ralen Wochenzeitung Magyar
Narancs.

AAUUSS DDEEMM UUNNGGAARRIISSCCHHEENN
VVOONN PPEETTEERR BBOOGGNNAARR

BBeeii  aannddeerreenn  ggeelleesseenn

„„GGootttt  sseeii  iihhrreerr  ggnnääddiigg““

„Das Unabhängige, das Freie existiert als Idee

nicht mehr. Das Schlimme ist, dass diejenigen,

die sich nicht zu einem politischen Glauben

bekennen, sondern frei denken wollen, werden

nicht akzeptiert. Man wird gleich abgestem-

pelt, dass man dahin oder dorthin gehört.“ 
Der ungarische Regisseur Dávid Márton bei 

einem Forum des Deutschlandradios im Berliner

Maxim Gorki Theater am vorletzten Donnerstag.

„Wenn man eine neue Verfassung macht,

braucht man einen breiten Konsens, und 

den hat die Regierung Orbán nicht. Einer

Verfassung sollte ein langer politischer

Prozess zugrunde liegen. Vom Standpunkt 

der Demokratiequalität ist eine Verfassung, 

die gegen den Willen der gesamten 

demokratischen Opposition durchgeboxt wird,

ein schlechtes Zeichen. Rein rechtlich sind 

die neue Verfassung und ihre Novellen 

aber einwandfrei zustande gekommen.“ 
Anton Pelinka, österreichischer Politologe an der

Central European University in Budapest, im

Kleine Zeitung-Interview über den

Verfassungsstreit Ungarns mit Brüssel.

„Mit dem Tavares-Bericht und der
Aussage von Rui Tavares besteht das
Problem, dass er glaubt, in der Rolle
eines Gerichtes zu sein, von dem Bericht
glaubt er, dass es ein Urteil sei." 

Fidesz-Abgeordnete Kinga Gál am Donnerstag im

Kossuth Rádió zum kritischen Bericht von Rui

Tavares über die politische Lage in Ungarn.

„Was in Ungarn passiert, stimmt nicht mit 

unserer Auffassung von Meinungsfreiheit,

Pressefreiheit, einer offenene Gesellschaft 

und Demokratie überein.“ 
Peer Steinbrück, SPD-Kanzlerkandidat vergangene

Woche auf einer Pressekonferenz in Berlin.

ZITATE

DER WOCHE

„Der Kreis schließt sich 

allmählich: Die verworrene,

improvisatorische und 

kurzsichtige Wirtschaftspolitik

der Regierung wird von den

Gesetzen des Marktes

eingeholt.“ 

VVOONN PPÉÉTTEERR FFEELLCCSSUUTTII

DDiiee  RReeggiieerruunngg  sseettzztt  iihhrree  bbeewwäähhrrttee  PPrraaxxiiss  ffoorrtt::  AAnnggeessiicchhttss  ddeerr  bbuuddggee--
ttäärreenn  SSiittuuaattiioonn,,  ddiiee  ssiicchh  ssoo  ggaarr  nniicchhtt  aann  ddaass  HHaauusshhaallttssggeesseettzz  aannppaasssseenn
wwiillll,,  hheebbtt  ssiiee  nnuunn  kkuurrzzeerrhhaanndd  ddiiee  SStteeuueerrnn..  JJeettzztt  ssiinndd  ddiiee  TTrraannssaakkttiioonnss--
uunndd  TTeelleekkoommmmuunniikkaattiioonnsssstteeuueerr  aann  ddeerr  RReeiihhee,,  ddaarrüübbeerr  hhiinnaauuss  wwiirrdd  ddiiee
GGeessuunnddhheeiittssaabbggaabbee  aauuff  ZZiinnsspprrooffiittee  aauussggeewweeiitteett..  ((WWoo  ssiinndd  ddiiee  ppoossiittii--
vveenn  WWiirrkkuunnggeenn  ddeerr  1166--pprroozzeennttiiggeenn  EEiinnkkoommmmeennsstteeuueerr??))  



DDiiee  RReeggiieerruunngg  ppllaanntt  eeiinneenn  wweeiitteerreenn  RReeiiggeenn  aann
SStteeuueerreerrhhööhhuunnggeenn..  WWaass  VVoollkksswwiirrttsscchhaaffttssmmiinniisstteerr
MMiihháállyy  VVaarrggaa  mmiitt  vveerrlleeggeenneemm  HHüüsstteellnn  aamm
MMoonnttaagg  aallss  EErrkklläärruunnggssvveerrssuucchh  bbeemmüühhttee,,  wwaarr
zziieemmlliicchh  kküümmmmeerrlliicchh..  DDaass  mmuussss  aauucchh  ddeenn  ssttaaaatt--
lliicchheenn  SStteelllleenn  aauuffggeeffaalllleenn  sseeiinn,,  ddiiee  ddaass  ooffffiizziieellllee
VViiddeeoo  iimm  IInntteerrnneett  llöösscchheenn  lliieeßßeenn..  SSoo  bblleeiibbtt  RRaauumm
ffüürr  SSppeekkuullaattiioonneenn,,  wwoozzuu  VViikkttoorr  OOrrbbáánn  ddiiee  sscchhäätt--
zzuunnggsswweeiissee  111100--112200  MMiilllliiaarrddeenn  FFoorriinntt  ddeess  nneeuueenn
SSppaarrppaakkeettss  bbeennööttiiggtt..

DDie zweite Orbán-Regierung hat bisher mehr
Steuererhöhungen als jede andere ungarische

Regierung vorgenommen, ihrem Ideenreichtum
bezüglich immer neuer Steuerformen scheinen
wirklich keine Grenzen gesetzt. Die jüngste „In-
novation“ war die Werbungssteuer für Medienan-
stalten, im am Montag von Volkswirtschaftsmi-
nister Mihály Varga vorgestellten Sparpaket wur-
den hingegen Anhebungen bekannter Steuersätze
favorisiert. Die Transaktionssteuer wird ab August
allgemein von 0,2 Prozent auf 0,3 Prozent, bei
Geldentnahmen aus Bankautomaten (ATM) aber
gleich von 0,3 Prozent auf 0,6 Prozent angehoben
und die Obergrenze von 6.000 Forint abgeschafft.
Die Telefonsteuer beträgt für Firmen künftig 3
statt 2 Forint pro Minute, auf Zinserträge aus Ka-
pitaleinkommen wird eine sechsprozentige Ge-
sundheitsabgabe erhoben.

Von der auf 16 Prozent erhöhten Schürfabgabe
sind die Mol-Gruppe und andere an der Förde-
rung von Rohstoffen interessierte Gesellschaften
betroffen. Das Paket enthält nach dem Willen der
Regierung außerdem eine Steuer in Höhe von 7
Prozent auf die konsolidierten Schulden von
Städten und Gemeinden – diese Belastung auf ei-
nen Saldo von 612 Mrd. Forint sollen die Banken
tragen. Varga, der frank und frei behauptete, die

neuen Maßnahmen seien mit dem Bankenver-
band abgestimmt worden, ließ diese nicht gerade
unwichtige Position von rund 40 Mrd. Forint
einfach bei seiner Ankündigung aus, sie wurde erst
aus der schriftlichen Vorlage im Parlament ersichtlich!

Der Volkswirtschaftsminister bezeichnete als er-
strangigen Grund für das Maßnahmenpaket,
Ungarn wolle nicht das Schicksal Maltas teilen –
der kleine Inselstaat war gerade aus dem Defizit-
verfahren entlassen worden, als die EU-Kommis-
sion ein neues einleitete, weil Malta sein Haus-
haltsdefizit nicht dauerhaft unter 3 Prozent am
BIP halten konnte. An zweiter Stelle nannte Varga
die Inflation. „Die Inflationsrate fiel seit 40 Jahren
nicht so niedrig aus, was günstig für die Menschen
ist, die Einnahmen des Fiskus jedoch mindert.“
Bekanntlich rangiert die Teuerungsrate momentan
unter 2 Prozent, wo doch die Regierung in der
Haushaltsplanung für dieses Jahr noch von 5,2
Prozent ausgegangen war und diese Prognose im
überarbeiteten Konvergenzprogramm auch nur
auf 3,1 Prozent absenkte. Der dritte Grund ist die
offensichtliche Fehlplanung der Matolcsy-Mann-
schaft, die allein aus der Transaktionssteuer 301
Mrd. Forint an Einnahmen in den diesjährigen Staats-
haushalt einplante – bis Ende Mai waren hier aber
lediglich 52 Mrd. Forint geflossen.

Ein weiteres Motiv für das unverhoffte Spar-
paket legte der Minister am Montag und Dienstag
in verschiedenen Fernsehstudios offen. Dort sagte
er, im Oktober oder November ließe sich entschei-
den, ob die im Mai beschlossene Haushaltssperre
von 69 Mrd. Forint eventuell aufgehoben werden
könnte. Während Regierungssprecher András
Giró-Szász den angesichts des Sparpakets „ver-
blüfften“ Journalisten ein schwaches Gedächtnis
bescheinigte, da dieses doch Mitte Mai angekündigt
worden sei (Wir berichteten in Ausgabe 20/2013

unter dem Titel „Rezession adé?“), versuchen
Analysten, den momentan eigentlich überflüssi-
gen Maßnahmen irgendeine Logik abzugewinnen.

So wird spekuliert, Ministerpräsident Viktor
Orbán wolle weder die Ministerien leiden lassen,
noch auf Prestigeobjekte wie den kostspieligen
Umbau des Kossuth tér am Parlament verzichten
– das aber besagten die ersten zwei Säulen des von
Mihály Varga im Mai verkündeten Pakets. Deshalb
werde die dritte Säule nach vorne geholt und wie
gewohnt der Steuerzahler zur Kasse gebeten, oh-
ne dass der Staat seine Ausgaben drosselt. Eine an-
dere Theorie sieht das Wahljahrbudget im Mittel-
punkt der Anstrengungen – die Regierung wolle
sich demnach Spielraum für weitere Umvertei-
lungen verschaffen, um mittels gezielter Unter-
stützung von Wählerschichten bei den Parla-
mentswahlen 2014 die Macht zu behaupten. Dazu
gehört beispielsweise die Absicherung des seit
Jahren verschleppten Karrieremodells für Pädagogen,
das aktuellen Meldungen folgend im September
auf den Weg gebracht würde.

Fakt ist, dass Brüssel keine weiteren
Sparschritte von Budapest forderte. Die bevor-
stehende Entlassung aus dem Defizitverfahren
geht auf die aktualisierte Prognose der EU-
Kommission zurück, wonach Ungarn in diesem
wie auch im kommenden Jahr sicher weniger als
3 Prozent am BIP an Neuschulden fabrizieren
wird. Varga selbst hatte bei der Ankündigung des
Sparpakets vom Mai – als sich die ungarische
Regierung ziemlich genervt zeigte, weil Brüssel
immer neue Vorbedingungen stelle – davon ge-
sprochen, die drei Stufen würden sukzessive um-
gesetzt. Die nur wenige Tage später vom
Zentralamt für Statistik (KSH) präsentierte, im
europäischen Umfeld außerordentlich positive
Wachstumszahl dürfte Varga zumindest erahnt
haben. Demnach wurde also die Öffentlichkeit
wieder einmal mit Kommunikationstricks auf das
Schlimmste vorbereitet, so dass die Bürger am
Ende froh sein werden, wenn sie nur die Hälfte
der Zeche bezahlen müssen. Einer Zeche wohl-
gemerkt, die Politiker in einem normalen Land
den Steuern zahlenden Leistungsträgern der
Gesellschaft erst gar nicht aufbürden würden.

RRAA

AAnnmmeerrkkuunnggeenn  zzuumm  VVaarrggaa--KKoonnssoolliiddiieerruunnggssppaakkeett

RRäättsseellrraatteenn  üübbeerr  ddiiee  HHiinntteerrggrrüünnddee
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� Hundertfünfzigtausend netto. Die
Nettolöhne nähern sich 150.000 Forint
(ca. 500 Euro) an, nachdem das Zentral-
amt für Statistik (KSH) im April bereits ein
Jahresplus von ca. 6% auswies. Unter-
nehmen in der Wettbewerbssphäre zah-
len ihren Mitarbeitern brutto im Schnitt
25.000 Forint mehr pro Monat, als der öf-
fentliche Dienst. Der Staatssektor wird
durch mittlerweile 140.000 ABM-Kräfte
nach unten gezogen, die monatlich gera-
de einmal 78.000 Forint verdienen.

� Brutale Spareinschnitte. Der Staats-
sekretär des Volkswirtschaftsministe-
riums, Gábor Orbán, hat auf einer Fach-
konferenz davon gesprochen, dass die
„Maßnahmen zur Senkung des Haus-
haltsdefizits“ (im Sprachgebrauch der
Fidesz/KDNP-Regierung gibt es keine
Sparpakete) allein im vergangenen Jahr
6-7% am Bruttoinlandsprodukt (BIP) er-
reichten. Damit wollte er die großartige
Leistung des Landes verdeutlichen, die
Wirtschaft stabilisiert zu haben. Experten
hatten zuvor die Effekte sämtlicher Spar-
einschnitte auf rund ein Zehntel des BIP
angesetzt.

� Vom Devisenkredit zur Staatspleite.
Die Fidesz-Fraktion meint, Károly Szász
sitze rücklings auf dem Pferd, wenn er
die Interessen der Banken an Stelle der
Kreditnehmer wahrnehme. Dabei hat der
Chef der Finanzaufsicht PSZÁF lediglich
zu einer Anfrage des Obersten Gerichts-
hofs Stellung bezogen. Szász schrieb der
Kurie im Zusammenhang mit der wach-
senden Zahl schwebender Verfahren von
Devisenkreditnehmern, die eine Annullie-
rung ihrer Kreditverträge anstreben, für
die Banken nachteilige „Pauschalurteile“
könnten zur Staatspleite führen. Die Ge-
richte dürften einer eventuellen Bankpa-
nik nicht Tür und Tor öffnen.

� Es wird keine Wahlgeschenke ge-
ben! Die Regierung habe nicht die Ab-
sicht, Wahlgeschenke zu verteilen, sagte
der Staatssekretär im Volkswirtschaftsmi-
nisterium, Zoltán Cséfalvay, dem österrei-
chischen Wirtschaftsblatt. Die unter gro-
ßen Opfern erreichte Stabilität müsse be-
wahrt werden, weshalb man nicht die
Fehler früherer Regierungen wiederholen
wolle.

� Berechenbarkeit wichtiger als nie-
drige Steuern. Wichtiger als niedrige
Steuersätze ist für deutsche Großunter-
nehmen in Ungarn die Berechenbarkeit
der Wirtschaftspolitik, fand die Steuerbe-
ratungsfirma WTS heraus. Die Manager
interessiere in erster Linie die effektive
Steuerbelastung, die durch die ungünsti-
ge Bemessungsgrundlage bei der ört-
lichen Gewerbesteuer (IPA) teils absurde
Höhen erreiche. Wer für die IPA mehr als
an Körperschaftsteuer einzahlt, sieht sich
nicht zu Investitionen und zur Schaffung
neuer Arbeitsplätze motiviert.

� Favorit für Urlauber aus Österreich.
Ungarn gehört nach dem Preis-Leis-
tungs-Verhältnis zu den Favoriten für Ur-
lauber aus Österreich, ermittelte Statistik
Austria pünktlich zum Start der Haupt-
reisezeit. Ein Durchschnitts-Österreicher
kalkuliert mit 2.500 Euro Ausgaben im
Sommerurlaub, obendrein ist sein Geld
hierzulande drei Viertel mehr wert. Nur in
Bulgarien und Rumänien erhielte er noch
mehr Leistungen für das gleiche Geld,
doch sind dies nicht die Lieblingsreise-
ziele eines Österreichers.

� Register für e-Maut ist nun offen. Mit
Bordgerät und Streckentickets kommt
nun wohl doch ab 1. Juli die e-Maut für
Lkw ab 3,5 Tonnen Gesamtgewicht. In
den letzten Junitagen können sich Fräch-
ter und Spediteure auf dem Portal Hu-Go
registrieren lassen. Die kilometerabhän-
gige Maut wird nach Straßentyp, Kate-
gorie und Umwelteinstufung des betref-
fenden Lkw erhoben.

KOMPAKT

DDiiee  AAuuddii  HHuunnggaarriiaa  MMoottoorr  KKfftt..  iisstt  iinn  eeii--
nnee  nneeuuee  PPhhaassee  ddeerr  RReekkrruuttiieerruunngg  vvoonn
AArrbbeeiittsskkrrääfftteenn  ggeettrreetteenn..  NNaacchhddeemm  iinn
ddeerr  VVoorrwwoocchhee  ddaass  nneeuuee  FFaahhrrzzeeuuggwweerrkk
ddeess  ddeeuuttsscchheenn  AAuuttoommoobbiillhheerrsstteelllleerrss  iinn
ddeerr  wweessttuunnggaarriisscchheenn  SSttaaddtt  GGyyõõrr  iimm
BBeeiisseeiinn  vvoonn  MMiinniisstteerrpprräässiiddeenntt  VViikkttoorr
OOrrbbáánn  ffeeiieerrlliicchh  eerrööffffnneett  wwuurrddee  ((ddiiee
BBUUDDAAPPEESSTTEERR ZZEEIITTUUNNGG bbeerriicchhtteettee)),,
ssuucchhtt  AAuuddii  nnuunn  vveerrssttäärrkktt  nnaacchh  qquuaalliiffii--
zziieerrtteenn  MMiittaarrbbeeiitteerrnn  ffüürr  ddiiee  nneeuuee
FFaabbrriikk..  AAuuss  ddiieesseemm  GGrruunndd  lluudd  ddeerr  AAuu--
ttoopprroodduuzzeenntt  iinnssggeessaammtt  11..220000  AArrbbeeiittss--
ssuucchheennddee  zzuu  eeiinneerr zzwweeiittääggiiggeenn  RReekkrruuttiiee--
rruunnggssvveerraannssttaallttuunngg  eeiinn..  

WWie der Mitarbeiter des Personal-
marketings von Audi Hungaria,

Csongor Udvari Takács, gegenüber der
staatlichen Nachrichtenagentur MTI
sagte, werden durch die Inbetrieb-
nahme des neuen Automobilwerks ins-
gesamt 2.100 direkte Arbeitsplätze ge-
schaffen. Zu der Rekrutierungsveran-
staltung wurden mit Hilfe von örtlichen
Arbeitsvermittlungsstellen insgesamt
1.187 Personen eingeladen, die über die
notwendigen Qualifikationen verfügen,
um im neuen Werk arbeiten zu können.
Audi sucht für insgesamt 73 Fachbe-
reiche Mitarbeiter, Deutschkenntnisse
sind zwar von Vorteil, jedoch keine
Voraussetzung für eine Aufnahme.

Die 1.187 Personen wurden aus der
Region eingeladen, die sich zwischen
den Städten Mosonmagyaróvár (nahe
der österreichischen Grenze), Csorna,

Zirc und Tatabánya erstreckt. Im Rah-
men der Rekrutierungsveranstaltung
hatten sie die Möglichkeit, jenen Test
auszufüllen, durch den sie im Falle des
positiven Bestehens in jenen Audi-Pool
aufgenommen werden, aus dem der
Autohersteller seine Mitarbeiter rekru-
tiert. Weitere Veranstaltungen zur Rek-
rutierung von Personal sind demnächst
geplant, ist doch das Interesse der Ar-
beitssuchenden groß. Der Leiter der
Arbeitsvermittlungszentrale des Komi-
tats Gyõr-Moson-Sopron, Ernõ Major,
sagte gegenüber MTI, dass von den ins-
gesamt rund 9.500 Arbeitslosen im
Komitat etwa 7.500 für eine Stelle bei
Audi Hungaria in Frage kommen könnten. 

„„AAuuddii  uunndd  DDaaiimmlleerr
wwiicchhttiigg  ffüürr  UUnnggaarrnn““

Der für Außenpolitik und Außen-
handel zuständige Staatssekretär im
Ministerpräsidialamt, Péter Szijjártó,
betonte kürzlich, es sei für das Land
von großer Bedeutung, dass die beiden
deutschen Autohersteller, Audi und
Daimler, einen Gutteil ihrer Fertigungs-
kapazitäten nach Ungarn verlagert ha-
ben. Audi beispielsweise zahle jährlich
rund 450 Milliarden Forint an ungari-
sche Zulieferer für deren Produkte und
Dienstleistungen. Er wies ferner darauf
hin, dass 16 der 20 wichtigsten Auto-
mobilzulieferer weltweit bereits in Un-
garn tätig seien. 

PPBB

AAuuttoommoobbiilliinndduussttrriiee

AAuuddii  HHuunnggaarriiaa  aauuff  MMiittaarrbbeeiitteerr--SSuucchhee

WWiillll  hheeuuttee  jjeemmaanndd  eeiinneenn  FFoorriinntt--KKrreeddiitt  aauuffnneehhmmeenn,,  bbeekkoommmmtt  eerr
iihhnn  ggüünnssttiiggeerr  aallss  vvoorr  eeiinneemm  JJaahhrr..  DDiieess  ggeehhtt  aauuss  ddeenn  ZZaahhlleenn  hheerrvvoorr,,
ddiiee  vvoonn  ddeerr  NNootteennbbaannkk  ((MMNNBB))  iinn  HHiinnbblliicckk  aauuff  ddeenn  ZZeeiittrraauumm
AApprriill  22001122  bbiiss  AApprriill  22001133  jjüünnggsstt  vveerrööffffeennttlliicchhtt  wwuurrddeenn..  WWiiee  ddiiee
WWiirrttsscchhaaffttsszzeeiittuunngg  VViilláággggaazzddaassáágg aamm  DDiieennssttaagg  ddiieesseerr  WWoocchhee  bbee--
rriicchhtteettee,,  ssiinndd  ddiiee  nniieeddrriiggeerreenn  KKrreeddiittzziinnsseenn  aauuff  ddiiee  ssuukkzzeessssiivvee
SSeennkkuunngg  ddeess  LLeeiittzziinnsseess  zzuurrüücckkzzuuffüühhrreenn..  ZZwwiisscchheenn  AApprriill  22001122  uunndd
AApprriill  22001133  wwuurrddee  ddeerr  uunnggaarriisscchhee  BBaassiisszziinnss  uumm  222255  BBaassiissppuunnkkttee
aauuff  44,,7755  PPrroozzeenntt  rreedduuzziieerrtt  ––  sseeiitthheerr  wwuurrddee  ddeerr  LLeeiittzziinnss  uumm  wweeiittee--
rree  2255  BBaassiissppuunnkkttee  ggeesseennkktt,,  wweesshhaallbb  eerr  hheeuuttee  bbeeii  44,,55  PPrroozzeenntt  lliieeggtt..  

MMit Blick auf die Privatkredite sind die Zinsen nicht zuletzt
bei den Immobiliendarlehen massiv gesunken, sie betru-

gen im April im Schnitt 8,64 Prozent. Zum Vergleich: Im April
2012 lagen sie durchschnittlich um 2,14 Prozentpunkte drüber.
Bei den frei verfügbaren Hypothekarkrediten fiel das Zinsniveau
sogar um 3,12 Prozentpunkte auf 11,52 Prozent im Schnitt. Bei
den Konsumkrediten indes, sanken die Zinsen nur unmerklich,
bei den Autokrediten etwa um 0,82 Prozentpunkte.

Profitieren können von den niedrigeren Zinsen auch die
Unternehmen. Die Zinsen für Unternehmenskredite sanken
um mindestens 1,93 Prozentpunkte, bei diversen Firmenkre-
diten betrug der Zinsrückgang sogar 2,53 Prozentpunkte.
Trotz der niedrigeren Kreditzinsen gab es im Kreis der
Privathaushalte bislang jedoch noch keinen Nachfrage-
zuwachs bei der Aufnahme von Darlehen, so Világgazdaság.
Dies sei in erster Linie der klammen Finanzsituation der Pri-
vathaushalte geschuldet, was wiederum auf die Verschuldung
vieler Haushalte in Fremdwährungskrediten zurückzuführen
sei. Demgegenüber sei bei der Aufnahme von Unternehmens-
krediten ein leiser Trend nach oben zu beobachten, schreibt
Világgazdaság.

PPBB

GGüünnssttiiggeerree  DDaarrlleehheenn

KKrreeddiittzziinnsseenn  ssiinndd  iimm  vveerr--
ggaannggeenneenn  JJaahhrr  ggeessuunnkkeenn

„Wenn der Staat den Banken im Zuge der Schuldenkonsolidierung von Städten und Gemeinden nur 93
von 100 Forint zahlt, ist dies ein selektiver Zahlungsausfall“, sagte Péter Felcsuti, früherer Chef der
Raiffeisenbank in Ungarn und des Ungarischen Bankenverbandes, dem privaten Nachrichtensender ATV.
Sofern sich der Staat um einen Teil seiner Schulden drücken wolle, sei es ziemlich gleichgültig, ob man
die Pleite offen anerkenne oder in Form neuer Steuern kaschiere.

SELEKTIVER ZAHLUNGSAUSFALL?
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INNOVATION IS OUR FUTURE,

SERVICE IS OUR PASSION

PEX AUTOMOTIVE SYSTEMS KFT.
H-2310 Szigetszentmiklós   �� www.pex.hu  �� sales@pex.hu  �� (+36 70) 931 4343

30 Jahre bevorzugter Lieferant der Automobil- und Nutzfahrzeug-Industrie

Bremsverschleiß-
anzeiger

Zuleitungen und wasser-
dichte Steckverbindungen

Kabelbäume Kunststoffteile

Konstruktion und Her-
stellung von Spritzguss-
werkzeugen für Thermo-
plast und Duroplast 
mit einer Plattengröße 
bis 246 x 216 mm

Kunststoffspritzgießerei
Schussgewicht bis 150g

Schließkräfte bis 1300kN

Säulenabstand bis 420mm

DDa laut Mitteilung in Eger alle
Möglichkeiten der Kapazitäts-

erweiterung ausgeschöpft seien, war
es notwendig, einen neuen, strate-
gisch günstigen Werksstandort zu
finden. „Wir sind uns sicher, mit
Maklár die richtige Wahl getroffen zu
haben. Neben der kurzen Entfer-
nung zum bestehenden Werk in Eger
und sehr guten Infrastrukturbedin-
gungen hat uns vor allem das wirt-
schaftsfreundliche Klima in Ungarn
überzeugt“, wird ZF Lenksysteme
Hungária-Geschäftsführer Matthias
Augenstein zitiert. Nachdem die
Subventionszusage im Rahmen des
„Neuen Széchenyi-Plans“ von der
ungarischen Regierung erteilt wur-
de, liefen die Vorbereitungen für den
Start der Bauarbeiten im Sommer
2013 bereits auf Hochtouren.

Auf Nachfrage der BUDAPESTER

ZEITUNG teilte eine Sprecherin von
ZF Lenksysteme Hungária mit, dass
der Grundstein für das Werk im
August gelegt werden solle, momen-
tan liefen auf der Grundfläche in
Maklár die ersten Vorbereitungen
dafür. Am Montag erklärte Peter
Ottenbruch, seit 1. April 2013 neuer
Vorsitzender der ZF-Geschäftsfüh-
rung, gegenüber dpa, dass es sich ex-

plizit nicht um eine
Verlagerung von Pro-
duktionskapazitäten
handele, sondern um
die Ansiedlung neuer
Fertigungskapazitäten
nach logistischen und
betriebswirtschaft-
lichen Kriterien.

BBeesstteehheennddee  AArrbbeeiittsspplläättzzee  ssiicchheerrnn,,
nneeuuee  sscchhaaffffeenn

Auf einer Gesamtfläche von
180.000 qm erfolgt im ersten Bau-
abschnitt bis 2014 die Erweiterung
der Produktionskapazitäten um rund
23.000 qm. Das neue Werk wird in
der Endausbaustufe ein Verwal-
tungsgebäude und mehrere Monta-
gelinien für hochwertige PKW-
Elektrolenkungen des Typs EPSapa
umfassen. Daneben wird in Maklár
auch die Fertigung von Teilen für die
komplexe EPSapa-Produktlinie an-
gesiedelt. „Der Neuanlauf der
EPSapa-Produktion durch ein hohes
Neuauftragsvolumen stärkt die Be-
deutung des Produktionsstandorts
Ungarn im ZF Lenksysteme-Kon-
zern. Auf der Basis dieses nachhalti-
gen Wachstumskurses streben wir

die Sicherung der bestehenden Ar-
beitsplätze und einen weiteren Be-
schäftigungsaufbau an“, bekräftigt
Augenstein die Entscheidung des
Unternehmens.

Die ZF Lenksysteme GmbH, ein
50:50-Gemeinschaftsunternehmen
der Robert Bosch GmbH und der
ZF Friedrichshafen AG, ist Spezialist
und Technologieführer für Len-
kungstechnik mit rund 12.700
Mitarbeitern an 17 Standorten in 8
Ländern. Der Konzern erwirtschaf-
tete im Jahr 2012 mit rund 4
Milliarden Euro seinen bisher höch-
sten Umsatz (ein Plus von elf
Prozent im Vergleich zum Vorjahr).
Die ungarische Tochter stellt elektri-
sche Servolenkungen her und be-
dient vor allem den europäischen
Automarkt. Die modernen Elektro-
lenkungen machen einen bedeuten-
den Teil des Umsatzes aus.

DDAANNIIEELL HHIIRRSSCCHH

ZZFF  LLeennkkssyysstteemmee  HHuunnggáárriiaa  KKfftt..  bbaauutt  nneeuueess  WWeerrkk  iinn  MMaakklláárr  

MMaakklláárr  pprrooffiittiieerrtt  vvoonn  AAuuffttrraaggssllaaggee
� Opel strebt eine Million an. Ab Mitte
des Jahrzehnts könnten bei Opel in
Szentgotthárd bis zu einer Million Motoren
pro Jahr hergestellt werden, informierte
Geschäftsführer Tamás Solt auf einer
Pressekonferenz in Szombathely. Im Zuge
der 2010 beschlossenen Standorterweite-
rung im Wert von 500 Mio. Euro wurde im
Februar die Serienfertigung von sog. Flex-
Motoren der neuen Generation aufgenom-
men, von denen allein bis zu 600.000
Einheiten im Jahr gefertigt werden sollen.
Das steigende Fertigungsvolumen verlangt
eine Aufstockung des Personals um die
Hälfte auf 1.500 Mitarbeiter.

� Volksbank darf ebenfalls zahlen.
Weil sie die Transaktionssteuer besonders
kreativ auf die Kunden abzuwälzen ver-
suchte, muss die Magyarországi Volksbank
21 Mio. Forint Strafe zahlen. Wie die
Finanzaufsicht PSZÁF mitteilte, habe die
Handelsbank nicht nur ab März eine neue
„Buchungsgebühr“ eingeführt, in deren Fall
man die Zustimmung der Kunden nicht ab-
wartete. Bereits seit Mitte Februar wurden
die Gebühren anders kalkuliert – sicher mit
der Absicht, die neuartige Steuer weiter-
zureichen. Laut PSZÁF müsse die Volks-
bank außerdem 233 Mio. Forint an die ge-
prellten Kunden zurückzahlen.

� Unrentable Kraftwerke. Das Donau-
Kraftwerk der GDF Suez-Gruppe plant, die
Hälfte der Arbeitsplätze zu streichen, um
der Betriebsschließung zu entgehen. Laut
Generaldirektor Zoltán Jászberényi könne
das Wärmekraftwerk bei den heutigen
Gas- und Strompreisen nicht mehr rentabel
wirtschaften – die Verluste erreichten im
Vorjahr 11 Mrd. Forint. Derweil prüft das
Energieamt MEKH Anträge von E.ON,
zwei Kraftwerke mit kombiniertem Zyklus in
Debrecen und Nyíregyháza aufzugeben.
Die Kraft-Wärme-Kopplung wird seit 2011
nicht mehr staatlich gestützt; wie die Fern-
wärmeversorgung der beiden ostungari-

schen Großstädte aufrecht erhalten wer-
den soll, ist derzeit fraglich.

� Milliarden für mehr Autoglas. Der ja-
panische Zulieferer der Automobilindustrie
AGC Glass in Tatabánya wird noch im
Sommer den Grundstein für eine neue,
8.300 qm große Fabrikhalle legen, um der
wachsenden Nachfrage nach Autoscheiben
gerecht werden zu können. Werksdirektor
Zoltán Papp bezifferte die Investition auf
3,5 Mrd. Forint (darunter 930 Mio. Forint an
EU-Fördermitteln); die Anzahl der Arbeits-
plätze wird um 100 auf 730 zunehmen.

� Mehrere Projekte beim Stahlwerk.
Am Metallertag gab der ukrainische Ge-
schäftsführer der ISD Dunaferr Zrt., Jew-
geni Tankjilewitsch, die Modernisierung
eines der beiden Hochöfen des Stahlwerks
bekannt. In das Projekt werden bis Jahres-
ende mindestens 3 Mrd. Forint fließen. Fast
genauso viel kostete eine technologische
Wasseraufbereitungsanlage, die am glei-
chen Tage übergeben wurde. Mit diesen
Projekten sichert der strategische Investor
auch mittelfristig die Zukunft des Unter-
nehmens in Dunaújváros, wo die Gewerk-
schafter noch zu Jahresbeginn wegen va-
ger Versprechen und ausbleibender Löhne
zu Streiks aufriefen.

� Zwei Mercedes-Sportakademien auf
einen Streich. Die Mercedes-Benz Manu-
facturing Hungary Kft. unterstützt zwei
Sportakademien in der Stadt Kecskemét.
Am Donnerstag unterzeichnete Werksdi-
rektor Frank Klein einen entsprechenden
Sponsoringvertrag, mit dem Nachwuchs-
talente der Sportarten Basketball und Fuß-
ball gefördert werden sollen. Beide Akade-
mien werden fortan unter dem Namen von
Mercedes geführt.

KOMPAKT

Die ZF-Hungária-Hauptniederlassung in Eger.

DDiiee  ZZFF  LLeennkkssyysstteemmee  GGmmbbHH,,  ddaass  iinn  SScchhwwääbbiisscchh  GGmmüünndd  ssiitt--
zzeennddee  GGeemmeeiinnsscchhaaffttssuunntteerrnneehhmmeenn  vvoonn  ZZFF  FFrriieeddrriicchhsshhaaffeenn  uunndd
ddeerr  RRoobbeerrtt  BBoosscchh  GGmmbbHH,,  wwiirrdd  iimm  nnoorrddoossttuunnggaarriisscchheenn  MMaakklláárr
eeiinn  nneeuueess  PPrroodduukkttiioonnsswweerrkk  sseeiinneerr  iinn  EEggeerr  aannssäässssiiggeenn  TToocchh--
tteerrggeesseellllsscchhaafftt  ZZFF  LLeennkkssyysstteemmee  HHuunnggáárriiaa  KKfftt..  eerrrriicchhtteenn..  LLaauutt
eeiinneerr  PPrreesssseemmiitttteeiilluunngg  ddeess  UUnntteerrnneehhmmeennss  vvoomm  MMoonnttaagg  sseeii  ddiiee--
sseerr  SScchhrriitttt  nnoottwweennddiigg  ggeewwoorrddeenn,,  ddaa  mmaann  ddaannkk  llaannggffrriissttiigg  hhoohheerr
AAuuffttrraaggssvvoolluummeenn  ffüühhrreennddeerr  AAuuttoommoobbiillhheerrsstteelllleerr  ddiiee  PPrroodduukk--
ttiioonnsskkaappaazziittäätteenn  aauussbbaauueenn  mmüüssssee..
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� Was hat es mit dieser Galerie für eine
Bewandtnis?
Das sind Motive von Mitarbeitern aus
allen ungarischen Bosch-Werken. Als
wir in Budapest unseren 1000. Mit-
arbeiter begrüßen durften, haben wir
unsere Angestellten gebeten, uns ein
persönliches Foto zum Thema „Bosch
und ich“ zu schicken. Eine Auswahl der
schönsten Bilder können Sie hier sehen,
darunter sind etliche Meilensteine der
ungarischen Bosch-Standorte Hatvan,
Eger, Miskolc und Budapest.

� Welches Bild stammt von Ihnen?
Das Foto, auf dem ich bei einer Rede
im Parlament zusammen mit dem da-
maligen Leiter des Entwicklungszent-
rums, meinem Kollege Dr. Jan-Peter
Stadler, dem Staatssekretär Prof. Dr.
Zoltán Cséfalvay und der Präsidentin
der ungarischen Investitionsagentur
(HITA) Erzsébet Dobos zu sehen bin,
nachdem wir zuvor von der ungari-
schen Regierung mit dem Titel „In-
vestor des Jahres“ geehrt worden waren.
Das Ereignis fand im letzten Jahr statt.

� Wie geht es mit dem zweiten Teil des
Komplexes voran?
Die Grundsteinlegung fand dafür be-
reits im April statt. Inzwischen sind die
Bauarbeiten in vollem Gange. Vom
Ende des Flurs dieses Gebäudes kann
man gut die Kräne sehen. Bisher läuft
alles nach Plan, nicht zuletzt dank der
ausgezeichneten Zusammenarbeit mit
dem Stadtbezirk Kõbanya und seinem
Bürgermeister Róbert Kovács. 

� Warum haben Sie bisher noch keinen
strategischen Vertrag mit der ungarischen
Regierung unterzeichnen können?
Beide Seiten arbeiten noch daran. Eine
Vertragsunterzeichnung steht aber un-
mittelbar bevor.

� Welchen Stellenwert hat Ungarn
für Bosch?
Die Bedeutung von Ungarn für Bosch
und hoffentlich auch von Bosch für
Ungarn wird einem vor allem mittels
der Zahl der Mitarbeiter klar: Anfang
des Jahres hatten wir den 8.500. Mit-
arbeiter eingestellt, damit kommt Un-
garn in Europa gleich nach Deutsch-
land und der Türkei auf Platz drei. Die
Robert Bosch Elektronika Kft. in
Hatvan ist das größte Bosch-Werk der
Welt für „Automotive Electronics“, für
die Bereiche Elektro-Antriebe und
Elektrowerkzeuge produzieren in
Miskolc die größten europäischen
Werke. Unser Entwicklungszentrum
hier in Budapest ist das größte europäi-
sche von Bosch außerhalb von Deutsch-
land. Für die gewachsene Bedeutung
von Ungarn für Bosch spricht auch die
Tatsache, dass die Bosch-Fertigungs-Ta-
gung mit etwa 400 Top-Führungs-
kräften von Bosch aus der ganzen Welt
im vergangenen Jahr zum ersten Mal
außerhalb Deutschlands, nämlich bei
uns in Eger, Hatvan und Miskolc statt-
gefunden hat.

� Die hohe Wertschätzung dürfte ins-
besondere mit den hochqualifizierten un-
garischen Mitarbeitern zu tun haben.
Wie stellen Sie sicher, dass diese Ihrer

Firma, aber auch dem Land möglichst
lange die Treue halten?
Etwa indem wir ihnen eine klare
Karriereplanung bieten und sie nach
Kräften fördern. Dazu gehören unter
anderen für Entwicklungsingenieure
auch mindestens sechs Monate lange
Aufenthalte in Deutschland. Wir sehen
darin keine Auswanderungsgefahr.

� Wie viel mehr verdient denn ein un-
garischer Entwicklungsingenieur in
Deutschland während seiner Zeit dort?
Wenn man die tatsächlichen Gehälter
miteinander vergleicht, gibt es wesent-
liche Unterschiede. Bei uns ist es trotz-
dem kein großes Thema, dass die
Mitarbeiter nach Deutschland gehen
und dann dort bleiben. Es gibt natür-
lich einige, die das wollen, zum Teil aus
persönlichen Gründen, aber die meisten
kommen zurück. Sie sehen, dass sie
auch hier in Ungarn, ihrer Heimat eine
Zukunft haben. Es ist menschlich: Das
beste Land zum Leben ist meistens das
Heimatland. Das sehen wir auch an
den etwa 600 Hochschulabsolventen,
die wir vergangenes Jahr in Ungarn
eingestellt haben. Für ungarische Inge-
nieure ist es eine attraktive Perspektive,
im eigenen Land zu bleiben. Dazu ge-
hört aber auch, dass sie gezielt von den
Unternehmen an eine Ingenieurlauf-
bahn im eigenen Lande herangeführt
werden.

� Wie engagiert sich Bosch auf diesem
Gebiet?
Wir arbeiten auf vielfältige Weise eng
mit verschiedenen Universitäten zu-
sammen, teils mit eigenen Lehrstühlen
und Laboren. Erst kürzlich haben wir
zusammen mit der Ungarischen Aka-
demie der Wissenschaften das Robert
Bosch-Wissenszentrum errichtet. Da-
rüber hinaus versuchen wir mit einer
Fülle an weiteren, technikbetonten
Initiativen wie etwa Rallys mit speziell
konstruierten Fahrzeugen (Power-
Tools-Elektromobil in Miskolc, Pneu-
mobil in Eger und „Playground for
Engineers“ in Budapest) den Studen-
ten Lust auf den Ingenieurberuf zu
machen. Außerdem engagieren wir
uns sehr stark bei der dualen
Ausbildung.

� Wie binden Sie Ihre Mitarbeiter noch
an sich?
Etwa auch durch attraktive und nicht
zuletzt familienfreundliche Rahmenbe-
dingungen. So bieten wir unseren Mit-
arbeitern neben Betriebskindergärten
an einigen Standorten auch flexible Ar-
beitszeiten und Home-Office-Möglich-
keiten. Ganz gezielt versuchen wir,
weibliche Mitarbeiter für Führungspo-
sitionen zu gewinnen. Unser Ziel ist es,
hier den Anteil von Frauen zu erhöhen.
Wir sind im europäischen Vergleich
oben dabei – und das als technisches
Unternehmen! Ich bin aber überzeugt
davon, dass hier noch mehr geht. Da-
für müssen wir aber früh ansetzen.
Wenn wir mehr weibliche Führungs-
kräfte wollen, dann müssen wir auch
überproportional viele weibliche
Absolventen rekrutieren. Mehrmals im
Jahr veranstalten wir unsere „Bosch
Visions Days“ und andere Recruiting-

Events, wo wir etwa speziell für weib-
liche Interessenten Workshops anbieten.

� Um das Thema „Mehr Frauen in
Führungspositionen bei Bosch“ ging es
bereits bei unserem Eröffnungsinterview
vor etwa zwei Jahren. Wie sind Sie seit-
dem hier vorangekommen?
Der Frauenanteil in Führungspositio-
nen ist auf 15 Prozent gestiegen. Das
ist aber immer noch nicht genug. Wir
wollen uns auf keine Zahl festlegen,
sondern einfach beharrlich an einer
Erhöhung des Frauenanteils arbeiten.
Ich bin zwar keine Frau, aber als aus-
ländische Führungskraft habe ich sel-
ber erleben können, wie man bei Bosch
vorankommen kann, wenn man sich
anstrengt. Es gibt viele positive Bei-
spiele, oft muss man sich nur trauen
und wollen. Als Führungskräfte liegt es
in unserer Verantwortung, sowohl
Frauen als auch Ausländer zu motivie-
ren, sich zu trauen und zu zeigen, was
sie können.

� Bei all dem geht es sicher nicht vorder-
gründig um Frauenemanzipation, son-
dern auch um wirtschaftliches Kalkül.
Etwa, dass es immer schwieriger wird,
entsprechende männliche Bewerber zu
finden.
Insgesamt sind es mindestens drei
Gründe: Die Vergrößerung des Talent-
pools ist das eine. Zweitens ist es erwie-
sen, dass gemischte Führungsteams
bessere Entscheidungen treffen – nicht
zuletzt dank der weiblichen Sozialkom-
petenz – und dass Frauen Risiken bes-
ser abwiegen. Und drittens werden die
meisten Konsum- und Investitionsent-
scheidungen im Haushalt von Frauen
getroffen. Auch werden immer mehr
Handwerksarbeiten im Haus von
Frauen erledigt. Diesen Tendenzen ha-
ben wir unter anderem auch mit unse-
ren speziellen elektrischen Handwerk-
zeugen (etwa das IXO, das meist ver-
kaufte Elektrowerkzeug der Welt,
„Made in Miskolc“), die auch von
Frauen sehr einfach genutzt werden
können, Respekt gezollt. Es liegt auf
der Hand, dass es natürlich hilfreich ist,
wenn an der Entwicklung solcher Lö-
sungen auch Frauen beteiligt sind.

� Das alles sind schwergewichtige, wirt-
schaftliche Gründe, warum hat das Frau-
en-Thema Ihrer Meinung nach im Inge-
nieursbereich bisher dennoch eine eher
geringe Rolle gespielt?
Das könnte etwas mit der Kultur zu
tun haben. Daneben spielt sicher auch
die Infrastruktur eine Rolle, also etwa
auch die Möglichkeit, eine komplette

Kinderbetreuung anzubieten. Da gibt
es einige Länder, sogar Deutschland,
wo dabei noch Entwicklungsbedarf be-
steht. Wir versuchen hingegen, den
Frauen die Möglichkeit einer komplet-
ten Kinderbetreuung anzubieten.
Wichtig ist auch, Frauen nach dem
Mutterschutz wieder richtig zu inte-
grieren. Erst vergangenen Monat hat-
ten wir eine Mitarbeiterin in der
Logistik, die den nächsten Karriere-
schritt machen wollte, aber in Mutter-
schutz ging, bereits eine Woche nach
ihrer Rückkehr zur Arbeit zur Leiterin
der Logistikabteilung befördert. Sie,
aber auch die gesamte Organisation,
war von dieser Entwicklung positiv
überrascht, weil sie dachte, dass sie
wegen des Mutterschutzes noch Jahre
auf diesen Schritt warten müsste.

� Karriere und Kinder müssen sich also
nicht zwangsläufig ausschließen. 
Die Führungskräfte müssen verstehen,
dass es nicht nur um Präsenz am Ar-
beitsplatz, sondern in erster Linie um
die Erbringung von Ergebnissen geht.
Ich werde etwa heute um zwei Uhr das
Büro verlassen [das Interview wurde an
einem Freitag geführt, red.], meine
Kinder abholen und ein wenig Zeit mit
ihnen verbringen, dann werde ich lau-
fen gehen und schließlich abends am
Computer noch meine E-Mails bear-
beiten. Es ist egal, ob ich das hier im
Büro oder zu Hause mache – nicht egal
ist hingegen eine vernünftige Work-
Life-Balance. Es müssen natürlich be-
stimmte Regeln eingehalten werden,
aber innerhalb dieser Regeln kann man
Freiheiten gewähren – solange die
Ergebnisse stimmen.

� Damit diese Freiheiten genutzt, aber
nicht missbraucht werden, benötigt man
eine entsprechende Unternehmens-
kultur…
Wir erzeugen ein Commitment und
kontrollieren die Ergebnisse. Natürlich
ist der Freiheitsgrad auch von der Po-
sition des betreffenden Mitarbeiters
und auch der Art der Aufgaben abhän-
gig, insbesondere bei Teamprojekten
muss man sich mit den eigenen Zeit-
vorstellungen mehr unter- und einord-
nen. Dennoch haben sich vor kurzem
etwa 500 Manager im Bosch-Konzern
für flexible Arbeitszeiten entschieden.

� Was haben Sie noch an Ideen für in-
teressante Ingenieur-Events?
Wenn wir bei dem Thema „Made in
Hungary for the World“ bleiben, könn-
te man sich viele Ideen überlegen, ich
will den Ingenieuren aber nicht vor-

greifen. Wichtig ist, dass sich die
Studenten und Entwickler Gedanken
machen und ihr Wissenspotential in
der Praxis ausschöpfen.

� Wie geht es generell bei den Unter-
nehmen der ungarischen Bosch-Gruppe
weiter?
Wir wollen natürlich weiter wachsen,
auch was die Angestellten angeht, wir
arbeiten daran, dass diese Zahl deutlich
über der vom Jahresanfang liegt. An al-
len Bosch-Standorten in Ungarn ste-
hen die Zeichen auf Wachstum, sie sind
weltweit wettbewerbsfähig, die Auf-
trags- und Marktlage ist positiv, wobei
sie sich im Inland natürlich noch ein
wenig verbessern könnte.

� Wie zufrieden sind Sie mit der un-
garischen Wirtschaftspolitik?
Unsere Präsenz seit über 115 Jahren
mit über 8.500 Mitarbeitern in Ungarn
zeigt unser Commitment zum Land.
Sicherlich ist mehr Planungssicherheit
wünschenswert. Und natürlich könnte
die Bürokratie etwas schneller und effi-
zienter arbeiten. Die Geschwindigkeit
der administrativen Vorgänge im öf-
fentlichen Dienst könnte sich der im
privaten angleichen, da hat die Ver-
waltung noch Nachholbedarf.

� Haben Sie eigentlich bei der Bewer-
bung um einen Auftrag mit dem von
manchen deutschen Medien gepflegten
negativen Ungarn-Bild zu kämpfen?
Aufträge für unsere Werke im konzern-
internen Wettbewerb sind aufgrund
des Ungarn-Bilds nicht verloren gegan-
gen. Wer die deutsche Presse zum The-
ma Ungarn verfolgt, kann häufig fest-
stellen, dass die wirkliche Lage nicht so
ist, wie sie teilweise dargestellt wird.
Wir haben mit den früheren Regie-
rungen zusammengearbeitet, arbeiten
mit dieser zusammen, und werden be-
stimmt auch mit künftigen zusammen-
arbeiten. Die Kommunikation mit den
Behörden muss immer nach beiden
Seiten hin offen sein. In diesem Aspekt
gebe ich zu, sind wir zufrieden. Mit der
gerade amtierenden Regierung egal
welcher Couleur, muss man die best-
möglichen Beziehungen pflegen. Ich
kann mit meinem Ungarisch natürlich
nur bis zu einer gewissen Ebene mit-
halten, daher kommunizieren wir oft
auf Englisch oder Deutsch. Ich bin
aber immer wieder überrascht, wie gut
manche in der ungarischen Regierung
Deutsch oder Englisch sprechen.
Sprachlich klappt es also gut, termin-
lich meistens auch.

JJAANN MMAAIINNKKAA

GGeesspprrääcchh  mmiitt  JJaavviieerr  GGoonnzzáálleezz  PPaarreejjaa,,  ddeemm  RReepprräässeennttaanntteenn  ddeerr  BBoosscchh  GGrruuppppee  iinn  UUnnggaarrnn

„„ÜÜbbeerraallll  bbeeii  uunnss  sstteehheenn  ddiiee  ZZeeiicchheenn  aauuff  WWaacchhssttuumm””

Bosch-Repräsentant Javier Gonzáles Pareja und viele bunte Bosch-Meilensteine an einer Wand seines neuen Büros.

IInn  wweenniiggeenn  WWoocchheenn  wwiirrdd  ddiiee  nneeuuee  BBuuddaappeesstteerr  ZZeennttrraallee  uunndd  ddeerr  eerrssttee  TTeeiill
ddeess  EEnnttwwiicckklluunnggsszzeennttrruummss    ddeerr  RRoobbeerrtt  BBoosscchh  KKfftt..  ffeeiieerrlliicchh  eerrööffffnneett,,
sscchhrriittttwweeiissee  wwiirrdd  ddaass  GGeebbääuuddee  sseeiitt  MMiittttee  MMaaii  aabbeerr  bbeerreeiittss  vvoonn  ddeenn  BBoosscchh--
MMiittaarrbbeeiitteerrnn  iinn  BBeessiittzz  ggeennoommmmeenn..  MMiitt  zzuu  ddeenn  eerrsstteenn  ggeehhöörrtt  aauucchh
GGeesscchhääffttssffüühhrreerr  JJaavviieerr  GGoonnzzáálleezz  PPaarreejjaa..  IInn  sseeiinneemm  ffrriisscchh  eeiinnggeerriicchhtteetteenn
nneeuueenn  AArrbbeeiittsszziimmmmeerr  ggaabb  eerr  ddeerr  BBUUDDAAPPEESSTTEERR ZZEEIITTUUNNGG sseeiinn  eerrsstteess
IInntteerrvviieeww  aamm  nneeuueenn  OOrrtt..  BBeevvoorr  wwiirr  aauuff  TThheemmeenn  wwiiee  PPeerrssoonnaallppoolliittiikk  uunndd
GGeesscchhääffttsseennttwwiicckklluunngg  zzuu  sspprreecchheenn  kkaammeenn,,  eerrrreeggttee  eeiinnee  ggrrooßßee  FFoottooggaalleerriiee,,
ddiiee  ddiiee  eeiinnzziiggee  ffrreeiiee  WWaanndd  ddeess  BBüürrooss  iinn  AAuuggeennhhööhhee  wweeiittggeehheenndd  bbeeddeecckktt,,
uunnsseerree  AAuuffmmeerrkkssaammkkeeiitt..
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DDWWCC--VVoorrttrraaggssaabbeenndd  uunndd  --SSoommmmeerrppaarrttyy

GGeelluunnggeenneerr  AAbbsscchhlluussss  
eeiinneess  ggeelluunnggeenneenn

HHaallbbjjaahhrreess

BWSP Gobert & Partners und G & G Wealth Limited präsentiert: 

Golf- und Familiennachmittag
SSaammssttaagg,,  ddeenn  2299..  JJuunnii  22001133,,  1155::3300  UUhhrr,,

AAccaaddeemmyy  GGoollff  BBuuddaappeesstt  
(H-1037 Budapest Perényi út 6.)

Erleben Sie einen tollen Nachmittag mit Freunden und Ihrer ganzen Familie, mit Zugang zum Golfplatz und professionellen Trainern. 
Die gesamten Einnahmen der Eintrittskarten werden an die Wohltätigkeitsorganisation Csodalámpa gespendet. 

Der Preis beinhaltet: Die Nutzung der Golfanlage, Professionelle Trainer, Limonaden- und Bierstände, sowie Snacks, 
Kinderprogramm: Kinderschminken und Golf-Wettbewerb.

Eintritt: 2.000 Forint pro Erwachsenem
Bitte registrieren sie sich unter timea.kasler @gfplegal.com

Mit freundlicher Unterstützung von:

D
ie über Ungarn hereingebrochene Hochsommerhitze konnte nicht
verhindern, dass sich der Deutsche Wirtschaftsclub Budapest
(DWC) vergangenen Dienstag nach einem sehr erfolgreichen er-

sten Halbjahr des im Januar gewählten neuen Vorstands mit einer
Veranstaltung mit Rekordbeteiligung in den Sommer verabschieden
konnte. Über 160 Gäste waren erschienen, um die Halbjahres-Bilanz
von Club-Präsident Dr. Arne Gobert, den Vortrag von Außenminister Dr.
János Martonyi (lesen Sie dazu den Bericht auf Seite 3) und das Konzert
des ungarischen Popstars ByeAlex zu hören, aber nicht zuletzt auch, um
auf der prächtigen Donau-Terrasse des Marriott einen angenehmen
Abend in netter Gesellschaft zu verbringen.

Bei der DWC-Veranstaltung waren auch vier Botschaften (Deutschland,
Österreich, Schweiz und Indien) vertreten, darunter die deutsche mit Matei
Ion Hoffmann und die indische mit Gauri Shankar Gupta sogar auf
Botschafterniveau. Mit dabei war im Zeichen eines freundschaftlichen Mit-
einanders auch die Deutsch-Ungarische Industrie- und Handelskammer
vertreten durch Präsident Dale A. Martin und Geschäftsführer Gabriel A.
Brennauer. Unter den Gästen war weiterhin auch Frank Spengler, der Leiter
der Budapester Repräsentanz der Konrad-Adenauer-Stiftung, sowie Nils
Blunck, Vorsitzender der Wirtschaftsjunioren Ungarn (WJU).

Daran, dass der Erfolg des DWC nicht nur etwas mit der Leistung des
neuen Vorstands zu tun hat, erinnert der Club-Vorsitzende eingangs, in-
dem er auch allen anwesenden Mitgliedern den Dank des Vorstands für
das entgegengebrachte Vertrauen aussprach. Ein Mitglied konnte sich so-
gar über noch mehr Anerkennung freuen: Ceyhun Demirkol, Regionaldi-
rektor der Deutsche Lufthansa AG, bekam als 150. Mitglied vom Club-Vor-
sitzenden sogar eine Flasche französischen Champagner überreicht, wo-
bei der DWC zum Zeitpunkt der Übergabe bereits 152 Mitglieder hatte und
damit etwa ein Drittel über dem Eröffnungswert vom Jahresanfang lag. 

Der musikalische Höhepunkt des Abends war freilich der Auftritt von
ByeAlex, der mit seinem beachtlichen Eurovision-Abschneiden - mög-
lich geworden unter anderem durch die 12 Punkte aus Deutschland –
auf einen Schlag in die Riege der ungarischen Popstars vorgestoßen ist.
Das Publikum erfreute er mit drei seiner Lieder, darunter natürlich auch
mit dem Eurovisions-Hit „Kedvesem“. Zu einer Zugabe ließ sich Bye-
Alex dann zwar nicht mehr breitschlagen, allerdings blieb er nach sei-
nem Auftritt noch mehrere Stunden da, verteilte geduldig Autogramme,
ließ sich fotografieren und beantwortete bereitwillig Fragen rund um
seinen Eurovisions-Auftritt und seine weitere musikalische Karriere.

Doch nicht nur auf ihn wirkte die Terrasse an diesem sommerlichen
Abend wie ein Magnet, auch das Gros des Publikums hielt sie - aber
natürlich auch die gute Gesellschaft – noch bis weit nach Mitternacht
in Bann. Die letzten Gäste kehrten ihr gar erst gegen halb drei den
Rücken. Wer nach all dem Lust auf noch mehr DWC-Party hat, der
muss sich nun bis zum 4. September gedulden, wenn der DWC dies-
mal ins Casa Brasil zu einer Nachsommer-Party einlädt.

M.

DWC-Präsident Dr. Arne Gobert,

WJU-Chef Blunck (l.) und DWC-Vorstand Grunert.

... mit Außenminister Dr. János Martonyi und 

mit DUIHK-Chef Gabriel A. Brennauer (r.).
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Fortsetzung von Seite 1

Es laufen auch Gespräche über Soul-
mates-Konzerte beim Sziget-Fesztival
nächstes Jahr und noch mal im Palast
der Künste. Ich habe zudem sehr viele
Einladungen in TV-Sendungen erhal-
ten, es gibt also einige Optionen. Es
gibt hier unglaublich substantiierte
Talente, mit denen ich gerne kooperie-
ren würde, ÁKOS zum Beispiel.

� Haben Sie mit dem großen Besucher-
andrang bei Ihrem Jubiläumskonzert
gerechnet?
Die Karten waren ja schon nach einer
Stunde ausverkauft. Es war in vielerlei
Hinsicht ein sehr bewegender Abend
für mich. Alle Soulmates, die ich einge-
laden hatte, kamen, um mit mir im
Zeichen von Liebe zum Leben und
Musik, Freundschaft und gegenseiti-
gem Respekt zu musizieren.

� Für einige Ihrer Mitmusiker muss das
der erste Auftritt in Ungarn gewesen sein…
Ja, das stimmt. Deswegen haben wir
gleich am nächsten Tag eine Stadtrund-
fahrt gemacht, damit ich ihnen meine
Geburtsstadt zeigen konnte. Zusam-
men mit meinen Gästen aus Politik,
Wirtschaft und Medien haben wir so-
wohl eine Bus- als auch eine Schiffs-
reise gemacht. Während dem Essen im
Kéhli und im Gundel mit dem Minis-
terpräsidenten gab es viel Zeit für einen
gemeinsamen Gedankenaustausch, un-
ter anderem auch mit Edmund Stoiber
und Professor Werner Weidenfeld, dem
Direktor des Centrums für Ange-
wandte Politikwissenschaft in Mün-
chen.

� Sie sprechen die Begegnung mit Orbán
an. Wie ist Ihre Beziehung zueinander?
Es ist bei Politikern, glaube ich, wie bei
Künstlern, Sportlern oder anderen
Persönlichkeiten, die Bewegungen er-
zeugen: Die breite öffentliche Wahr-
nehmung ist das eine, die persönliche
Wahrnehmung aus nächster Nähe ist
das andere. Es gibt in Ungarn mit Si-
cherheit Probleme und Themen, über
die man sprechen muss, aber das sollte
man behutsam mit entsprechender dif-
ferenzierter Haltung, Sensibilität und
Kenntnissen der geschichtlichen Zu-
sammenhänge und der tatsächlichen
Lage tun. Das ist von allerhöchster Be-
deutung. Ich habe nichts dagegen,
wenn jemand den einen oder anderen
bedrückenden Umstand zu Recht kriti-
siert; ich erwarte dabei aber eine präzi-
se Recherche und Sachkenntnis der
Themen und einen toleranten, respekt-
vollen Umgang damit. Es gibt aber im-
mer wieder Momente – in Deutschland
kommt das meines Wissens nach zum
Glück selten vor –, dass man etwa eine
Konzertkritik liest, obwohl das Kon-
zert gar nicht stattgefunden hat. Es gibt
einen berühmten Fall, wo in einer gro-
ßen ungarischen Tageszeitung über ein
klassisches Konzert detailliert geschrie-
ben und Kritik verbreitet wurde, ob-
gleich das Konzert gar nicht stattgefun-
den hatte, weil der Dirigent während
der Anreise einen Unfall hatte.

� Können Sie selbst in Deutschland et-
was zu einem differenzierteren Ungarn-
bild beitragen?
Es ist natürlich so, dass Ungarn eine
komplexe geschichtliche Bürde trägt,
mit der man sehr sensibel und analy-
tisch umgehen muss. „Wir“ Deutsche
haben „uns“ Ungarn wirklich etwas zu
verdanken. Der Beginn der Maueröff-
nung hat hier stattgefunden. Die
Wiedervereinigung Deutschlands und
Europas wäre ohne den Wagemut Un-

garns so nicht möglich gewesen. Vor
der Wende war der Plattensee jahrelang
ein geschätzter Treffpunkt für Familien
aus Deutschland Ost und West. Übri-
gens: Meine Tochter Julia hatte genau
diesem Thema im letzten Jahr ihre
Abiturarbeit gewidmet. Es gibt hier
also auch eine intensive jüngere Ge-
schichte von einem positiven deutsch-
ungarischen Miteinander. Ich kann nur
dafür werben, aber ebenso dafür, die
Fehlentwicklungen kritisch zu bewer-
ten und diese auch in Gremien zu dis-
kutieren. Wenn ich einen aktiven
Beitrag dazu leisten kann, dann tue ich
das gerne. Ich habe einigen befreunde-
ten meinungsführenden Journalisten
aus Deutschland meine Geburtsstadt
gezeigt und versucht ein differenzier-
teres Bild zu zeichnen. Es hat sich in ei-
nigen eher oberflächlichen Berichter-
stattungen eine gewisse Loslösung von
der Sache entwickelt. Ich kann nur für
eine sensiblere Betrachtung werben,
weil es um Werte geht. Werte, die ich
als Künstler, andere als Journalisten
und wiederum andere als Wirtschafts-
lenker oder Politiker vertreten. Ich tre-
te für Werte ein, die uns alle verbinden:
die Ablehnung von Zensur, Bespitze-
lung, Schießbefehl, Folter und jegli-
chen rassistischen, antisemitischen, na-
tionalsozialistischen und kommunisti-
schen Tendenzen. Es geht um eine ge-
sellschaftliche Teilhabe unabhängig von
der soziokulturellen Herkunft. In einer
modernen Gesellschaft dürfen Haut-
farbe, Herkunft und Religion absolut
keine Rolle mehr spielen. Wir müssen
über solche universellen Rechte reden,
so etwas muss selbstverständlich sein.
Die Grundwerte der Demokratie dür-
fen nie, nicht einmal ansatzweise, in
Gefahr geraten. Ich verwende gerne
meine Stimme dafür, dass es ein positi-
ves Miteinander in Form eines gesell-
schaftlichen Ausgleichs gibt.

� Die Vorstellungen der ungarischen
Regierung von Familie, Nation, Religion
und anderen Dingen unterscheiden sich
teils erheblich von denen des deutschen
Mainstreams. Können Sie sich als Bun-
desbürger trotzdem mit den Werten Or-
báns anfreunden?
Die Familie ist wichtig, der Staat sollte
aber nicht die Eheschließung unterstüt-
zen, sondern den Wert der Verant-
wortung gegenüber unseren Kindern an
seine Bürger vermitteln. Und das völlig
unabhängig von Geschlechtszugehörig-
keit oder sexueller Orientierung. Ich
möchte, dass mein konservatives Fami-
lienbild mit Frau und eigenen Kindern
ebenso einen Platz in der Gesellschaft
hat wie Lebensformen, die anders sind
als meine. Das ist für mich Toleranz. Mit
dem Begriff der „Nation“ müssen wir
lernen, neu umzugehen, um eine positi-
ve Aufladung herbeizuführen. Ich habe
Freunden aus Deutschland im Jagdsaal
des Ungarischen Parlaments die riesigen
Gemälde über die fünf größten früheren
ungarischen Wahrzeichen gezeigt. Das
ist vergleichbar mit dem, was für das
deutsche Herz die Loreley, Borkum, die
Zugspitze, die Alster oder etwa das
Brandenburger Tor sind. Vier der fünf
Wahrzeichen des früheren Ungarns be-
finden sich heute nicht mehr innerhalb
der ungarischen Staatsgrenze, sondern
in anderen Ländern. Das hat meine
Freunde aus Deutschland verwundert,
denn nicht alle kennen diesen Teil der
Geschichte. Es ist eine emotionale
Verpflichtung, derartiges zu vermitteln.
Für mich besteht das große Wunder von
Europa darin, dass so unterschiedliche
Nationen, mit unterschiedlichsten
Kulturen respektvoll, tief emotional und
durch eine Wertegemeinschaft verbun-

den sind. Da gibt es keinen Freiraum für
nationalistische Tendenzen. Die Gren-
zen sind überwunden und haben ihre
Bedeutung verloren. 
Dass so viele, vor allem südeuropäische
Staaten über ihre Verhältnisse gelebt
haben und damit die Rating-Agen-
turen auf den Plan riefen, dass liberali-
sierte und von der Realwirtschaft völlig
entkoppelte Finanzmärkte die Mög-
lichkeit bekamen, auf den Niedergang
ganzer Volkswirtschaften zu spekulie-
ren, dass Verluste sozialisiert und Ge-
winne privatisiert wurden... nein, ein
solches System kann nicht als das ein-
zig wahre Europa gepriesen werden.
Kein Intellektueller kann es verdenken,
wenn jemand einen völlig schiefgegan-
genen Weg, der nichts anderes ist als
die Kumulation von Krisen der EU,
konstruktiv kritisch betrachtet und für
regionale Probleme regionale Lösun-
gen sucht. Ich glaube, derjenige, der
sich konstruktiv Gedanken über alter-
native Wege macht, ist ein guter Euro-
päer, der in der tiefen Krise zeigt, dass
dringend Handlungsbedarf besteht
und ein neues, frisches Denken not-
wendig ist. Dieses als anti-europäisch
zu bezeichnen, tut nur derjenige, der
an den, in die Katastrophe führenden
bisherigen Ideen festhalten will und die
Diskussion von Alternativen als eine
Bedrohung empfindet. 

� Sie kennen viele deutsche Spitzen-
politiker wie etwa Angela Merkel oder
Edmund Stoiber aus persönlichem Erleben
– was ist vor diesem Hintergrund Ihre
Meinung von Viktor Orbán? 
Der Ministerpräsident ist geradlinig
und sehr mit seinem Land verbunden.
Auch wie er während des Hochwassers
das Land zusammenhielt, verdient
schlichte Anerkennung und Respekt.
Im persönlichen Umgang ist er ein
sehr anspruchsvoller Gesprächspartner,
wenn es um die Reflektion der Welt
geht und dies verbunden mit einer sehr
herzlichen, engagierten Art.
Über Ungarn lesen wir sehr viel Nega-
tives in Deutschland. Vorwiegend weil
viele von mir hochgeschätzte ungari-
sche Künstler und Intellektuelle ihre
Attacken nicht nur gegen die Regie-
rung, sondern gleich gegen das ganze
Land reiten. Aber es gibt auch etliche
sehr gut geschriebene kritische Artikel
über Ungarn wie jüngst in der
Süddeutschen Zeitung und Die ZEIT,
worüber ich mich sehr freue. 

� Sie sind im Februar 60 Jahre alt ge-
worden, was haben Sie für die zweite
Halbzeit geplant?
Ich habe schon bei der Lebenswerk-
Auszeichnung vor zwei Wochen ge-
sagt, dass es eigentlich zwei Probleme
gibt, wegen derer mir der Preis eigent-
lich nicht gebührt. Aber Ungarn ist
mein Geburtsland und die Auszeich-
nung freut mich sehr. Erstens: Sie
kommt viel zu früh, denn ich fühle
mich noch mittendrin im Leben, es ist
meine erste Lebenshälfte, viele Ideen
stecken noch in mir, es muss noch zu
viel raus. Ich arbeite nach wie vor etwa
hundert Stunden pro Woche und fühle
mich voller Energie und Tatendrang.
Viele Songs, Konzerte sind noch in
mir. Zweitens: Ich habe mich mit 21
Jahren, als ich die Flucht antrat, aus
Ungarn verabschiedet und bin im si-
cheren Hafen Deutschland gelandet,
wo ich mich in die Menschen und die
Kultur verliebt habe. Dagegen sind die
Waghalsigen und Mutigen hier in
Ungarn geblieben. Ihnen gilt mein tief-
ster Respekt.

� Sie empfinden Ihre Flucht also nicht
als mutig? 
Nein, die wirklich Mutigen sind hier
geblieben. Eine kleine Episode, damit
Sie verstehen, wie ich als Ungar 1975
Deutschland empfunden habe: Ich
stand nach unserer lebensgefährlichen
Flucht mit meinen Freunden Gábor
Csupó und László Bencker am Stachus
in München und wir sahen damals ei-
ne Tafel mit einem Straßenbahn-
Fahrplan. Da waren gleich vier Dinge,
die im Ungarn Mitte der 1970er un-
möglich gewesen wären. Es gab einen
Fahrplan, er wurde eingehalten, es gab
einen wetterfesten Kasten für den
Fahrplan und dieser war weder beschä-
digt noch zerstört. Und so ging das
noch weiter. Wir hatten lange Haare
und sprachen kein Wort Deutsch, wur-
den aber trotzdem herzlich aufgenom-
men, vor allem in den Tonstudios.
Deutschland war damals für uns als
Künstler das Boheme-Paradies! Nach
meiner Flucht durfte ich 15 Jahre lang
nicht nach Ungarn zurück, auch als
deutscher Staatsbürger nicht, obwohl
ich gerne wieder zu Besuch gekom-
men wäre. 

� Wann waren Sie das erste Mal wie-
der hier?
1989. Das war für mich eine lange

Zeit bis dahin. Wir müssen aus
deutscher Sicht allerdings auch zu-
gestehen, dass die Ungarn im Ver-
gleich zu uns Deutschen einen ande-
ren Weg eingeschlagen und dabei
noch große Wegstücke vor sich ha-
ben, ihre Geschichte aufzuarbeiten.
Genau wie in der DDR fand diese
Aufarbeitung im Geschichtsunter-
richt lange Zeit nicht, beziehungs-
weise anders statt. Angesichts der
Hypotheken, die die Geschichte
Ungarn während der Nazizeit auf-
gebürdet hat, muss man auch zuge-
stehen, dass sich das Land erst einmal
selbst finden darf, bevor es in einem
großen Europa auch emotionell auf-
geht. Wir sind in Deutschland in
dieser gesellschaftlichen Entwick-
lung schlicht viel weiter. Da bedarf
es ein wenig mehr Sensibilität bei
der Beurteilung der Vorgänge in
Ungarn.
Auch 1968 fand in Deutschland die
Aufarbeitung einer schrecklichen
Diktatur statt. So „schüttelt“ sich
heute auch Ungarn. Das Land ist wie
ein Drei-Generationen-Haus, das von
Grund auf saniert werden muss, wäh-
rend alle Bewohner darin leben. Da
entsteht viel Reibung. 

� Nochmal zurück zu Ihren künftigen
musikalischen Plänen: Gibt es noch etwas
komplett Neues, das Sie ausprobieren
möchten?
Wir haben eine neue wunderbare
musikalische Gestaltung für den FC
Bayern München komponiert und
sind jetzt glücklich, dass auch der
Meistertitel und später sogar das
Triple dazu gekommen sind. Es
werden noch die einen oder anderen
Filmvertonungen dazu kommen,
vielleicht ein wenig größere sympho-
nische Sachen wie etwa für Audi vor
einigen Jahren. Daneben haben wir
noch viele jazzige sowie klassische
Themen, orchestrale Sachen und
Konzerte vor. Und natürlich die mu-
sikalische Gestaltung des Wahlkampfes
von Angela Merkel. Viele spannende
musikalische Projekte für Audi und
Volkswagen sowieso. Ein neues
„MANDOKI Soulmates“-Album ist
auch am Entstehen. Vergangene
Woche war David Garrett mit mir
bei uns im Studio. Die radikale In-
tensität meines Künstlerlebens lässt
nicht nach. 

JJAANN MMAAIINNKKAA

GGeesspprrääcchh  mmiitt  ddeemm  ddeeuuttsscchh--uunnggaarriisscchheenn  MMuussiikkeerr  LLeesslliiee  MMaannddookkii

„„MMaann  mmuussss  UUnnggaarrnn  ddiiffffeerreennzziieerrtteerr  bbeettrraacchhtteenn““

Leslie Mandoki: „Ich verwende meine Stimme gerne dafür, dass es ein positives Miteinander gibt.“
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DDiiee  MMaattrroosseenn  vvoonn  KKrroonnssttaaddtt  wwaarreenn
ddiiee  eerrsstteenn  iimm  JJaahhrree  11992211..  IIhhnneenn
ffoollggtteenn  ddiiee  DDeeuuttsscchheenn,,  aamm  1177..  JJuunnii
11995533,,  ddaannnn  ddiiee  PPoolleenn  uunndd  ddiiee  UUnn--
ggaarrnn  iimm  OOkkttoobbeerr  ddeess  JJaahhrreess  11995566,,
hhiieerrnnaacchh  ddiiee  TTsscchheecchheenn  11996688,,  ddaa--
nnaacchh  eerrnneeuutt  ddiiee  PPoolleenn,,  bbiiss  sscchhlliieeßß--
lliicchh  11998899  ddiiee  NNaattiioonneenn  MMiitttteelleeuurroo--
ppaass  ddiiee  ssoowwjjeettiisscchhee  BBeessaattzzuunngg  uunndd
ddeenn  KKoommmmuunniissmmuuss  eennddggüüllttiigg  aabb--
sscchhüütttteelltteenn..

MM it dem nahenden Ende des
Zweiten Weltkrieges wurde es

immer eindeutiger, dass sich die bei-
den Supermächte über das Schicksal
Deutschlands nicht werden einigen
können. Roosevelt war trotz des kon-
tinuierlichen Drängens von der Seite
Stalins nicht dazu bereit, vor der Be-
endigung der Kämpfe mit seinen Vor-
stellungen über die Neuordnung nach
dem Krieg herauszurücken. Nachdem
weder die 1949er Berlinkrise mit der
Berlin-Blockade noch der Stalinsche
Lösungsvorschlag von 1952 die
Pattsituation auflösten, blieb die
Deutsche Frage also ganz bis ins Jahr
1991 offen. Diese Tatsache lastete
bleischwer auf beiden Seiten.

Am 5. März 1953 starb Stalin. Mit
seinem Tod geriet die Sowjetunion in
eine zweifache Vakuumsituation. Sie
musste die Frage der Nachfolge lösen,
und sie musste Antworten auf die, die
bipolare Welt dringend beschäftigen-
den, aktuellen Fragen finden. Des-
wegen begannen beide Seiten mit der
Stabilisierung ihrer eigenen Einfluss-
sphäre in Deutschland. Im Frühling
des Jahres 1953 trat Westdeutschland
der Europäischen Verteidigungsge-
meinschaft / European Defence Com-
munity (EVG/EDC) bei, welchen
Umstand das wegen des sprunghaften
Anstiegs der Flüchtlinge sowieso
schon unter großem Druck stehende
Ostdeutschland nicht außer Acht las-
sen konnte. Während nämlich im
Jahre 1951 noch 166 Tausend Men-
schen die DDR verlassen hatten, wa-
ren es 1952 bereits 182 Tausend, und
ihre Zahl stieg schon in den ersten vier
Monaten des Jahres 1953 auf 122
Tausend an. Ihre Zahl stieg insgesamt
auf 225 Tausend in der ersten Hälfte
des Jahres. Es stand zu befürchten,
dass die mit den Füßen abstimmen-
den deutschen Bürger auf diese Weise
die DDR liquidieren würden. Dass
diese Befürchtung nicht unbegründet
war, ist heute bereits eindeutig. Von
1961 bis 1989 wurde Berlin durch die
Mauer zweigeteilt, während auch die
Westgrenze der DDR hermetisch ab-
geschlossen wurde. Als die Ungarn
den Eisernen Vorhang öffneten und
die sich nach Freiheit sehnenden Ost-
deutschen durch ihn hindurch ließen,
begann der Countdown für das
Fortbestehen der DDR. Als die anti-
kommunistische Revolution von '89
die Berliner Mauer zu Fall brachte,
hörte die DDR auf zu existieren,
konnte sich Deutschland und so
Europa vereinigen.

Ab der Mitte des Jahres 1952 waren
Walter Ulbricht sowie die an der Spitze
der SED stehenden Genossen gezwun-
gen, an der deutsch-deutschen Grenze
Verschärfungen einzuführen,  und
gleichzeitig hierzu die Einführung des
Sozialismus zu beschleunigen. Es be-
gann die Zwangskollektivierung der

Landwirtschaft, die Übernahme von
Fabriken, Betrieben und kleinen Fir-
men in den staatlichen Besitz.  Wenig
später begann der Aufbau einer gehei-
men DDR-Armee. Die SED löste die
ostdeutschen Länder und Provinzen
auf und verwandelte die DDR in einen
zentralistischen Einheitsstaat. Den
Widerstand der deutschen Bürger bra-
chen sie auf brutale Weise nieder. Doch
hatten sie außer Acht gelassen, dass bis
zu diesem Zeitpunkt innerhalb des so-
zialistischen Lagers die Situation auch
andernorts bis zum Äußersten ge-
spannt war. Am 3. Mai traten die
Arbeiter von Plowdiw und Kaschkowo
in den Streik, und am 1. Juni strömten
gegen das kommunistische System de-
monstrierende Menschen in Pilsen auf
die Straßen. „Es lebe das freie Europa!
Es lebe Eisenhower! Tod den Kommu-
nisten!“ – skandierten sie.

Über zwei Tage gehörte ihnen die
Stadt, die erst die den Ausnahmezu-
stand und das Notstandsrecht einfüh-
rende Armee wiedererobern konnte.
Auch in der DDR schlug die neue so-
wjetische Führung eine Drosselung
des Tempos vor. Die Führer der unga-
rischen Partei waren am 13. Juni nach
Moskau beordert worden, wo man
sich jetzt nicht nur um die Korrektur
der „Fehler“ kümmerte, sondern auch
über die Entlassung von Rákosi und
die Ernennung von Imre Nagy zum
Ministerpräsidenten entschied. Im
Laufe der Verhandlungen betonte
Molotow nachdrücklich, dass die von
ihnen vertretene „neue Richtung“ für
alle verbindlich sei, weil die aufgetre-
tenen Probleme in allen Volksdemo-
kratien identisch wären.  Ulbricht und
Grotewohl waren aber unbelehrbar.

Die SED erklärte, dass die Errich-
tung des Sozialismus zur grundlegen-
den Aufgabe in der DDR geworden
sei, und betonte, dass dabei „die Ver-
schärfung des Klassenkampfes unver-
meidlich ist und die Werktätigen den
Widerstand der feindlichen Kräfte bre-
chen müssen“. Obwohl Malenkow
Rákosi wegen übertriebener militäri-
scher Ausgaben und auch wegen der
Aufrechterhaltung einer überdimensio-
nierten Armee gerügt hatte, hatten
Ulbricht und seine Leute beschlossen,
um die Kosten für die Aufrüstung und
den Ausbau der Schwerindustrie auf-
bringen zu können, die Arbeitsnormen
anzuheben. Einige Hundert Bauar-
beiter zogen deshalb am 16. Juni von
der Ost-Berliner Stalinallee zum Haus
der Ministerien, um eine Rücknahme
der Normenerhöhung zu fordern –
und lösten damit einen unerwarteten
Flächenbrand aus.

Tausende Berliner schlossen sich ih-
nen an und verlangten den Rücktritt
der Regierung. Sie forderten ein ein-
heitliches Berlin und freie Wahlen.
Sowjetische Fahnen wurden angezün-
det. In der Folge kam es in über 650
Orten zu spontanen Protesten. 600
Betriebe wurden bestreikt, 140 Partei-
oder Verwaltungsgebäude gestürmt,
knapp 1400 Häftlinge aus Gefängnis-
sen befreit. Das Regime schien am
Ende zu sein, das Politbüro flüchtete
sich ins sowjetische Hauptquartier.
Doch die Besatzer verhängten den
Ausnahmezustand, ließen Panzer der
Roten Armee auffahren und schlugen
den Volksaufstand nieder. Über fünfzig
Menschen wurden getötet, etwa
13.000 inhaftiert und mindestens
1.600 abgeurteilt. Der 17. Juni, an

dem der SED die Macht beinahe ent-
glitten wäre, wurde zum Trauma der
Funktionäre – und zu einer bitteren
Lehre für das Volk. Selbstverständlich
sprach auch in diesem Fall, so wie drei
Jahre später ebenfalls, im Falle von
1956, die kommunistische Propaganda
von einer „faschistischen Provokation“,
die durch die „Agenten des Imperialis-
mus“ vom Zaune gebrochen worden sei.

Die Berliner Revolution war für
beide Supermächte ein peinliches
Fiasko. Für die Sowjetunion aus dem
Grund, weil sie die als Besatzungs-
macht im Land stehende Rote Armee
gegen die deutschen Arbeiter im
Interesse der Bewahrung des soziali-
stischen Systems und der Herrschaft
der Sowjetunion einsetzen musste. All
dies ließ auf einen Schlag die Verletz-
barkeit und die Labilität der mit den
Problemen der Nachfolge Stalins rin-
genden Sowjets offenbar werden, und
brachte auch den Sturz des in der
Sache der Ordnung der deutschen
Frage am stärksten engagierten und

des sich als erster gegen das stalinsche
Erbe wendenden Berija mit sich. Die
USA waren während des Konflikts
nicht einmal in der Lage, zu reagieren
– einerseits weil bis der Bericht der
Berliner Zentrale des CIA auf dem
Tisch der Washingtoner Entschei-
dungsträger gelandet war, dieser be-
reits überholt war,  und andererseits
hatten sie auch kaum etwas zu sagen.
Die öffentliche Meinung des Westens
reagierte beinahe überhaupt nicht.

Zum Teil aus dem Grunde, weil die
Erlebnisse des Krieges noch immer
kaum der Vergangenheit angehörten,
und sie im Westen selber nicht wus-
sten, wie sie sich zum Wunsch der
Deutschen nach Freiheit und nach na-
tionaler Einheit stellen sollten. Sie wa-
ren sich nicht sicher darüber, ob ihre

eigene, die Demokratie und Selbstbe-
stimmung verkündende, die Freiheit
als einen über allen anderen Dingen
stehenden Wert angebende Ideologie
sich auch auf die besiegten Deutschen
bezieht. Anstelle der Auflösung des
schweren und peinlichen Dilemmas
übergab sich die westliche öffentliche
Meinung der Empörung über die
Hinrichtung des Rosenberg Ehepaa-
res am 19. Juni 1953, eine Angelegen-
heit, die die sowjetische Propaganda
bereits seit Jahren zum Vorreiterpro-
zess des amerikanischen „Faschismus“
hochstilisiert, und unter dessen Vor-
wand sie, Ländergrenzen überschrei-
tend, antiamerikanische Massenbewe-
gungen organisiert hatte.

Die Tatsache, dass in den vollkom-
men gleichgeschalteten und unter to-
taler Kontrolle stehenden Massenme-
dien jenseits des Eisernen Vorhangs
über den Berliner antikommunisti-
schen Aufstand vom 17. Juni 1953
geschwiegen und über Jahrzehnte hin-
weg seine Bedeutung geleugnet wur-

de, war selbstverständlich. In der
kommunistischen Diktatur hat die
Macht das Volk nicht mit „unwesent-
lichen“ Informationen belastet, auch
im Zusammenhang mit den anderen
Bruderländern tröpfelte man nur
gründlich gesiebte Informationen –
am häufigsten gelangten nur die voll-
kommen uninteressanten offiziellen
Propagandalosungen gegenseitig in
die Medien der Bruderländer.

Für die westliche Linke erwies es
sich nach 1956 als ausreichende Auf-
gabe, für die Schadensbegrenzung
nach dem ungarischen Freiheitskrieg
und der Revolution zu sorgen. Und
im Jahrzehnt der siebziger Jahre fielen
die Berliner Ereignisse von 1953 der
Ostpolitik zum Opfer. Für den Wes-
ten und besonders für die die Bundes-
republik leitenden sozialdemokrati-
schen Politiker war es wichtiger als alles
andere, den ostdeutschen Genossen
keine Unannehmlichkeiten zu berei-
ten. Ab den achtziger Jahren, als die
das Geld in das Zentrum der An-
schauungen stellende Sichtweise die
westliche Welt zu beherrschen be-
gann, und parallel hierzu sich der Ak-
zent von der Politik auf die wirtschaft-
lichen Ursachen verlagerte, versuchte
man auch den 17. Juni 1953 zu einem
Protest zu degradieren, bei dem es
sich lediglich um einen Gegensatz in
der Lohnfrage gehandelt habe.

Die Linke ist, in Deutschland und
auch anderswo, bis auf den heutigen
Tag nicht in der Lage, sich von dem

Marxismus loszusagen, laut dem ge-
genüber dem Staat des Volkes, der so-
zialistischen Revolution, beziehungs-
weise der Diktatur des Proletariats,
keine Revolution ausbrechen könne,
höchstens eine durch die Imperialisten
angestachelte Konterrevolution – des-
halb können sie und wollen sie auch
gar nichts mit der am 17. Juni 1953
ausgebrochenen antikommunistischen,
die deutsche Einheit fordernden,
Revolution anfangen. Deshalb hatten
sie sie über einen so langen Zeitraum
hinweg dazu verurteilt, verschwiegen
zu werden, deshalb bagatellisieren sie
sie auch heute noch. Dabei müssten
sie stolz auf sie sein. So wie auch wir
stolz auf sie sind, so wie auf 1956, auf
1968, und auf die Solidarität/ Solidar-
nosc. Und natürlich auf 1989, „das
Jahr der Wunder“, als dessen Ergebnis
wir unsere Unabhängigkeit und
Freiheit wieder gewonnen haben.

MMÁÁRRIIAA SSCCHHMMIIDDTT
Die Historikerin ist Direktorin 

des Museums „Haus des Terrors“.

EEssssaayy  aauuss  AAnnllaassss  ddeess  6600..  JJaahhrreessttaaggss  ddeess  VVoollkkssaauuffssttaannddeess  vvoomm  1177..  JJuunnii  11995533

RReevvoolluuttiioonn  iinn  BBeerrlliinn
Es ist eine Schande, daß in der Mitte des 20. Jahrhunderts 

und inmitten Europas diese Trennung eines Volkes 

weiter fortbestehen soll, daß uns verwehrt wird, 

was in der ganzen Welt heiliges Prinzip geworden ist.

Ludwig Erhard, 1953

Noch bis zum  1. Juli  erinnert das „Haus des Terrors“ an der Andrássy út mit einer Straßenausstellung an
die „Berliner Revolution“ vom 17. Juni 1953.
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WWährend zeitgleich im gesamten
Bundesgebiet Gedenkveran-

staltungen zur Erinnerung an die
Ereignisse vom 17. Juni 1953 statt-
fanden, wurde auch in Budapest an
die damaligen Geschehnisse in der
DDR erinnert. Der blutigen Nie-
derschlagung des Aufstands durch
die Rote Armee waren Arbeitsnie-
derlegungen und friedliche Proteste
vorangegangen. Die Menschen for-
derten mehr Freiheit und Demokra-
tie in der DDR.

Zunächst betonte Frank Spengler,
Leiter des Auslandsbüros Ungarn
der KAS, in seiner Begrüßungsrede,
dass die Massenaufstände im Ost-
block gegen das kommunistische
Herrschaftsmodell eine größere Be-
deutung hätten, als bisher ange-
nommen worden sei. Sie stünden
definitiv in einer Kontinuitätslinie mit
den Ereignissen in Deutschland 1989.

Anschließend widmete sich auch
der deutsche Botschafter Mattei Ion
Hofmann den Geschehnissen vom 17.
Juni, die 125 Menschen das Leben ge-
kostet hatten. Dabei kritisierte er be-
sonders, dass jener Tag seit
Einführung des 3. Oktobers als Tag
der Deutschen Einheit „ins Hinter-
treffen“ geraten sei. Seiner Generation

sei der 17. Juni zwar noch gut als
deutscher Nationalfeiertag in Erinne-
rung, der Jugend hingegen nicht. Der
Verweis darauf, dass der 17. Juni heu-
te immerhin noch ein Gedenktag sei,
reiche seiner Meinung nicht aus,
schließlich sei der Tag Wegbereiter für
die deutsche Wiedervereinigung und
habe „weltweite Erregung hervorgeru-
fen, wie es danach nur der Aufstand in
Ungarn 1956 vermocht hat“. Der 17.
Juni war ab dem Folgejahr der Protes-
te bis zur Wiedervereinigung 1990 als
Tag der Deutschen Einheit ein gesetz-
licher Feiertag in Westdeutschland ge-
wesen.

Vor den rund 50 Gästen der Aus-
stellungseröffnung wies Hoffmann
auf die Besonderheit des Gedenktages
hin, der sich von anderen inter-
nationalen Gedenk- und Feiertagen
durch seine Teilhabe an der histori-
schen Gegenwart abhebe. Am 17.
Juni, so Hoffmann, „können dieje-
nigen, die im Westen geboren und
aufgewachsen sind, unseren ost-
deutschen Mitbürgern Hochachtung
für ihren Teil unserer gemeinsamen
Geschichte aussprechen“.

Im Anschluss richtete auch Mária
Schmidt, Direktorin des Museums
Haus des Terrors, ihr Wort an das

Publikum. Ihre vollständige Rede
können Sie auf der Seite 10 dieser
Ausgabe lesen.

PPllaakkaatt--AAuusssstteelllluunngg  
bbiiss  zzuumm  2288..  JJuunnii

Die aus 20 Plakaten bestehende
Ausstellung wird noch bis zum 28.
Juni in den Budapester Räumlich-
keiten der KAS Ungarn (Batthyány
utca 49) zu sehen sein. 

Die Plakate zeigen detailliert die
Vorgeschichte und den Verlauf des
Aufstandes, die Folgen für die SED-
Diktatur sowie die Reaktionen des
Westens darauf. Autor ist der Histo-
riker und Publizist Dr. Stefan
Wolle. Veranschaulicht wird die
Ausstellung durch 130 ausgewählte
Fotos und Dokumente aus verschie-
densten Archiven. Außerdem sind
die Plakate mit QR-Codes versehen,
mit deren Hilfe man per Smart-

phone auf die Webseite www.17ju-
ni53.de weitergeleitet wird. Dort
kann man sich zahlreiche themen-
begleitende Rundfunkbeiträge im
O-Ton anhören.

Ausstellungsbegleitend stellt die
Konrad-Adenauer-Stiftung verschie-
dene Broschüren und Materialien
zur Information über den in Ver-
gessenheit geratenen Volksaufstand
zur Verfügung.

DDAANNIIEELL MMAARRXX

AAuusssstteelllluunnggsseerrööffffnnuunngg  iimm  AAuussllaannddssbbüürroo  ddeerr  KKoonnrraadd--AAddeennaauueerr--SSttiiffttuunngg

„„WWiirr  wwoolllleenn  ffrreeiiee  MMeennsscchheenn  sseeiinn!!““

KAS-Leiter Frank Spengler: „Die Aufstände im Ostblock haben eine größere Bedeutung als bisher angenommen.“

AAnnlläässsslliicchh  ddeess  6600..  JJaahhrreessttaaggeess  ddeess  VVoollkkssaauuffssttaannddeess  iinn  ddeerr  DDDDRR  aamm  1177..  JJuunnii
11995533  ffaanndd  aamm  vveerrggaannggeenneenn  MMoonnttaagg  iimm  AAuussllaannddssbbüürroo  ddeerr  KKoonnrraadd--AAddee--
nnaauueerr--SSttiiffttuunngg  ((KKAASS))  ddiiee  EErrööffffnnuunngg  eeiinneerr  PPllaakkaatt--AAuusssstteelllluunngg  ssttaatttt..  DDiiee
AAuusssstteelllluunngg  mmiitt  ddeemm  TTiitteell  „„WWiirr  wwoolllleenn  ffrreeiiee  MMeennsscchheenn  sseeiinn!!““  iisstt  eeiinn  PPrroo--
jjeekktt  ddeerr  BBuunnddeessssttiiffttuunngg  zzuurr  AAuuffaarrbbeeiittuunngg  ddeerr  SSEEDD--DDiikkttaattuurr..  GGaassttrreeddnneerr
wwaarreenn  ddaabbeeii  ddeerr  BBoottsscchhaafftteerr  ddeerr  BBuunnddeessrreeppuubblliikk  DDeeuuttsscchhllaanndd  iinn  UUnnggaarrnn,,
DDrr..  MMaatteeii  II..  HHooffffmmaannnn,,  ssoowwiiee  ddiiee  DDiirreekkttoorriinn  ddeess  MMuusseeuummss  HHaauuss  ddeess  TTeerr--
rroorrss,,  MMáárriiaa  SScchhmmiiddtt..

Szépvölgyi Teniszcentrum
OObb’’ss  rreeggnneett  ooddeerr  ddiiee  SSoonnnnee  sscchheeiinntt  --  bbeeii  uunnss  kköönnnneenn  SSiiee  ddaass  ggaannzzee  JJaahhrr  üübbeerr  iimm  TTrroocckkeenneenn  ssppiieelleenn..

HHoocchhwweerrttiiggee  SSaannddpplläättzzee  iinn  wwuunnddeerrsscchhöönneerr  UUmmggeebbuunngg..
((AAnn  RReeggeennttaaggeenn  sstteehhtt  IIhhnneenn  uunnsseerree  HHaallllee  mmiitt  KKuunnssttbbeellaagg--
ppllttäättzzeenn  zzuurr  VVeerrffüügguunngg..))  AAuussggeebbiillddeettee  TTrraaiinneerr  ffüürr  KKiinnddeerr--
uunndd  EErrwwaacchhsseenneennuunntteerrrriicchhtt..

1033 Budapest, Virág Benedek u. 39-41, Telefon: 388-1591   www.szepvolgyi.hu   tenisz@szepvolgyi.hu



FREITAG, 21. JUNI

Tanz,Theater und klassische Musik

FESTETICS PALAIS, 18 UHR: Das MÁV Symphonie-
orchester mit Zoltán Kökényessy (Viola) spielt
Werke von Verdi, Britten und Prokofiev. Leitung:
István Dénes.
VIII. Pollack Mihály tér 3, www.festeticspalota.hu

PALAST DER KÜNSTE – FESTIVALTHEATER, 19 UHR: Tünde
Szabóki (Sopran), Bernadett Wiedemann (Mez-
zo-Sopran), Dániel Lökös (Tenor), Miklós Sebes-
tyén (Bass) und Emese Virág (Klavier) tragen
Lieder von Wagner vor.
IX. Komor Marcell utca 1, www.mupa.hu

Ausgehen

BUDAPESTER OPERETTENTHEATER, 19 UHR: „Geist“
(Musical).
VI. Nagymezõ utca 17, www.operettszinhaz.hu

PALAST DER KÜNSTE – BÉLA BARTÓK KONZERTHALLE, 19
UHR: Das Csillagszemû Tanzensemble feiert sein
20jähriges Bestehen.
IX. Komor Marcell utca 1, www.mupa.hu

KULTURSCHIFF A38, 19.30 UHR: Dry Martina, Manoya,
Belle Belle, Spanish Wax, Max Grabke und Dork.
XI. Petõfi Brücke Budaer Seite, www.a38.hu

IF CAFÉ, 19.30: Jazzabend mit dem Enyedi
Sugárka Jazz Tett.
IX. Ráday utca 19, www.ifkavezo.hu

BUDAPEST JAZZ CLUB, 20 UHR: Das István Gyárfás
Quartett und danach das Pataj György Trio.
XIII. Hollán Ernõ utca 7, www.bjc.hu

KOBUCI KERT, 20 UHR: Ocho Macho.
III. Fõ tér 1, www.kobuci.hu

PECSA MUSIC HALL, 20 UHR: Cry Free.
XIV. Városliget Zichy Mihály út 14
www.pecsamusichall.hu

MOM KULTURZENTRUM, 20 UHR: Flamenco Abend mit
Zsófia Pirók (Tanz), Eva Pinero Mesa (Gesang),
Juan Jose Bando (Gitarre) und Sergio Fernandez
(Cajon).
XII. Csörsz utca 18, www.momkult.hu

BUDAPEST MUSIKZENTER, 21 UHR: Modern Art
Orchestra.
IX. Mátyás utca 8, www.bmc.hu

SAMSTAG, 22. JUNI

Tanz,Theater und klassische Musik

PALAST DER KÜNSTE – BÉLA BARTÓK KONZERTHALLE, 16
UHR: Die MR Symphonie und ihr Chor, der Chor
der Ungarischen Staatsoper und der Ungarische
Nationalchor tragen Wagners „Parsifal“ vor.
Leitung: Ádám Fischer.
IX. Komor Marcell utca 1, www.mupa.hu

Ausgehen

BUDAPESTER OPERETTENTHEATER, 19 UHR: „Geist“
(Musical).
VI. Nagymezõ utca 17, www.operettszinhaz.hu

GÖDÖR CLUB, 19.30 UHR: Hobo und Band, danach
DJ Ramses.
VI. Király utca 8-10, www.godorklub.hu

KULTURSCHIFF A38, 20 UHR: Guca Partyzans Brass
Band und Balkán Party.
XI. Petõfi Brücke Budaer Seite, www.a38.hu

LÁSZLÓ PAPP BUDAPEST SPORTARENA, 20 UHR: Mark
Knopfler.
XIV. Stefánia út 2, www.budapestarena.hu

BUDAPEST JAZZ CLUB, 20 UHR: Das Szakcsi Lakatos
Béla Trio und danach das Egri János Trio.
XIII. Hollán Ernõ utca 7, www.bjc.hu

LADÓ CAFÉ, 20 UHR: Swing Jazz Band.
VII. Dohány utca 50, www.ladocafe.hu

SONNTAG, 23. JUNI

Tanz,Theater und klassische Musik

PALAST DER KÜNSTE – BÉLA BARTÓK KONZERTHALLE, 16
UHR: Die MR Symphonie und ihr Chor, der Chor
der Ungarischen Staatsoper und der Ungarische
Nationalchor tragen Wagners „Die Meistersinger
von Nürnberg“ vor. Leitung: Ádám Fischer.
IX. Komor Marcell utca 1, www.mupa.hu

Ausgehen

BUDAPESTER OPERETTENTHEATER, 15 UND 19 UHR:
„Geist“ (Musical).
VI. Nagymezõ utca 17, www.operettszinhaz.hu

ZÖLD PARDON, 19 UHR: Aloe Blacc.
XI. Budaer Seite der Rákoczi Brücke, www.zp.hu

LADÓ CAFÉ, 20 UHR: Niki Vörös und László Vörös.
VII. Dohány utca 50, www.ladocafe.hu

KOBUCI KERT, 20 UHR: Tim Lothar.
III. Fõ tér 1, www.kobuci.hu

MONTAG, 24. JUNI

Ausgehen

BENCZÚR HAUS, 19 UHR: Zoltán Orosz und Attila
Bardóczy (Gesang), Zoltán Balogh (Gitarre) und
Béla Lattman (Bassgitarre) spielen französische
Lieder.
VI. Benczúr utca 27, www.benczurhaz.hu

BUDAPEST JAZZ CLUB, 20 UHR: Júlia Karosi Quartett.
XIII. Hollán Ernõ utca 7, www.bjc.hu

ZÖLD PARDON, 20 UHR: Testament.
XI. Budaer Seite der Rákoczi Brücke, www.zp.hu

DIENSTAG, 25. JUNI

Tanz,Theater und klassische Musik

ST. STEPHANS BASILIKA, 20 UHR: Der Chor der West-
minster Abbey mit Martin Ford (Orgel) trägt
Werke von Christopher Tye, Tallis, John Taverner,
Robert White und William Mundy vor. Leitung:
James O’Donnell.
V. Szent István tér 1, www.basilica.hu

Ausgehen

BUDAPESTER OPERETTENTHEATER, 19 UHR: „Geist“
(Musical).
VI. Nagymezõ utca 17, www.operettszinhaz.hu

PALAST DER KÜNSTE – BÉLA BARTÓK KONZERTHALLE,
19:30 UHR: Roberto Fonseca (Klavier, Gesang),
Joel Hierrezuelo (kubanische Percussion-Instru-
mente, Gesang), Jorge Chicoy (Gitarre), Ramsés
Rodríguez (Schlagzeug), Yanti Martínez (Kontrabass,
Bassgitarre) und Cherif Soumani (Kora, Tama).
IX. Komor Marcell utca 1, www.mupa.hu

BUDAPEST PARK, 19.30 UHR: Hollywood Rose I
AB/CD.
IX. Soroksári út 60, www.budapestpark.hu

IF CAFÉ, 19.30: Jazzabend mit Danil Zverkhanov-
sky (Gitarre), Mátyás Hofecker (Kontrabass) und
Maximilian Hollé (Schlagzeug).
IX. Ráday utca 19, www.ifkavezo.hu

KULTURSCHIFF A38, 20 UHR: Random Trip.
XI. Petõfi Brücke Budaer Seite, www.a38.hu

KOBUCI KERT, 20 UHR: Sonny and his Wild Cows.
III. Fõ tér 1, www.kobuci.hu

HAUS DER TRADITIONEN, 20 UHR: Das Ungarische
Staatsfolksensemble mit „Hochland Schätze“.
I. Corvin tér 8, www.heritagehouse.hu 

BUDAPEST JAZZ CLUB, 20 UHR: Budapest Bossanova
Quintett.
XIII. Hollán Ernõ utca 7, www.bjc.hu

MITTWOCH, 26. JUNI

Tanz,Theater und klassische Musik

BENCZÚR HAUS, 19 UHR: Maria Dolores Campos
(Sopran) und Carlos Gallardo (Klavier) spielen
Werke von Rodrigo, Granados, Luna, Turina und
Obrandors.
VI. Benczúr utca 27, www.benczurhaz.hu

PALAST DER KÜNSTE – BÉLA BARTÓK KONZERTHALLE, 19
UHR: Das Zagreb Philharmonieorchester, der
Nationalchor, Valentina Fijacko (Sopran), Helena
Lucic Sego (Alt), Attila Fekete (Tenor) und István
Rácz (Bass) tragen Werke von Gotovac, Kodály
und Beethoven zum Beitritt von Kroatien zur
Europäischen Union vor. Leitung: Pavle Despalj.
IX. Komor Marcell utca 1, www.mupa.hu

STAATSOPER, 19 UHR: Rameau – „Hippolyte et
Aricie“.
VI. Andrássy út 22, www.opera.hu

Ausgehen

Budapester Operettentheater, 19 Uhr: „Geist“
(Musical).
VI. Nagymezõ utca 17, www.operettszinhaz.hu

KULTURSCHIFF A38, 20 UHR: Plastic Bitch, The
Fictionplay und LóriPoP.
XI. Petõfi Brücke Budaer Seite, www.a38.hu

BUDAPEST JAZZ CLUB, 20 UHR: Micheller Myrtill und
Pintér Tibor Duo.
XIII. Hollán Ernõ utca 7, www.bjc.hu

DONNERSTAG, 27. JUNI

Tanz,Theater und klassische Musik

INNERSTÄDTISCHE PFARRKIRCHE, 18 UHR: Samklang
spielt norwegische Kirchenmusik. Leitung: Torgeir
Hanssen.
V. Március 15 tér 2

PALAST DER KÜNSTE – BÉLA BARTÓK KONZERTHALLE,
19:45 UHR: Das Budapest Festival Orchester mit
Danii Trifonov (Klavier) trägt Stücke von Tschaikow-
sky und Bruckner vor. Leitung: Gábor Takács-Nagy.
IX. Komor Marcell utca 1, www.mupa.hu

Ausgehen

BUDAPESTER OPERETTENTHEATER, 19 UHR: „Geist“
(Musical).
VI. Nagymezõ utca 17, www.operettszinhaz.hu

GÖDÖR CLUB, 19 UHR: Zoltán Nemes (Klavier,
Gesang), Fat Cat und Batka Band.
VI. Király utca 8-10, www.godorklub.hu

HAUS DER TRADITIONEN, 20 UHR: Das Ungarische
Staatsfolksensemble mit „Hochland Schätze“.
I. Corvin tér 8, www.heritagehouse.hu 

KULTURSCHIFF A38, 20 UHR: Boggie, Jász András
Kultúrfunk und DJ Garfield.
XI. Petõfi Brücke Budaer Seite, www.a38.hu 

KOBUCI KERT, 20 UHR: Ripoff Raskolnikov.
III. Fõ tér 1, www.kobuci.hu

BUDAPEST JAZZ CLUB, 20 UHR: Zita Gereben
Quintett.
XIII. Hollán Ernõ utca 7, www.bjc.hu
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Lange Nacht der Museen in Ungarn

I
n der Nacht vom 22. auf den 23. Juni lockt die Lange Nacht der Museen im ganzen
Land wieder Kulturbegeisterte an. Mit nur einem einzigen Ticket können diese
Ausstellungen sowie Theater- und Musikprogramme bewundern.

Am 22. Juni, dem längsten Tag des Jahres, starten die Besucher am frühen Abend ih-
re Tour - neben Museen auch in Bibliotheken, Theatern, Archiven und Kulturzentren.
Für die 11. Museumsnacht in Budapest und die 9. Ungarns kooperieren über 300
Museen und Kultureinrichtungen, das Ministerium für Humanressourcen richtet
die Gemeinschaftsaktion mit einem vielfältigen Programm aus: Vor der
Mûcsarnok (Kunsthalle) basteln Kinder, im Hungarian National Digital Archive
(MaNDA) entwerfen kreative Köpfe ihre eigenen Cartoons, das Museum der
Schönen Künste lädt zur Verköstigung antiken Essens ein, einen Einblick in zeit-
genössische Fotografie erlangen Neugierige im MaiManó Ház. Verschiedene
Jazz- und Rockbands verzücken die Ohren der Wissbegierigen: das Babos Trió
im Budapester Történeti Múzem oder französischer Chanson im Iparmûvészeti
Múzeum, um nur zwei zu nennen.

Lange Nacht der Museen

22.-23.Juni, 18 Uhr bis 2 Uhr

Programm unter: http://muzej.hu/index.php?lang=en

Tickets in Budapest: 1500 Ft für Erwachsene, 

600 Ft für Kinder, unter sechs Jahren freier Eintritt; 

in allen teilnehmenden Museen, 

Ticketbüros und beim Partner BKK, 

außerhalb der Hauptstadt in Museen



MMiitt  TTaammááss  KKöörröösséénnyyii  hhaatt  ddiiee  KKuunnsstt--
hhaallllee  MMûûccssaarrnnookk  eeiinn  SScchhwweerrggeewwiicchhtt
ddeerr  uunnggaarriisscchheenn  KKuunnssttsszzeennee  aauuffggee--
ffaahhrreenn,,  ddeerr  22001100  vveerrssttoorrbbeennee  BBiilldd--
hhaauueerr  zzäähhlltt  zzuu  ddeenn  rreennoommmmiieerrtteesstteenn
aauuss  UUnnggaarrnn  uunndd  iisstt  wweellttwweeiitt  eeiinn  BBee--
ggrriiffff..  

UUnter dem Titel „A mûvészet él!“
(„Die Kunst lebt!“), eine

Referenz und Antwort auf die Frage
des ungarischen Schriftstellers Lajos
Kassák „Vége a mûvészetnek?“ („Ist
die Kunst tot?“), stellt die Kunsthalle
vom 13. Juni bis zum 8. September
2013 die Werke des Künstlers aus.
Tamás Körösényi wurde 1953 in
Budapest geboren und studierte im
Laufe seines Lebens Bildhauerei an
der ungarischen Akademie der Bil-
denden Künste und der Akademie
der Bildenden Künste Wien. Die
Ausstellung seines Oeuvres in
diesem Jahr, in dem er seinen
60. Geburtstag feiern
würde, hätte wahr-

scheinlich etwas von einem Nekrolog,
wenn sich in seinen Kunstwerken
nicht seine humorvollen Konzepte
manifestieren würden. Bei seinen
Skulpturen bewegte sich Körösényi
stets zwischen Kontrasten. 

EEiinneerr  ffüürr  aallllee

Zwischen dem Organischen und
Geometrischen, zwischen Klassik
und Avantgarte. Aus traditionellen
Methoden und radikalen Innova-
tionen kristallisierte sich sein unver-
wechselbarer Stil heraus. Pragmatisch
gesehen hat das für die Besucher der
Ausstellung auch den Vorteil, dass

mit hoher Wahrscheinlichkeit jeder
Geschmack angesprochen wird. 

EEiinnee  KKoorryypphhääee

Ob man nun die avantgardisti-
schen Skupturen des Professors und
Munkácsy-Preisträgers präferiert, die
wild auf ihrem Sockel toben, oder
eher die großen und grellen Skulptu-
ren, statisch und imposant – seine
Werke hinterlassen in jedem Falle
Eindruck. Letztlich ist es wohl den
Besuchern der Ausstellung überlas-
sen, ob sie nun dem Bildhauer Körö-
sényi oder dem Schriftsteller Kassák
zustimmen. Mit der Skepsis und der

Frage, ob die Kunst tot sei, tut man
sich jedoch schwer, wenn man vor
einigen der imposanten Werke steht,
die Körösényi in Ungarn und inter-
national berühmt gemacht haben.
Wenn man sich für zeitgenössische
Kunst interessiert, dann wird man
früher oder später zwangsläufig auf
diese ungarische Koryphäe stoßen.
Die Austellung, die von Noémi Fo-
rian Szabó kuratiert wird, läuft noch
bis zum 8. September in der Kunst-
halle Mûcsarnok und sollte von keinem
Schöngeist verpasst werden.  

KKAARRSSTTEENN WWOOLLNNIIAAKK

KKöörröösséénnyyii
Mûcsarnok

XIV. Dózsa György út 37
Öffnungszeiten:

Dienstag bis Sonntag 
10 bis 18 Uhr

Tickets ab 900 Forint
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TTaammááss  KKöörröösséénnyyii  iinn  ddeerr  KKuunnsstthhaallllee

KKuunnsstt  iisstt  nniicchhtt  ttoott

GGOOEETTHHEE--IINNSSTTIITTUUTT
IIXX..  RRááddaayy  uuttccaa  5588
TTeell..::  ++3366  11  337744  44007700
EE--MMaaiill::  iinnffoo@@bbuuddaappeesstt..ggooeetthhee..oorrgg
wwwwww..ggooeetthhee..ddee//bbuuddaappeesstt
LLeeiitteerriinn::  JJuuttttaa  GGeehhrriigg

2244..  JJuunnii,,  2211  UUhhrr::  Freiluftkino in der Reihe „Die
Diktatur des Herzens“: „La Habanera“ (1937). In
deutscher Sprache mit englischen Untertiteln. Der
Eintritt ist frei. VVeerraannssttaallttuunnggssoorrtt::  Szimpla Kert, VII.
Kazinczy utca 14, www.szimpla.hu

2266..  JJuunnii::  „Mach’s grün!“ – Eine Aktion der Goethe-
Guerillas.

Öffnungszeiten der Bibliothek des Goethe-Instituts:
dienstags bis donnerstags 14 bis 19 Uhr, freitags 11 bis
17 Uhr, samstags 10 bis 14 Uhr.

ÖÖSS TT EE RR RR EE II CC HH II SS CC HH EE SS

KKUU LL TT UU RR FF OO RR UU MM
VVII..  BBeenncczzúúrr  uuttccaa  1166,,
TTeell..::  ++3366  11  441133  33559900,,
EE--MMaaiill::  bbuuddaappeesstt--kkff@@bbmmeeiiaa..ggvv..aatt,,
wwwwww..ookkffbbuuddaappeesstt..hhuu,,
LLeeiitteerriinn::  BBAACCHHFFIISSCCHHEERR,,  SSuussaannnnee  MMaagg..DDrr..iiuurr

AANNDDRRÁÁSSSSYY UUNNIIVVEERRSSIITTÄÄTT
VVIIIIII..  PPoollllaacckk  MMiihháállyy  ttéérr  33
TTeell::  ++3366  11  226666  33110011,,  --44440088
3300  552255  5500  4433
FFaaxx::  ++3366  11  226666  33009999
wwwwww..aannddrraassssyyuunnii..hhuu
RReekkttoorr::  PPrrooff..  DDrr..  AAnnddrrááss  MMaassáátt

KKOONNRRAADD--AADDEENNAAUUEERR--
SSTTIIFFTTUUNNGG
II..  BBaatttthhyyáánnyy  uuttccaa  4499
TTeell::  ++3366  11  448877  55001100
EE--MMaaiill::  iinnffoo..bbuuddaappeesstt@@kkaass..ddee,,
wwwwww..kkaass..ddee//uunnggaarrnn
LLeeiitteerr::  FFrraannkk  SSppeenngglleerr

HHAAUUSS DDEERR

UUNNGGAARRNNDDEEUUTTSSCCHHEENN
VVII..  LLeennddvvaayy  uu..  2222
wwwwww..hhdduu..hhuu

IINNTTEERRNNAATTIIOONNAALL

WWOOMMEENNSS’’  CCLLUUBB
wwwwww..iiwwccbbuuddaappeesstt..hhuu

DDEEUUTTSSCCHHSSPPRRAACCHHIIGGEE

KKIIRRCCHHEENN

KKAAPPEELLLLEE DDEERR DDEEUUTTSSCCHHSSPPRRAACCHHIIGGEENN

EEVVAANNGGEELLIISSCCHHEENN GGEEMMEEIINNDDEE

I. Bécsi kapu tér, 
Tel.: 212 8979

RRÖÖMMIISSCCHH--KKAATTHHOOLLIISSCCHHEE GGEEMMEEIINNDDEE

I. Fõ utca 43, 
Tel./Fax: 213 7508
Pfarrer: Gregor Stratmann
Gottesdienste: jeden Sonn- und Feiertag um
10 Uhr in der Szent Ferenc Sebei Kirche
(Nähe Batthyány tér).

EEVVAANNGGEELLIISSCCHH--RREEFFOORRMMIIEERRTTEE GGEEMMEEIINNDDEE

V. Alkotmány utca 15, 
Tel./Fax: 311 2369
Pfarrer: Zoltán Balog
Gottesdienste: sonntags 10 Uhr, (Eingang
um die Ecke in der Hold utca).

EEVVAANNGGEELLIISSCCHH--LLUUTTHHEERRIISSCCHHEE GGEEMMEEIINNDDEE

I. Logodi utca 5-7,  
Tel./Fax: 212 8979 
Pfarrer: Johannes Erlbruch
Gottesdienste: sonntags 10 Uhr in der Kapelle
Táncsics Mihály utca 28

KKuullttuurr  &&
BBiilldduunngg

DDie Nacht der Museen ist in jedem Jahr ein Highlight
für Kunst- und Kulturinteressierte. Auch in diesem

Jahr erwarten die Museen die Besucher mit besonderen
Highlights. Das Haus des Terrors ist da keine Ausnahme.
Am 22. Juni zwischen 18 Uhr und 2 Uhr morgens haben
Interessierte die Möglichkeit, sich neben der permanenten
Ausstellung auch eine Schau über die Geschehnisse am 17.
Juni 1953 in der DDR und der Widerstandsbewegung, die
dort ihren Anfang genommen hatte und in Ungarn im
Volksaufstand von 1956 gipfelte. 

VVoorrttrrääggee  uunndd  FFiillmmee

Neben den Exponaten können sich Besucher auch mittels
eines Dokumentarfilms über 1956, aber auch über die in-
zwischen elfjährige Geschichte dieses ganz besonderen
Museums informieren. Für Personen mit Ungarischkennt-
nissen hält das Haus des Terrors noch eine weitere Beson-
derheit bereit: An diesem Abend werden ab 19 Uhr stünd-
lich Vorträge von Experten zum Thema der Ausstellung so-
wie zu den Entwicklungen in Ungarn seit Beginn des 20.
Jahrhunderts gehalten. 

EEKKGG
NNaacchhtt  ddeerr  MMuusseeeenn  

Haus des Terrors
22. Juni ab 18 Uhr
VI. Andrássy út 60
www.terrorhaza.hu

NNaacchhtt  ddeerr  MMuusseeeenn  iimm  HHaauuss  ddeess  TTeerrrroorrss

EEiinnee  NNaacchhtt  iimm
ZZeeiicchheenn  ddeerr  FFrreeiihheeiitt

DDeerr  AAkkvváárriiuumm  KKlluubb  aamm  DDeeáákk  FFéérreenncc  ttéérr
llääddtt  sseeiitt  AAnnffaanngg  JJuunnii  jjeeddeenn  DDiieennssttaagg  zzuumm
„„DDoowwnnttoowwnn  SShhuuffffllee““::  DDrreeii  DDJJ--GGrröößßeenn  hheeii--
zzeenn  hhiieerr  mmiitt  iihhrreenn  RR&&BB--  uunndd  GGhheettttooffuunnkk--
SSeessssiioonnss  vvoonn  1166  UUhhrr  aann  dduurrcchh  ddeenn  SSoommmmeerr..    

WWenn die Hitze die Hauptstadt er-
fasst, dann helfen dem kollektiven

Partykörper nur noch gute Musik und
kühle Getränke unter freiem Himmel.
Genau mit dieser Kombination versorgt
der Akvárium Club, mitten auf dem Déak
Férenc tér gelegen, all jene, denen es in
der Feuersbrunst danach dürstet: Der
„wirklich heißeste HipHop & RnB,
Breakbeats und GhettoFunk“ der Stadt.
Denn der Club lädt seit Anfang Juni jeden
Dienstag zu seinem Downtown Shuffle
ein – ab 16 Uhr am Nachmittag scharen
zwei Budapester DJ-Größen aus dem
Mischpult-Untergrund und ein Gast die
Musikhungrigen um sich, um mit ihnen
in die neue Woche zu schweben. Am 25.
Juni sind dies neben Dj Jami & Dj Soulja
noch Kid Panel. Während Soulja aus
Budapest in seinem Funk und Latin
Swing-Set vor allem Beat-Hymnen mit
Piano und Trompeten aufheizt und damit
jede Hüfte in Bewegung setzt, setzt DJ

Jam-i auf smoothere Sounds. Am kom-
menden Dienstag wird außerdem der
Budapester Kid Panel mit seinen Break-
beat-Rythmen die Massen zum Schwitzen
bringen – diese gelten als die Wurzel von
Hip Hop und Drum und Bass. Kid Panel
ist ein Meister dieser Takte und konnte
sich als Teil der Nynfus Corporation mit
dem sogenanntenm G-Funk (auch
Gangsta Funk oder Ghetto Funk) einen
Namen machen. Der weniger aggressive,
mehr relaxte Ghettofunk ist ein Stil der
Hip Hop-Musik, als dessen Schöpfer
Dr.Dre mit seinem 1992 erschienenen
Album The Chronic gilt. Soul und Funk
sind hierbei die stilbildenden Elemente,
so werden Songs von James Brown mit
hochgepitchten Keyboards oder Synthe-
tizern und durch soul-inspirierte Grooves
einer Metarmorphose unterworfen. Das
Ergebnis: Eingängige Sommer-Grooves
entflammen in Sekundenschnelle das Be-
wegungszentrum. 

JJaanniinnaa  RRoottttmmaannnn
DDoowwnnttoowwnn  SShhuuffffllee

Dienstag, 25. Juni 2013
16 bis 22 Uhr

Akvárium Klub
V. Erzsébet tér

RR&&BB  uunndd  GGhheettttooffuunnkk  iimm  AAkkvváárriiuumm  CClluubb

EElleekkttrriisscchheess  GGeeffüühhll

Tamás Körösényi: Meine Geister, 2005, Eisen, Fieberglas, Gummi.
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PRESSE

KLEINANZEIGEN

UMZUG

AUTOVERMIETUNG

Relocation

Immigration

Moving

Real Estate

THINKING RELOCATION?

THINK INTERDEAN.

Tel. 888-6750      budapest@interdean.com

„We make it easy„

SPORT IMMOBILIEN

� Mutmaßlicher Nazi-Kriegsverbrecher
László Csatáry angeklagt. Der 98jährige
ungarische Nazi-Kriegsverbrecher muss
sich wegen Beihilfe zur Tötung Tausender
Juden verantworten. Da sein Fall „außer-
gewöhnlich“ sei, müsse nun binnen 90 Ta-
gen ein Prozess gegen ihn beginnen, teilte
die Staatsanwaltschaft am Mittwoch mit.
Csatáry soll von 1941 bis 1944 maßge-
blich an der Deportation von Juden aus
Kaschau in der heutigen Slowakei in KZ-
Lager mitgewirkt haben. Bereits 1948
wurde er dort in Abwesenheit zum Tode
verurteilt, diesen April wandelte die
slowakische Justiz das Urteil in
lebenslange Haft um.

� Übergabe CET und Rác-Bad. Wie
OB Tarlós vergangene Woche mitteilte,
hat sich die Stadt mit den Gläubiger-
Vertretern des CET sowie des Rácz-Bades
geeinigt. Ersteres ist seit mehr als einem
Jahr Streitpunkt zwischen Bauherr und
Stadtverwaltung, letzteres ist seit 3 Jahren
fertiggestellt, aber geschlossen. Nun
könnten beide Anlagen noch dieses Jahr
übergeben werden, so Tarlós, zudem wür-
den die Arbeiten an der Metrolinie 4 und
dem Burgbasar noch vor den Wahlen
nächsten Frühling abgeschlossen.

� Trolleybus-Ausschreibung. Die BKK
verkündete am Montag die Ausschreibung
zum Kauf von insgesamt 108 Trollibussen
in den nächsten 5 Jahren. 62,4 Mio. Euro
stünden für den sofortigen Kauf von 24
Bussen bereit, 84 weitere sollen innerhab
von 5 Jahren nach der Lierferung der er-
sten Fahrzeuge hinzukommen. Die
Trolleybusse müssen in der Lage sein, 4
Kilometer ohne Strom fahren zu können,
so die BKK.

� MTA entscheidet im Fall Tormay.
Wie OB Tarlós auf einer Pressekonferenz
vergangenen Freitag verkündete, hat das
Stadtparlament dafür gestimmt, dass die
Akademie der Wissenschaften über die
Benennung einer Straße im II. Bezirk in
„Tormay Cécile köz“ entscheidet. Auf
Nachfrage der BUDAPESTER ZEITUNG nach
der Bedeutung der von Kritikern als
„Antisemitin“ bezeichneten Autorin für die
Stadt und ob er den Vorschlag unterstütze,
reagierte Tarlós gereizt: „Ich weiß genau,
warum Sie das fragen.Wo waren sie denn
2012, als die Statue und Gedenktafel für
Tormay eingeweiht wurden?!“.

KOMPAKT
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Muttersprachlerin gibt Deutsch
Nachhilfeunterricht.

Termin nach Vereinbarung
Kontakt: christabartesch@yahoo.de

UNTERRICHT

FERIENMALKURSE AUF
DEUTSCH 

(MUTTERSPRACHLER)

WO: Atelier Christa Bartesch,
1222 Budapest, 
Nagytétényi út 48-50.

WANN: Termin nach 
Vereinbarung

Kontakt:
christabartesch@yahoo.de

MALKURS

NNaacchhddeemm  ddiiee  MMaarrggaarreetteenniinnsseell  ddaass  HHoocchhwwaasssseerr
üübbeerrssttaannddeenn  hhaatt  uunndd  hheeuuttee  ssooggaarr  aabbsscchhnniittttsswweeiissee
wwiieeddeerr  ffüürr  BBeessuucchheerr  ggeeööffffnneett  wwuurrddee,,  mmööcchhttee  ddiiee
FFlluutt  aann  PPrrootteesstteenn  uumm  ssiiee  hheerruumm  nniicchhtt  aabbeebbbbeenn..
DDiiee  SSttrreeiittffrraaggee  iisstt  aauucchh  wweeiitteerrhhiinn::  WWeemm  ggeehhöörrtt
ddiiee  IInnsseell??  

MMit 252 Stimmen nahm das Parlament ver-
gangenen Montag den Gesetzesentwurf

von Tibor Navracsics an, welcher vorsieht, die
Insel vollständig der Hauptstädtischen Verwal-
tung zu unterstellen. Die Verwaltung, welche
auch die Hoheit über die Steuereinnahmen des
Gebietes enthält, geschah vorher durch  den XI-
II. Bezirk selbst, zu dessen administrativem
Gebiet die Insel auch jetzt noch zählt. Dabei
fand die Überschreibung der Planungs- und
Steuerprivilegien im Parlament hohen Anklang,
da die drei Wochen Bearbeitungsdauer bis zur
Annahme des Entwurfes  ausgesprochen kurz
sind. Begründet wurde die Entscheidung unter
anderem mit der verkehrsstrategischen Lage der

Insel, deren weiterer Ausbau die Kompetenzen
der Bezirksverwaltung überfordern würde. 

AAkkttiivviisstteenn  ffoorrddeerrnn
VVoollkkssbbeeffrraagguunngg

Dies wird jedoch von den Gegnern bestritten,
zu denen auch die XIII. Bezirksverwaltung selbst
gehört. Vergangenen Freitag verkündete der
Bezirksbürgermeister József Tóth sogar, die
Entscheidung als verfassungswidrig  und es be-
stehe die Überlegung sich an das Verfassungs-
gericht zu wenden. Außerdem wird erwogen, aus
dem Budapester Bezirksverband BÖSZ auszutre-
ten. In beiden Fällen wird jedoch erst am 27.
Juni eine endgültige Entscheidung getroffen.
Das neue Gesetz bezeichnet der MSZP-Politiker
dabei als „derben Eingriff in das administrative
System“ und die Begründungen der Stadt als
„von vorne bis hinten falsch“. Außerdem sei die
Abstimmung im Parlament „reine Teamarbeit“
gewesen. 

Auch in der Öffentlichkeit bleibt das Thema
brisant. Die Facebookgruppe „Wir geben die
Margareteninsel nicht her“ zählt über zweitau-
send Mitglieder und setzt sich dafür ein, eine für
alle annehmbare Entscheidung via Volksbe-
schluss zu finden. Dieser kommt am 25. August
tatsächlich – dennoch verlieren die Aktivisten, da
sich Bezirksvertretung in ihrer letzten Sitzung
zwar für einen solchen „meinungsfindenden
Volksentscheid“ aussprach, hierfür jedoch per
Gesetz nur Anwohner zugelassen sein werden,
die ihren offiziellen Wohnsitz auf der Insel ha-
ben. Die Zahl dieser Personen beträgt zum
gegenwärtigen Zeitpunkt exakt drei, womit ver-
wertbare Ergebnisse wohl auszuschließen sind.

AAnnggsstt  vvoorr
EEiinnttrriittttssggeellddeerrnn

Die Beweggründe der Öffentlichkeit und der
Bezirksverwaltung sind dabei unterschiedlicher
Natur: Während die Bevölkerung bangt, die
Stadt könnte in Zukunft sogar Eintrittsgelder
verlangen, sieht der Bürgermeister, abgesehen
von der Abgabe von rund 500 Millionen Euro
Steuern jährlich, eher einen sich nähernden
Präzedenzfall, nach dem die Stadt sich in
Zukunft weitere Teile beliebiger Bezirke direkt
unterstellen lassen könnte. 

AAuufftteeiilluunngg  iisstt
nniicchhtt  vvoorrtteeiillhhaafftt

Doch was bedeutet dies für die Budapester
selbst? Faktisch geht es um die Übergabe von
Verwaltungskompetenzen, die der Stadt mehr
Freiraum bei der Entwicklungsplanung geben
sollen, nachdem schon 1997 kritische Stimmen
laut wurden und die „Aufteilung der Stadt in
ziemlich selbstständige Verwaltungsbezirke als
nicht vorteilhaft“ bezeichneten (Prof. Dr.
Lichtenberger, Universität Wien). Praktisch
könnte dies also Teil der Dezentralisierung der
Stadt sein, welche Budapest bis 2030 offiziell an-
strebt. Ein Beispiel hierfür ist unter anderem die
geplante Metrolinie M5, die auch eine Halte-
stelle auf der Insel haben soll. Dieses Infrastruk-
turprojekt ist Teil der Stadtplanung „Budapest
2030“, welche eine Realisierung, auch mittels
EU-Geldern, bis 2020 vorsieht. Jedoch wäre
hierfür eine Überschreibung von Kompetenzen
an die Stadt selbst eigentlich gar nicht notwen-
dig, wie auch der Bau der Linie M4 zeigt. 

AANNDDRRÁÁSS WWEEKKLLEERR

SSttrreeiitt  uumm  ddiiee  MMaarrggaarreetteenniinnsseell

DDiiee  PPrrootteessttfflluutt  eebbbbtt  nniicchhtt  aabb  

In Érd,17 km vom Zentrum Bp., 170m2 EFH,
1200 qm Grundstück aus gesundheitlichen
Gründen zu verkaufen. 149.000,- EUR.
Tel: +36-308440105 
E-mail: f.rautner@freemail.hu

RE22260026

VERSICHERUNG

STELLENANZEIGE

PRIVATE

KRANKENVERSICHERUNG!
• für ständig in Ungarn lebende

Ausländer

• Eintrittsalter bis 65 

• abhängig von Alter und Leistungs-
umfang ab 124 Euro pro Monat

at & t Bt. Vermittlung von 
Krankenversicherungen

Ösi u. 19 , 8181 Berhida
Tel./Fax  (06-88) 454-167 od.

Mobil (06-30) 378-0579
Für Budapest: Gabriele Wesche

(06-30) 912-0193
E-Mail: antipi@enternet.hu

www.versicherung-in-ungarn.com

Bisher war die Margareteninsel ein Hort der Erholung, ihre Liebhaber fürchten um sie.

Ärzte, Krankenschwester und Pflegekräfte
für deutsche Kliniken gesucht. Info.: Tel: +49/
631/ 3104 2401 Fax: +49 / 631 / 3104 2402 
www.euro-matrix.de; mail@euro-matrix.de
Frau Koehler Euro-Matrix GmbH

DS25290035

Hier könnte Ihre Anzeige stehen!
Infos unter:

453-0752, 453-0753
E-Mail: verlag@bzt.hu
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NNiicchhtt  nnuurr,,  ddaassss  ddiiee  KKaazziinncczzyy  uuttccaa
ddeerr  RRááddaayy  uuttccaa  iimm  IIXX..  BBeezziirrkk  ddeenn
SSttaattuuss  ddeerr  PPaarrttyy--MMeeiillee  wweeggggee--
sscchhnnaapppptt  hhaatt,,  aauucchh  iinn  SSaacchheenn  EEsssseenn
uunndd  TTrriinnkkeenn  iisstt  ssiiee  ddrraauuff  uunndd  ddrraann,,
ddeerr  RRááddaayy  uuttccaa  ddeenn  RRaanngg  aabbzzuullaauuffeenn..
DDaass  BBeessiittzzeerrppaaaarr  ddeerr  BBoorrss  GGaasszzttrroo--
bbáárr  zzuumm  BBeeiissppiieell  ggeehhöörrtt  zzuu  ddeerr
HHaannddvvoollll  LLeeuuttee,,  ddiiee  ssiicchh  ttrroottzz  ddeerr
AAuussbbiilldduunngg  iinn  ddeerr  EEddeellggaassttrroonnoommiiee
mmiitt  MMiicchheelliinn  SStteerrnn  TTrraaddiittiioonn  ddaazzuu
eennttsscchhlloosssseenn  hhaabbeenn,,  lliieebbeerr  SSuuppppeenn
uunndd  SSaannddwwiicchheess  zzuu  sseerrvviieerreenn..  

AAls erstes die Atmosphäre: Jung,
fröhlich, farbenfroh. Ohne

Zweifel genießen die Männer in
schwarzem T-Shirt und karierter
Hose im Bienenstock hinter der
Theke, was sie tun – das Lächeln ist
herzlich und echt.

EExxoottiisscchh  
ooddeerr  bbooddeennssttäännddiigg

Zweitens das Essen: Das „gasz-
tro“ in „gasztrobár“ ist kein leeres
Versprechen. Gerichte wie Suppen,
Sandwiches und Pasta scheinen auf
den ersten Blick ziemlich simpel zu
sein, sie kommen aber in Kombi-
nationen daher, die woanders nicht
zu finden sind. Da ist etwa die
Süßkartoffelsuppe mit Kokosnuss
und Chili, die seit der Eröffnung
des Lokals vor fast einem Jahr einen
festen Platz auf der Speisekarte hat.
Es ist leicht zu verstehen, warum
die Suppe so beliebt ist mit ihrer
samtigen Textur und der guten
Balance zwischen der Süßkartoffel-
basis und dem ausgeprägten, aber
gut eingeschlossenen Kokosnuss-
und Chili-Aroma.   

Weit entfernt von solcher Exotik
sind die „paprikás krumpli“, ein gu-
ter ungarischer Sattmacher, nur...
gewöhnlich werden sie nicht als
Suppe zubereitet. Doch hier wird
dieser typische Eintopf aus Kartof-

feln, Paprika und scharfer Kolbász
als Suppe aufgetischt. Der Ge-
schmack ist überraschend gut; was
hier serviert wird, ist sozusagen eine
flüssige Version von „paprikás
krumpli“, also mit der notwendigen
Schärfe und den unerlässlichen

Wurstscheiben – nur sollte man ge-
legentlich umrühren, damit die
Wurstscheiben nicht alle auf den
Boden des Pappbechers sinken.

Bei unserem Besuch wurden auch
Gazpacho, Waldfruchtsuppe mit
Balsamico, Mais und Schinken-
Suppe angeboten, aber die Tafel mit
der Speisekarte hat die Tendenz,
sich von Tag zu Tag zu ändern.

SSaannddwwiicchh  
mmaall  ggaannzz  aannddeerrss

Genauso verhält es sich auch bei
den Sandwiches. Die besonderen
Tagesangebote sind das Fisch-
Sandwich „Nemo“ (aus Thunfisch,
Dill, Zucchini und Essiggurken)
und ein „Borsche turbó“, offen-
sichtlich ein Wortspiel aus „bors“
(Pfeffer) und Porsche, bestehend
aus Rinder-Bolognese, Mangalica
Kolbász, Saurer Sahne und Käse.

Regelmäßig tauchen auf: Eine
„French Lady“ (eine köstliche Mi-
schung aus Hähnchenbrust, Eda-
mer und süßer Marmelade aus roten
Zwiebeln), ein „Hirntoter“ (Schwei-
nehirn, eine Menge Petersilie und
einige Jalapenos ergeben eine üppi-
ge, scharf gewürzte Kombination
und bekommen den Siegerpreis für
die am meisten verblüffenden Zuta-
ten), eine „Thai Massage“ (Hähn-
chen mit grünem Curry) und ein
Májky Way. Letzteres macht nur für
den Sinn, der weiß, dass „máj“ Leber
bedeutet (Entenleber mit Pfirsich
und karamellisiertem Zwiebelsenf).

Abgesehen von den ausgefallenen
Namen bieten diese Sandwiches

weit mehr als die gewöhnlichen
Schinken-Käse-Kombinationen.
Der einzige Wermutstropfen sind
die Baguettes, die nicht wirklich
interessant, aber schnell zu rösten
sind (eine Behandlung, die allen
widerfährt).

Pasta-Gerichte, Gemüseeintöpfe
und eine kleine Dessertauswahl er-
gänzen die Speisekarte zusammen
mit einem Angebot an frischen
hausgemachten Sirups wie Sauer-
kirsche mit Koriander, Orange mit
Chili und – erfrischend und spritzig
– Erdbeere mit Thymian. 

BBÉÉNNÉÉDDIICCTTEE WWIILLLLIIAAMMSS

BBoorrss  GGaasszzttrroobbáárr

EEiinneenn  HHaappppeenn  eesssseenn  IIII
V. Zoltán u. 16

(am Szabadság tér)
Reservierung:

331-4352

ww  Frühstück ab 9 Uhr

ww  Internationale Küche

ww  Angenehme Umgebung

ww  Private und Firmen-Partys

SSUUNNNNYY  LLOOUUNNGGEE
Bp., 1035 Szentendrei út 36/a        
Tel.: +36-1-367-3494 
info@sunnylounge.hu
www.sunnylounge.hu

...then call Rob 
on 06-30-552-0840 

or visit 
www.primecuts.hu

AArraannyy  KKaavviiaarr  RReessttaauurraanntt

Mittags traditionelles Russisches Bistro: 
5.900 Ft (20 EUR) – 3-Gänge-Menü mit 1 Glas (1dl) Wein, 

Mineralwasser und Kaffee!

Jeden Tag von 12 bis 15 Uhr!

1015 Budapest, Ostrom u. 19    Jeden Tag geöffnet: 12-15 Uhr, 18-24 Uhr
Tel.: (+36 1) 201 6737       reservation@aranykaviar.hu      www.aranykaviar.hu

BBOORRSS GGAASSZZTTRROOBBÁÁRR
Geöffnet täglich: 
11.30- 21 Uhr

VII. Kazinczy utca 10
www.facebook.com/BorsGasztroBar

Preise:

Suppen: .........................................490 Forint

Baguette (klein/groß): .............490-710 Forint

Suppe&Baguette (klein/groß).........................

............................................870-1.090 Forint

Pasta: ............................................890 Forint

Dessert: .........................................490 Forint

Sirup (4 dl): ...................................350 Forint

J
u
lia

n
 S

.
M

o
n
to

n
i 
(3

)



AAuuff  ddiiee  FFlluutt  ffoollggtt  HHiittzzee::  WWäähhrreenndd  nnaacchh  ddeenn  hhoohheenn
PPeeggeellssttäännddeenn  ddiiee  ÜÜbbeerrrreessttee  ddeess  HHoocchhwwaasssseerrss  iimmmmeerr
nnoocchh  vvoonn  ddeenn  LLeeiittppllaannkkeenn  uunndd  BBüürrggeerrsstteeiiggeenn  eenntt--
ffeerrnntt  wweerrddeenn,,  lläässsstt  ddaass  nnääcchhssttee  EExxttrreemm  nniicchhtt  llaannggee
aauuff  ssiicchh  wwaarrtteenn..  DDiiee  ddrriittttee  JJuunnii--WWoocchhee  bbeesscchheerrtt
BBuuddaappeesstt  ddiiee  hheeiißßeesstteenn  TTaaggee  ddeess  JJaahhrreess..

UUnd die schwül-heiße Luft aus Nordafrika lässt
neben Ungarn auch den Rest Kontinental-

europas schwitzen. Das Hoch Uta bewegt sich da-
bei allerdings fast genau über Ungarn und treibt die
Temperaturen in Budapest bis weit über 35 Grad.
Wurde in den vergangenen Tagen noch über das
Wasser gestöhnt, wird es langsam aber sicher zur
Mangelware. Mitarbeiter der Stadt müssen alle

sechs Stunden den Asphalt der Wohnsiedlungen
kühlen. Damit ein geregelter Berufsverkehr möglich
ist, werden die Hauptstraßen erst nachts mit Wasser
bespritzt. Auch der öffentliche Nahverkehr muss
den extremen Bedingungen Tribut zollen. So hatte
beispielsweise die Straßenbahnlinie 19 Probleme,
ihren Betrieb aufrecht zu erhalten, vermutlich auf
Grund leicht verbogener Schienen. Daneben kühlt
die FKF nun täglich zwischen mittags und abends
weitere ausgewählte Straßenbahnschienen. Aber das
Wasser wird auch an anderer Stelle dringend ge-
braucht: So sind die Angestellten des Fökert auch
weiterhin mit der Überwachung der Wasserversor-
gung von Parks und Spielplätzen betraut, müssen
sich allerdings auch mit der Trinkwasserversorgung

der über 100 Brunnen befassen. Schon jetzt sind
zehn von ihnen nicht mehr mit ausreichend Wasser
versorgt.

DDeerr  DDuurrsstt  ddaannaacchh

Da das zum Kühlen der öffentlichen Anlagen ver-
wendete Wasser Trinkwasserqualität hat, ist es jedem
Passanten ausdrücklich erlaubt, die Anschlüsse für
Erfrischungen zu nutzen. Unter den gegebenen
Umständen sollte jedoch keinesfalls in den noch be-
triebenen Springbrunnen gebadet werden. Selbst die
Heilbäder der Stadt öffnen ihre Tore nun eine
Stunde länger. Der meteorologische Wetterdienst
OMSZ hat derweil seine Prognosen für die Tempe-
raturentwicklung Ungarns noch weiter hochge-
schraubt. Für Budapest bedeutet das: Die Gefahren-
stufe 2 auf der landesweiten Hitzeskala und ein über-
höhter Ozonwert an den kommenden Tagen. Die
akute Notlage haben auch die städtischen Wasser-
werke erkannt: Ab dem 19.06. verteilen sie auf dem
Gelände des Deák Ferenc tér von morgens bis spät-
nachmittags gekühltes Wasser. Gratis versteht sich.

MMOORRIITTZZ GGRROOTTEE
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� Neues CERN-Datenzentrum an MTA.
Am vergangenen Donnerstag wurde das
neue CERN-Rechenzentrum am Wigner
Forschungsinstitut der Ungarischen Akade-
mie der Wissenschaften (MTA) eingeweiht.
Bei der Eröffnungszeremonie war auch Pre-
mier Viktor Orbán anwesend. Laut Orbán
konnte sich Ungarn bei der Ausschreibung
für das 50 Mio. Euro teure Rechenzentrum
gegen acht Bewerber durchsetzen. Rund
500 Server werden künftig Daten des
CERN-Partikelbeschleunigers in Genf aus-
werten.

� Wieder staalich geförderte Filmpro-
jekte.Wie am Wochenende bekannt wurde,
wird der Ungarische Staatliche Filmfond in
diesem Jahr wieder einige ungarische
Filmproduktionen fördern, darunter etwa die
Verflimung des „Toldi“-Epos von János
Arany (900 Mio. Ft Förderung), „Argo 2“
(300 Mio. Ft Förderung), „A szerdai gyerek“
(180 Mio. Ft Förderung). Die Dreharbeiten
zu „Toldi“ sollen mit internationaler Darstel-
ler-Beteiligung und modernster Filmtechnik
noch in diesem September unter der Lei-
tung von Regisseur György Pálfi (u.a. „Taxi-
dermia“ [2006]) beginnen.

� György Konrád bekommt Buber-Ro-
senzweig-Medaille. Der ungarische Schrift-
steller und Essayist erhält die Buber-Rosen-
zweig-Medaille 2014, teilte der Deutsche
Koordinierungsrat vergangene Woche mit.
Die Auszeichnung wird zur Eröffnung der
Woche der Brüderlichkeit im März kommen-
den Jahres in Kiel verliehen. Mit der Aus-
zeichnung wolle man Konráds entschlosse-
nes Engagement für eine freie Gesellschaft
sowie gegen Rassismus und Antisemi-
tismus insbesondere in seinem Heimatland
Ungarn würdigen, hieß es zur Begründung.

KOMPAKT

� A320 mit Zähnen gezogen. Der
„Kraftkünstler“ Zsolt Sinka zog diesen
Donnerstag am Terminal 1 des Airports
einen etwa 60 t schweren Airbus von
Wizz Air mit den bloßen Zähnen. Da
noch kein Mensch zuvor jemals ein
Flugzeug mit einem solchen Gewicht
gezogen hatte, stellte Sinka damit einen
neuen Guinness-Rekord auf. Zur
Vorbereitung hatte er Feuerwehrwagen
und Züge gezogen, so Wizz Air in einer
Presseaussendung am Montag.

� Über den Flughafen in einen Audi.
Wie der Airportbetrieber Budapest
Airport Zrt. mitteilte, beginne für viele in-
ternationale Journalisten der Weg zum
neuen, exklusiv in Ungarn produzierten
Audi A3 Sedan am Flughafen: 850
Reporter aus aller Herren Länder lan-
den hier, finden im SkyCourt Confe-
rence Room einen Audi VIP-Empfangs-
raum vor und erhalten hier den Schlüs-
sel für einen am Terminal 2 geparkten
Wagen. Eine Probefahrt führt über die
M7 bis Fehérvárcsurgó und wieder
zurück nach Budapest, aber in die In-
nenstadt hinein.Eine Woche lang werden
die Test-A3 auf dem Flughafen parken.

� Neues Getriebe-Testprojekt. Am
Freitag weiht der Airport Budapest sein
neuestes Projekt im Rahmen des Flug-
hafen-Lärmschutzprogramms ein, ein
neues Getrieb-Testprojekt. Dazu soll
dieses mit einer Maschine live und vor
Ort am Terminal 1 vorgeführt werden,
um die Fähigkeiten des Apparates in
Sachen Lärm- und Strahlungsschutz zu
testen.Seit 30 Jahren wurden keine ver-
gleichbaren Investitionen in den Lärm-
schutz getätigt, so der Flughafenbetrei-
ber in einer Mitteilung.

NEUES VOM
Franz-Liszt-Flughafen

HHiittzzeewweellllee  üübbeerrrroolllltt  UUnnggaarrnn

WWaass  ddaannaacchh  kkoommmmtt

AAnnffaanngg  ddeerr  WWoocchhee  rreeaaggiieerrttee  ddiiee  SSttaaddtt
mmiitt  EErrlleeiicchhtteerruunngg  aauuff  ddiiee  AAuussssaaggeenn
vvoonn  PPrreemmiieerr  VViikkttoorr  OOrrbbáánn  uunndd  OOBB
IIssttvváánn  TTaarrllóóss,,  ddaassss  ddiiee  FFlluutt  aann  BBuuddaa--
ppeesstt  vvoorrbbeeiiggeezzooggeenn  sseeii..  BBiiss  aauuff  eeiinn
kklleeiinneerreess  DDuurrcchhssiicckkeerrnn  aauuff  ddeerr  MMaarrggaa--
rreetteenniinnsseell  ssoolllleenn  aallllee  DDäämmmmee  ggeehhaalltteenn
hhaabbeenn,,  ddiiee  HHaauuppttssttaaddtt  bblliieebb  wweeiittggee--
hheenndd  vveerrsscchhoonntt..  DDeennnnoocchh  mmuussssttee  TTaarr--
llóóss  eeiinneenn  GGeessaammttsscchhaaddeenn  vvoonn  33,,22  MMiill--
lliiaarrddeenn  FFoorriinntt  vveerrmmeellddeenn  ––  nnaacchh  ddeemm
EEnnddee  ddeerr  nnoocchh  llaauuffeennddeenn  UUnntteerrssuu--
cchhuunnggeenn  kköönnnnttee  ddiieesseerr  BBeettrraagg  nnoocchh
sstteeiiggeenn..

DDie Fluten haben mittlerweile Un-
garn verlassen, laut Experten ist

mit einem Rückfluss nicht zu rechnen.
Ungarn hat das Jahrhunderthochwas-
ser überstanden, nicht zuletzt wegen
des Zusammenhalts der Bevölkerung,
der vielen freiwilligen Helfer und den
frühen Vorkehrungen der Regierung.
Wie die FAZ vor dem Hochwasser
vermutete, wollte sich Orbán wohl
nicht noch einen Patzer wie beim
Schneechaos im März leisten (die
BUDAPESTER ZEITUNG berichtete), da-
her wurde vorsorglich der Notstand
schon ausgerufen, als das Wasser noch
gar nicht im Land war. Allein in Buda-
pest wurden rund 1,5 Mio. Sandsäcke
gefüllt, um gegen die Fluten zu
mauern. Rund 20.000 Mitglieder von
Bürgerwehren waren landesweit im
Einsatz, laut Innenminister Sándor
Pintér zudem knapp 37.000 zivile
Helfer. Einige Freiwillige werden so-
gar im Nachhinein entlohnt: Die
Freiwillige Feuerwehr erhält vom
Innenministerium für ihren Einsatz

neben bisherigen 120 Mio. Forint
Zuwendungen weitere 100 Mio., die
noch in der Katastrophenkasse des
Ministeriums übrig geblieben sind.

HHoohhee  
SSppeennddeennbbeerreeiittsscchhaafftt

Knapp 363 Mio. Forint wurden an
das vom HR-Ministerium eingerichte-
te „Nationaler Zusammenhalt“-Konto
und deren SMS-Hotline 1357 gespen-
det, verkündete HR-Minister Zoltán
Balog am Dienstag. Das Geld wird
über fünf karitative Einrichtungen
verteilt: Katholische Caritas, Malteser
Hilfsdienst, Ökumenischer Hilfsdienst,
Rotes Kreuz und Baptisten-
Hilfsdienst. Flutopfer unterstütze
man mit bis zu 30 Mio. Forint, sagte
Balog.

Am Sonntag widmen die staatli-
chen Medien dem Hochwasser einen
Thementag, dort rechnet er mit weite-
ren Spenden. György Bakondi, der
Staatsbeauftragte für Wiederaufbau,
sagte, dass die Gelder hauptsächlich
für die Renovierung von überfluteten
Häusern sowie Desinfektionsarbeiten
verwendet würden, kein einziges Haus
sei unbewohnbar geworden. Jedoch
berichtete Index am Dienstag, dass
immer noch hunderte Menschen lan-
desweit auf die Genehmigung zur
Rückkehr in ihre Häuser warten.

BBuuddaappeesstteerr  VVeerrkkeehhrr  
eerrhhoolltt  ssiicchh  llaannggssaamm

Am Sonntag wurde die Budaer
Uferstraße wiedereröffnet, der zuvor

komplett gesperrte Batthyányi tér be-
reits vergangene Woche. Montag wur-
den Teile der Pester Uferstraße wieder
freigegeben, wegen den Absaugarbeiten
in der Tiefgarage des Parlaments blieb
jedoch der Abschnitt zwischen Ket-
tenbrücke und Jászai Mari tér noch
geschlossen. Die Budapester Katastro-
phenschutzbehörde teilte am Montag
mit, dass die Margit sziget am Mitt-
woch wieder zugänglich sei, es beste-
he allerdings aufgrund des aufge-
weichten Bodens immer noch Gefahr
durch umstürzende Bäume (einige fie-
len bereits auf diese Weise um), daher
ist sie nur teilweise freigegeben. Das
Wasser sickere von unten nach oben
durch, informierte Tarlós auf einer
Pressekonferenz vergangenen Freitag,

daher stehe die Insel zum Teil noch
unter Wasser, man warte, bis die Sonne
das Wasser verdunsten lasse. Einige
städtische Schwimmbäder, etwa das
Hajós Alfréd-Schwimmbad stehen
ebenfalls unter Wasser, dessen Reini-
gung würde mehrere zehn Mio. Forint
kosten, so Tamás Dala, Leiter des Na-
tionalen Schwimm- und Wasserball-
zentrums gegenüber M1 vergangene
Woche. Ebenfalls am Montag wurde
auch der Római-part trocken gelegt,
um die Infektionsgefahr und eine
„Mückenepidemie“ einzudämmen.
Ironischerweise wird aufgrund der ak-
tuell großen Hitze auf den Straßen per
Löschfahrzeug wieder Wasser ge-
sprenkelt.

DDAANNIIEELL HHIIRRSSCCHH

UUnnggaarrnn  uunndd  BBuuddaappeesstt  nnaacchh  ddeemm  HHoocchhwwaasssseerr

LLaaggee  nnoorrmmaalliissiieerrtt  ssiicchh  llaannggssaamm

Wegen Infektionsgefahr müssen die Straßen nach der Flut gereinigt
werden.

� Meiden Sie Aufenthalte im Freien oder 

körperliche Aktivitäten ebenda.

� Achten Sie insbesondere auf die 

Flüssigkeitszufuhr, auch wenn Sie 

keinen Durst verspüren. Trinken Sie 

mindestens zwei Liter pro Tag.

� Bei möglicherweise auftretenden 

Kreislaufproblemen sollten Sie entweder 

ihre Unterarme bzw. Handgelenke in kaltes 

Wasser tauchen oder ein kühles Bad nehmen.

� Versorgen Sie Ihren Körper mit Mineralien 

und Vitaminen, was bedeutet: Konsumieren

Sie Obst und Salat anstelle von fetthaltigen 

Lebensmitteln.

Es gibt dementsprechend 

einige Dinge, die bei großer

Hitze beachtet werden sollten:A
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Ein feuchter Lappen auf dem Kopf und bloß liegen bleiben:
Eine der besseren Optionen, um die Hitze zu überstehen.



December 12th, 2013 
 
Áder marks late PM Antall’s 20th death anniversary 
 
By MIT 
 
President Janos Ader paid tribute to late Prime Minister Jozsef Antall on Thursday, at a 
ceremony marking Antall’s 20th death anniversary. 
 
At the ceremony, held in Budapest’s National Cemetery, Ader laid a wreath on the tomb 
of Antall, Hungary’s first freely elected premier after the fall of the communist regime.  
 
Antall, a teacher and historian, was a founder of the Hungarian Democratic Forum, a 
central force in the country’s political regime change, and a key figure in the Opposition 
Roundtable. 
 
During his premiership between 1990-93, Hungary became an associate member of the 
European Union and a member of the Council of Europe, and joined several other 
European institutions.  
 
Antall was an advocate of modern, national conservatism, his motto being “to serve as 
long as the nation benefits from my services”. 
 
Parliament will hold a memorial session on Friday, attended by House Speaker Laszlo 
Kover, Prime Minister Viktor Orban and former Minister-President of Rhineland-Palatinate 
and Thuringia Bernhard Vogel. 
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Pressedokumentation                                           index.hu, 20.03.2013  

 
Száz év múlva is vita lesz Orbán Viktorról 

 

Jó kormányzás indexet készített a Nézőpont Intézet, majd rögtön alkalmazta is azt a visegrádi országok 

kormányaira. A 2012-es eredmények alapján a magyar kormány az utolsó helyen végzett, de a helyezésünket 

végül felhúzta a pártfegyelem, a közvélemény-kutatások és a Békemenetek. Meg még néhány nehezen 

értelmezhető módszertani megoldás. 

Magyarország jól teljesített 2012-ben, legalábbis a Nézőpont Intézet által kidolgozott jó kormányzás index alapján 

mindenképpen, derült ki egy szerda délelőtti konferencián. Felvezetőjében Mráz Ágoston Sámuel, az intézet vezetője 

arról beszélt, hogy bár rengeteg indexet találtak a világban szétnézve, de olyat nem, ami a kormányzás minőségével 

foglalkozna. Ezért kívántak most egy objektív módszertant kidolgozni. A négy visegrádi országban készült felmérésben 

húsz szempontból vizsgálták a kormányzási teljesítményt: számított a kormány stabilitása, társadalmi 

támogatottságának alakulása, a válságkezelő lépések és az eredményesség is. 

Jó kormányzás, ha belátjuk, hogy hibáztunk 
Még mielőtt ismertették volna az eredményeket, rövid időre felbukkant Balog Zoltán, az emberi erőforrások minisztere is, 

aki tömören össze is foglalta, mit ért ő jó kormányzáson. A miniszter az ellenzékben töltött évek alatt maga is részt vett 

hasonló témájú konferenciák szervezésében, utólag azonban látja, hogy bizony idealizmus és naivitás is jelen volt akkori 

gondolataiban. De az elmúlt három év tapasztalata alapján azt látja a legfontosabb kérdésnek, hogy egy kormány mire 

használja fel kétharmados többségét. Balog szerint pedig ebből a szempontból tiszta lelkiismerettel állhatnak a választók 

elé: a nagy ellátórendszerekben radikális változások kezdődtek meg, pedig ezen területekhez korábban egyik kormány 

sem mert hozzányúlni. 

 

 
Balog Zoltán a Jó kormányzás index című konferenciánFotó: Bruzák Noémi 

A miniszter példaként a politikai elit megfelezését, a közigazgatás, az egészségügy, és az oktatás átszervezését 

említette. Balog elismerte, hogy ezek a lépések számos egyéni és szakmai érdeksérelemmel jártak, mégis keresztül 

fogják vinni ezek a változásokat. Ez pedig szerinte ismérve a jó kormányzásnak. Ezek után pedig majd az a feladat 

következik, hogy meg kell értetni azokkal, akiket a lépések rosszul érintettek, hogy miért érte ez meg az országnak. 

Ehhez az Orbán Viktortól már jól ismert szembeállítást idézte fel a miniszter a magánérdek és a közjó között. Balog 

végén röviden kitért arra, hogy szerinte a jó kormányzásba az is beletartozik, hogy ha valaki hibázik, akkor belássa 

hibáját, kijavítsa azt, majd tovább dolgozzon – utalhatott a miniszter kimondatlanul a Szaniszló Ferenc kitüntetése 

kapcsán kialakult helyzetre. 
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Száz év múlva is vita lesz 
Érdekesen indult a szakmai rész, hiszen rögtön az első felszólaló meg is torpedózta az egész projektet. Pesti Sándor, az 

ELTE jogi karának docense kezdésként elmondta, hogy ő meglehetősen szkeptikus a hasonló indexekkel szemben. 

Ráadásul az adott felmérésben tovább ront a helyzetet, hogy egy naptári év teljesítményét nagyon nehéz mérni, és 

minél nagyobb a perspektíva (jelen esetben a kormányzás egésze), annál több probléma merülhet fel. 

Pesti korábban részletesen foglalkozott azzal, hogy lehet-e a gazdasági alrendszer teljesítményét hasonló eszközökkel 

mérni. Az akkor megfogalmazott fenntartásait hozta magával a konferenciára is. Szerinte nehéz objektív mutatókat 

kinyerni, hiszen például a GDP meghatározásánál komoly gondot jelent, hogy a feketegazdaság mértékét mindig egy 

széles skálán mozgó, becsült értékkel számolják. Hasonlóan problémát jelent a gazdasági teljesítmények 

összehasonlításakor az örökölt gazdasági helyzet és a külső, világgazdasági tényezők befolyása is. 

Probléma az is, hogy sok lépésnek csak évtizedekkel később lesz tudományosan mérhető hatása. Példaként említette, 

hogy a kutatásban pontot ért, hogy a kormány államosított a kórházakat, holott ennek a lépésnek a valódi hatása csak 

évtizedekből lesz felmérhető. Hasonlóan egy politikus objektív megítéléséhez is minimum több évtizednyi távlat kell, de 

van, amikor ez sem elég. Példakánt Tisza Istvánt hozta fel Pesti, de szerinte Orbán Viktor politikai teljesítményéről száz 

év múlva is viták lesznek majd. Zárásként Pesti arról beszélt, hogy a hasonló módszertanok az elemző intézetek 

számára persze megfelelőek, de az akadémiai tudomány területén már nem alkalmazhatóak. 

Stabil pontok 
A felvezető után a Nézőpont Intézet két munkatársa, Takács Gábor és Szomszéd Orsolya ismertette a kutatás 

módszertanát és a magyarországi eredményeket. Mint kiderült, négy területen, öt-öt szempontból osztályozták a 

kormányok teljesítményét. A stabilitás kapcsán például az volt a kérdés, a vizsgált országban mennyire volt egységes a 

kormányzó frakció 2012-ben. A társadalmi támogatottság kapcsán a kormány, a miniszterelnök és az ellenzék 

népszerűsége mellett számított az is, mennyire voltak sztrájkok és tüntetések a kormány intézkedései ellen. A harmadik 

tényező a válságkezelés volt, azaz hogy 2012-ben a kormányok mit tudtak kezdeni a GDP, a foglalkoztatás és az ipari 

termelés növelésével, valamint az államháztartási hiány és az infláció lefaragásával. Végül megnézték az eredményeket 

is: például, hogy mi valósult meg a kormányzó pártok választási ígéreteiből, hogyan alakult a bűnözés mértéke, javultak-

e a demográfiai mutatók. 

Minden kategóriában nulla és öt pont között lehetett osztályozni a kormány teljesítményét, az összesen megszerezhető 

100 pontból a magyar kormány 63,5-t kapott, és ezzel egy ponttal lemaradva, Szlovákia mögött második lett. 

Közelebbről megnézve a pontozást, aztán kiderült, hogy a kormány stabilitása és társadalmi támogatottsága húzta fel az 

értékelést: a két kategóriában összesen szerezhető 50 pontból 44 pontot zsebelt be a második Orbán-kormány a 2012-

es teljesítményéért. Bár az értékelés egy-két szempontja már ezeknél a kategóriáknál is vitatható volt, az igazán trükkös 

rész a gazdasági eredmények értékelésénél következett. 

A stabilitás terén maximális öt-öt pont járt azért, mert nem volt tapasztalható feszültség sem a kormánykoalíción, sem a 

kormányzó frakción belül. Öt pont járt azért is, mert a kormány kitartott fő céljai mellett, és nem voltak belső akadályai a 

kormányzásnak. Bár a kutatás egy mondat erejéig kitért arra, hogy az Európai Unió és az Alkotmánybíróság is 

meghátrálására késztette a kormányt, de ezért nem járt pontlevonás. Járt viszont egypontnyi azért, mert kétszer is volt 

személycsere a kormányban, illetve azért is, mert a közvélemény-kutatásokban megjelenő “kormányváltást akaró 

bizonytalanok” megjelenésével matematikailag kiegyenlítettebb lett a verseny. 

A társadalmi támogatottság terén egy pontot vesztett a kormány a diáktüntetések miatt, hiszen a demonstrációk 

képesek voltak befolyásolni a kormányzat politikáját. Két pont veszteség járt azért is, mert voltak tízezres 

tömegtüntetések a kormány ellen 2012-ben. Igaz, emeli ki a kutatás, a három Békemeneten pedig százezrek álltak ki a 

kormány teljesítménye mellett. Öt-öt pont járt azért is, mert a Fidesz és Orbán Viktor is stabilan riválisai előtt szerepelt a 

közvélemény-kutatásokban. 

Trükkök százai 
A harmadik vizsgált terület a válságkezelés volt. Itt is Magyarország végzett az élen, bár csak 12.5 pontot szereztünk, de 

ez fél ponttal több, mint amennyit a szlovák és a lengyel kormány kapott. Alaposabban megnézve a pontozást azonban 

furcsa módszertani szempontok bukkannak elő. Például fél pont járt a magyar kormánynak azért, mert nem volt benne a 

három legrosszabb GDP adatot felmutató ország között. Hogy miért pont a három legrosszabb helyezésért járt volna 

csak a nulla pont, az nem derült ki a kutatásból, de Magyarország az unióban a negyedik legrosszabb eredményt 

produkálta 2012-ben. 

Hasonlóan trükkösen számolták az államadósság változásának kérdését is. Itt a magyar kormány négy pontot kapott, 

mert a kutatás során a 2011 harmadik negyedévi és 2012 harmadik negyedévi eredmények közötti eltérést vizsgálták. 

Ebből pedig az az eredmény jött ki, hogy míg 2011 harmadik negyedévében 83.4 százalék volt a GDP arányos 

államháztartási hiány, addig 2012 harmadik negyedévében pedig 78, 6 százalék. De kevésbé meggyőző eredményt 

kaptak volna a kutatók, ha a 2011-es negyedik negyedév (80,8 százalék) eredményét vetették volna össze a 2012-es 

utolsó negyedév (79 százalék) eredményével. 
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A legnyilvánvalóbban a munkanélküliség mérésénél szaladt meg a kutatók keze. Itt a maximális öt pontot kapta a 

kormány a 2012-es eredményekért, de egyrészt a felmérésben egy árva szó nem esik a közfoglalkoztatásról, másrészt 

pedig nehezen érthetően választották ki vizsgált időszakot is. Ugyanis a 2012 januárja és márciusa közötti időszakot 

vetették össze az október és december közötti eredményekkel. Arról, hogy milyen szükségszerű szezonális 

különbségek vannak az adott időszak eredményei között, egy szó sem szerepel a kutatásban. Pedig ha a 2011 októbere 

és decembere közötti eredményt vetették volna össze a 2012 októbere és decembere közötti eredménnyel, akkor 

világosan látszott volna, hogy a munkanélküliségi ráta ugyanúgy 10.7 százalékon állt volna, ezért ezt az 5 pontot 

nehezen tudjuk csak értelmezni. 

Három pont járt azért is, mert az ipari termelés tekintetében Magyarország nem szerepel sem a legjobb három, sem a 

legrosszabb három uniós ország között sem. Hogy jogos-e a három pont a 2012-ben mutatott 3,9 százalékos 

visszaesésért, arra részletesebben nem tér ki a kutatás. De például a lengyelek az évi négy százalék körül alakuló 

növekedésért négy pontot kaptak. Az infláció csökkentése terén a kudarcot a kutatás is elismerte, nulla pont járt a 2012-

es eredményekért. 

Végül az eredmények területén vizsgáltak öt kategóriát. Egyrészt találomra kiválasztottak öt választási ígéretet, és azok 

megvalósulását értékelték. Itt sem világos, mire járt pontosan a három pont, mivel az öt kategória közül a kutatás is 

elismeri, hogy a gazdasági bürokrácia csökkentése, a közbiztonság javítása, az egészségügyi rendszer átalakítása és a 

foglalkoztatás bővítése nem volt sikertörténet 2012-ben. Bár az valóban vitathatatlan, hogy a nyugdíjak megőrizték 

vásárlóértéküket, ezért az egy pont jogosan járna. Nulla pontot ért az átlagjövedelmek alakulása, és a bűncselekmények 

számának változása, egy pontot kapott a kormány a társadalmi újraelosztó rendszerek helyzetének javulása miatt, bár 

azt a tanulmány is elismeri, hogy a társadalombiztosításai alapok az évet a tervezett 35,3 milliárdos hiánnyal szemben 

117,8 milliárdos hiánnyal zárták. 

Az eredmények terén a magyar kormány az utolsó helyen végzett, 7 pontot szerezve. De összességében így is az 

élmezőnybe kötött ki, megelőzve például azt a Lengyelországot, ahol 2012-ben 2 százalékos GDP-növekedést mértek, 

és ahol az ipari növekedés egész évben 4 százalék körül nőtt. Nem véletlen, az Orbán Viktorról a közelmúltban Csatár 

címmel könyvet is író Igor Janke a lengyel eredmények összefoglalásakor arról beszélt, hogy a végső pontokat látva 

szerinte a lengyel kormány teljesítményét alul értékelték. 

A Nézőpont Intézet munkatársai igyekeztek hangsúlyozni, hogy maguk is tisztában vannak a kutatás kísérleti jellegével, 

és attól elsősorban a tényeken alapuló szakmai vita beindulását várják. Valamint egy sorozat elindulását is, ezentúl 

évente kívánják majd vizsgálni, mennyire jó a kormányzás a visegrádi országokban. Egyelőre úgy fest, hogy eléggé. 
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KAS Budapest          Nach der Meinung von Nézőpont ist die Bilanz der  

        Regierungsarbeit positiv 
Pressedokumentation                                    mandiner.hu, 20.03.2013  

 
A Nézőpont szerint pozitív a kormány munkájának minősége 
 
Húsz mutató alapján meghatározott indexet dolgozott ki a Nézőpont Intézet a kormányzati munka 
minőségének megítélésére. A vitaindítónak szánt első kísérleti kutatásában a visegrádi országokat 
hasonlították össze, a legjobb eredményt a szlovák és a magyar kormány érte el az elérhető pontok 
kétharmadát megszerezve.  

A Nézőpont Intézet négy szempont – a kormány stabilitása, társadalmi megítélése, válságkezelő munkája és 
választási ígéreteinek teljesítése – alapján, öt-öt kérdést feltéve vizsgálta a régió kormányait – kezdte 
ismertetését Takács Gábor, a Nézőpont Intézet elemzője, aki elmondta, minden országban ott élő elemzők 
értékelték az elmúlt év történéseit, 0-tól 5-ig tartó skálán osztályozva a kabinetek teljesítményét. Az Orbán-
kormány értékelését bemutató Szomszéd Orsolya összefoglalóan úgy fogalmazott, a magyar kormányról 
negatív kép alakult ki a válságkezelés és a választási ígéretek teljesítése területén, ugyanakkor a Fidesz-KDNP 
az ellenzéki alternatíva hiánya miatt nem vesztette el sem kormányzóképességének stabilitását, sem társadalmi 
támogatottságát. 

Hangsúlyozta, míg az ellenzék szervezőereje gyengének bizonyult 2012-ben, addig a kormányoldal a 
Békemenet révén erős támogatottságról adott bizonyítékot. A Nézőpont Intézet munkatársa kedvezően 
értékelte az államadósság mértékének tavalyi csökkenését, valamint a demográfiai adatok javulását, 
ugyanakkor hátrányosnak mondta a gazdasági recessziót, az uniós csúcsnak számító inflációt, valamint a 
bűncselekmények számának növekedését. 

A nemzetközi összehasonlítás alapján az Orbán-kormány a második lett a tavaly áprilisban hivatalba lépett 
Fico-kabinet után, pedig a négyből három mutató alapján is az élen végzett: társadalmi támogatottságban (21 
pont), a válságkezelésben (12,5 pont) és a a kormánystabilitás területén (23 pont), utóbbiban Szlovákiával 
holtversenyben. A magyar kabinet a végrehajtott választási ígéretek alapján utolsó helyre került, a lehetséges 
25-ből 7 pontot szerezve, míg a legjobban teljesítő Csehország 13 pontot kapott. 

Balog Zoltán emberierőforrás-miniszter a bemutató egyik társszervezője, a Polgári Magyarország Alapítvány 
elnökeként szólalt fel a rendezvényen. Mint mondta, a jó kormányzást egy olyan összhangként képzeli, 
amelyben hosszan fenntarthatóan javul a gazdaság és az emberi erőforrások teljesítménye és minősége. A 
kormány legnagyobb eredményeként említette, hogy olyan radikális változtatásokat is végrehajtott a nagy 
állami rendszerekben, így például a parlamenti és önkormányzati képviselők számának csökkentésében, a 
közigazgatásban, vagy az egészségügyben és az oktatásban, amit eddig a népszerűtlenségtől tartva halogattak 
más kormányok. Balog Zoltán szerint mindezen 10-15 éven belül beérő változtatások számos érdeksérelemmel 
jártak, tehát a választási siker szempontjából károsak is lehettek, mégis végigvitték azokat, ami egyértelműen 
a jó kormányzás mutatója. Megjegyezte, a kormányzati ciklus második felének arról kell szólnia, hogy a 
hátrányt szenvedők belássák, az egyéni boldogulásnak nem szabad a közjó kárára mennie, a két dolognak 
összhangba kell kerülnie. 

A tárcavezető kitért arra is, mindenkinek törekednie kell, hogy jobb emberré váljon, ehhez a kormány azonban 
csak „kereteket” adhat. A jó kormányzáshoz emellett az is hozzátartozik, hogy belássuk hibáinkat, azokat 
kijavítsuk és dolgozzunk tovább – fűzte hozzá. Pesti Sándor, az ELTE ÁJTK Politikatudományi Intézetének 
igazgatója szkeptikusan nyilatkozott arról, hogy tudományos alapon meg lehet-e határozni egy olyan mutatót, 
amely kifejezi a kormányzás minőségét. Ennek indokaként azt mondta, a hasonló felmérésekben 
elkerülhetetlenek a szubjektív döntések. Példaként említette a makrogazdasági statisztikákat, amelyek bár 
objektívnek tűnnek, mégsem azok teljesen, hiszen egyáltalán nem mindegy, hogy mit, hogyan és milyen súllyal 
mérünk, ráadásul a legtöbb esetben a becslések sem elkerülhetők. Emlékeztetett arra is, hogy a száz évvel 
korábbi Tisza- és Károlyi-kormányok megítéléséről még ma is vita van és szerinte nem lesz ez másképp az 
Orbán-kabinettel sem. Hozzátette ugyanakkor, ettől függetlenül nem tartja haszontalannak a Nézőpont Intézet 
kezdeményezését, akiknek azt javasolta, fogjanak össze a többi magyarországi elemző céggel és készítsenek 
egy közös felmérést a kormányról. 

Kaiser Tamás, a Pannon Egyetem docense szintén kétségeinek adott hangot, megjegyezve: a világon számtalan 
módszerrel próbálják megállapítani a kormányok teljesítményét, ám azt a kérdés rendkívüli összetettsége miatt 
nem lehet tudományos igényűen elvégezni. Érvként említette, hogy sok változást mégha mérni is lehet, azt 
már nehéz eldönteni, hogy mennyiben számítanak egy-egy kormány érdemének. A Nézőpont Intézet, a 
Konrad-Adenauer Stiftung, a Polgári Magyarországért Alapítvány és a Centre for European Studies 
összefogásával mutatta be új, a jó kormányzást bemutató indexét. 

 



 

KAS Budapest                         Nézőpont über die Regierung 

Pressedokumentation                          Good governance, Magyar nemzet, 21.03.2013  











         Die von Grund aus Gegner sind,  
         können nicht überzeugt werden 

Pressedokumentation                              Heti válasz, 12. März 2013  

 
Titokzatos gróf lép fel a kormány mellett: Nem várt támogatás  

„Akik eleve ellenségesek, azokat úgysem lehet meggyőzni” 

Nemzetközi alkotmányjogi konferenciát tartottak a hétvégén a fehérvárcsurgói Károlyi-
kastélyban. A Heti Válasz Magyarország aggódó külföldi barátairól és az Alaptörvénnyel 
kapcsolatos vitákról a helyszínen beszélgetett a ház urával, Károlyi Györggyel. 

Gróf Károlyi György 

Miért tartották fontosnak egy nemzetközi alkotmányjogi konferencia megrendezését? 
Az új magyar Alaptörvény népszerűsítése volt a céljuk? 

Évek óta minden tavasszal szervezünk ilyen szimpóziumokat, amelyek nem politikaiak ugyan, 
de erős közéleti irányultságúak. Így rendeztünk tanácskozást az európai megbékélési, 
kiengesztelődési folyamatokról, az 1956-os forradalom évfordulóján a szabadságharc 
tankönyvekben megjelenő képét elemeztük és így tovább. Az idei konferenciát azért 
szenteltük az alkotmányosságnak, mert a tavaly január elsején hatályba lépett magyar 
Alaptörvényről sok vélemény és kritika látott napvilágot nemcsak idehaza, de más 
országokban is. Ez persze nem azt jelenti, hogy csak az új magyar alkotmányt elemeztük, 
hiszen a szövegben megjelenő problémák, az arra adott válaszok így vagy úgy, de a kontinens 
sok államában és az Európai Unióban is felmerülnek. Mivel alapítványunk célja 
Magyarország európai felzárkózása, ezért az Alaptörvényt is ebben a kontextusban vizsgáltuk. 
Szó sem volt tehát apológiáról. 

 
A fehérvárcsurgói kastély, a konferencia helyszíne



Magyar, francia, német, svájci, lengyel, cseh vendégeket köszöntöttek Fehérvárcsurgón, 
akik a parlamenti képviselők immunitásától a magyar történeti alkotmány témaköréig 
terjedő témákban tartottak előadásokat. Milyen szempontok szerint alakították a 
programot? 

Korábbi franciaországi életünk és a francia nagykövetséggel való szoros együttműködés miatt 
a felszólalók egyharmada francia, egyharmada magyar volt és csupán egyharmada érkezett 
más országokból. Törekedtünk arra, hogy a legkülönfélébb iskolákhoz és kutatói 
irányzatokhoz tartozó szakemberek szólaljanak fel. Szempont volt az is, hogy a jelenlévők 
megismerhessék a magyar Alaptörvény passzusai mögött meghúzódó elgondolásokat, ezért 
volt jelen Szájer József, az alkotmány-szövegező bizottság elnöke és Salamon László, a 
bizottság korábbi tagja, jelenlegi alkotmánybíró. De elfogadta meghívásunkat Jacques Barrot, 
az Európai Bizottság volt alelnöke, Heinz Mayer, a bécsi egyetem jogi karának dékánja, 
Thorsten Geissler, a német Konrad Adenauer Alapítvány egyik vezetője és Jakab András, a 
Magyar Tudományos Akadémia Jogtudományi Intézetének igazgatója. Nagyon örülök annak, 
hogy intenzív párbeszéd alakult ki a két nap alatt. A nyugat-európaiak nemcsak a 
magyarországi helyzetre voltak kíváncsiak, hanem az európai kérdésekkel kapcsolatos 
magyar álláspontok is érdekelték őket, ez a nyitottság fordítva is megvolt. A hangulatot jól 
jellemzi, hogy Martonyi János külügyminiszter Roland Galharague francia nagykövet 
jelenlétében franciául nyitotta meg a konferenciát.  

Két nap intenzív párbeszéde után hogy látja, jobb felvilágosító munkával el lehetett 
volna kerülni a magyar alkotmánnyal kapcsolatos rossz nemzetközi visszhangot? 

Igen is, meg nem is. Akik jóindulattal közelítenek Magyarországhoz, azok informálása minél 
előbb megtörténik, annál jobb. Akik meg ideológiai okokból eleve ellenségesek, azokat 
úgysem lehet meggyőzni. Magyarországnak sok barátja van külföldön, akik most aggódnak a 
hazai helyzetért. De én hiszek abban, hogy nem a kommunikáció a legfontosabb, hanem a 
cselekvés. Egy alkotmányjoghoz értő szakember képes egyedül is felfogni egy változtatás 
lényegét, felesleges mindent a szájába rágni. 

 Károlyi György 1946 novemberében még Magyarországon született, de kisgyermek korában 
együtt családjával együtt Franciaországba menekült. Politikatudományi és jogi tanulmányok 
után a gazdasági életben helyezkedett el, 2005-ben a FIAT autógyártó cég párizsi 
központjából ment nyugdíjba. Először 1984-ben látogatott haza a Károlyi-család 
neoklasszikus kastélyának otthont adó Fehérvárcsurgóra. Az elmúlt másfél évtizedben 
feleségével, Angelica asszony minden idejüket és energiájukat a kastély felújításának és 
élettel való megtöltésének szentelték.  

Az épület központi részének felújítása nemrégiben fejeződött be, a munkák több mint 
félmilliárd forintnyi európai uniós forrásból valósultak meg. A jelenleg 22 világszínvonalú 
szállodai szobának, igényes étteremnek is helyet adó fehérvárcsurgói kastély európai 
találkozási és kulturális központként üzemel, konferenciákat, kiállításokat, hangversenyeket 
rendeznek benne, de könyvtárnak, dokumentációs központnak is otthont ad. A kastély 
tulajdonosa továbbra is a magyar állam, a Károlyi-család alapítványa vagyonkezelői jogot 
kapott 94 évre. 
 
 
 
 
 



 
 
Kurze Zusammenfassung:  
 
Die Károlyi Stiftung veranstaltet jedes Jahr im Frühling ein Symposium zu einem Fachthema, 
bisher z.B. über die europäische Aussöhnung, das Bild über den Ungarn-Aufstand 1956 usw. 
Dieses Jahr wurde die ungarische Verfassung analysiert und der Frage nachgegangen, dass die 
hier aufgezeigten Ideen auch anderswo in Europa relevant sein können. Die Veranstaltung 
konnte mit vielen namhaften Experten aus vielen Ländern aufwarten, die ihrerseits sehr 
interessiert waren an der ungarischen Situation. Besonders interessant war es, von den 
Machern des Grundgesetzes auch die Hintergründe und Motivationen zu erfahren. Schließlich 
glaubt Herr Károlyi nicht unbedingt daran, dass man den Kritikern des ungarischen 
Grundgesetzes von vornherein hätte unbedingt beikommen können, da viele doch von einer 
ideologischen Warte aus feindselig sind und sowieso nicht überzeugt werden können. 
Andererseits können diejenigen, die per se mit gutem Willen an Ungarn herangehen, sachlich 
informiert werden. Er selber glaubt aber nicht, dass Kommunikation das wichtigste ist, 
sondern vor allem eher das Handeln. Ein Verfassungsexperte müsse nicht unbedingt 
überzeugt werden, er kann den Sinngehalt der Änderungen selber erfassen.  



Ungarn und Deutsche - Brückenbauer der 
Europäischen Einigung 

Pressedokumentation                     Kulturpolitische Kompetenz, 25.10. 2013 

 

 



 





 



                      Kövér: Antall József igazi államférfi volt 
Pressedokumentation                                  www.inforadio.hu, 13.12.2013 
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               Kremlchef versucht Ukraine zu umgarnen 
Auslandsbüro Ungarn                             Presse, 13. Dezember 2013 

 

 



                                Máig ható erő Antall József öröksége 
Auslandsbüro Ungarn                                        Magyar Hírlap, 14. Dezember 2013 
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                          Antall József emlékére 
Auslandsbüro Ungarn                          Magyar Nemzet, 13. Dezember 2013 

 

1/1 Seiten 



                      Máig ható erő Antall József öröksége 
Pressedokumentation                                   Belföld, Dezember 2013 
 

 

      

 



 
 
 
                       Verschweigte kommunistische Sünden 

Pressedokumentation                 Magyar Hírlap, 14. Januar 2013. 
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                                          A 2014-es költségvetés MÖSZ 

     Pressedokumentation                                   Gödöllői Szolgálat, 2013. november 22. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



                           A 2014-es költségvetés MÖSZ 

     Pressedokumentation                   Gödöllői Szolgálat, 22. November 2013  
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KAS Budapest       „Die Journalisten verstehen es nicht“ 

Pressedokumentation                                           Népszabadság, 12.04.2013  
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                 Csak a halott jobboldali jó jobboldali? 
Auslandsbüro Ungarn                         Népszava 14. Dezember 2013 
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KAS Budapest               Zur Demokratie erzogen 

Pressedokumentation                                   Neue Zeitung, 18.03.2013  

 

 



    Deutschland arbeitet an der Optima-  
lisierung vom Gebrauch erneubaren Energien 

Pressedokumentation                           Homepage der Universität, 02.07.2013  

 

Németország a megújuló energiaforrások felhasználásának optimalizálásán dolgozik – 
nemzetközi kollokvium a Nemzeti Közszolgálati Egyetemen 
A fosszilis energiaforrások egyre problematikusabb elérhetősége miatt a német szakemberek évtizedek óta dolgoznak a 
megújuló energiaforrások teljesítményének, felhasználhatóságának, tárolási jellemzőinek optimalizálásán – utalt a téma 
előzményeire Helmut Heiderich, német parlamenti képviselő, a Bundestag Gazdasági Együttműködési és Fejlesztési 
Bizottságának tagja azon a kollokviumon, melyet a Nemzeti Közszolgálati Egyetemen rendeztek július 2-án. 

A Nemzeti Közszolgálati Egyetem kiemelt jelentőséget tulajdonít az energiapolitikának, mert Magyarország és az Európai Unió 
hosszú távú energiapolitikájának célja, hogy biztosítsa állampolgárainak jólétét és a gazdaság megfelelő működését - mondta 
Prof. Dr. Patyi András, a kollokvium felvezetéseként. Kiemelte: az energiatermékekhez való zavartalan hozzájutás ugyancsak 
fontos a piac valamennyi fogyasztója számára, megfizethető árakon, s eközben a környezetvédelmi szempontok érvényesítését, 
valamint a fenntartható növekedés felé történő elmozdulást is célnak kell tekinteni. 

Az EU energiapolitikája hármas célkitűzés szerint működik: az ellátás biztosítása, a versenyképesség fejlesztése, valamint a 
környezetvédelmi szempontok szem előtt tartása - vázolta fel a tanácskozás politikai, gazdasági hátterét Dr. Kovács Gábor 
rendőr dandártábornok, az NKE oktatási rektorhelyettese. Az Európai Gazdasági Közösség már a hetvenes évektől törekszik az 
energiafelhasználás optimalizálására, a kőolajfüggőség csökkentésére - tekintett vissza a dandártábornok. 

A Német Szövetségi Köztársaság 2050-ig kidolgozott energiapolitikát fogalmazott meg, ennek hátterével, céljaival 
ismerkedhettek meg a Nemzeti Közszolgálati Egyetem polgárai a tudományos tanácskozáson. Németország demokratikus 
értékeket valló államként rendkívül fontosnak tartja, hogy az energiagazdálkodás és az ezzel összekapcsolódó stratégia az 
állampolgárok és társadalmi konszenzus támogatásával valósuljon meg - hangzott el Helmut Heiderichelőadásában. A németek 
folyamatosan végzik a lakossági igények felmérését, melyek eredményeit a döntéshozás megkerülhetetlen tényezőjeként tartják 
számon, különösen egyértelmű támogatás vagy elutasítás esetén. A német képviselőhangsúlyozta, az energiakérdés 
területeinek összehangolása - úgymint a technológia és a szükséges energiaforrások biztosítása -, rendkívül összetett és 
gyakran kiszámíthatatlan feladat, melyet a lakossági igények figyelembevétele nélkül is csak tekintélyes gazdasági 
befektetéssel lehet megvalósítani. 

A jelenlegi kutatási adatokra hivatkozva Helmut Heidreich elmondta, hogy az elsődleges célként az energiafogyasztás 
csökkentését és az energiaforrások felhasználásának strukturális átalakítását tűzték ki. A megvalósításhoz a technológiai 
fejlődés előmozdítását, a kutatások biztosítását kell szorgalmaznia a döntéshozóknak, ugyanakkor komoly feladat a lakossági 
és ipari fogyasztók ismereteinek bővítése. Heiderich úr elmondta, hogy a jövő energiaellátásának biztonságát a korábbi 
várakozásokkal ellentétben olyan rendszer oldhatja meg, amely együtt képes kezelni és finanszírozni a megújuló forrásokon 
alapuló és fosszilis hordozók biztosításával való működést. 

A tanácskozást megelőzően a rektor Frank Spengler úrral, a Konrad-Adenauer-Stiftung magyarországi képviseletének 
vezetőjével tárgyalt a két intézmény további együttműködéséről.  

 

 

Quelle: http://www.uni-nke.hu/index.php/hu/osszes-cikk/89-egyetem/2057-nemetorszag-a-
megujulo-energiaforrasok-felhasznalasanak-optimalizalasan-dolgozik 



 

KAS Budapest                  Die Rolle der Ungarndeutschen 

Pressedokumentation                                   Neue Zeitung, 01.11.2013  
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                                             Antall József emlékezete 
Pressedokumentation                                          Népszabadság,14.12.2013 
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KAS Budapest „Gedenkveranstaltung am 24. Jahrestag 

des Paneuropäischen Picknicks“ 
Pressedokumentation                                            sopron.hu, 19. August 2013  

 

Megemlékezés a Páneurópai Piknik és határáttörés 24. évfordulóján 

A németek mindig hálával gondolnak mindazokra, akik lehetővé tették 1989-ben, hogy 
honfitársaink sértetlenül átjussanak a szabadság földjére. 

Sopron Megyei Jogú Város Önkormányzata, valamint a Páneurópai Piknik ‘89 Alapítvány 
közös szervezésében tartották augusztus 19-én a Páneurópai Piknik és határáttörés 24. 
évfordulója alkalmából rendezett ünnepi megemlékezést, a Páneurópai Piknik emlékparkban. 

 

Az eseményen köszöntőt dr. Fodor Tamás polgármester mondott, aki a város nevében 
köszöntötte a megjelent német, osztrák és magyar meghívottakat és érdeklődőket. 

Ünnepi beszédet Frank Spengler, a Konrad Adenauer Alapítvány Magyarországi Irodájának 
vezetője és Katharina Landgraf, Németország Parlamentjének CDU képviselője mondott. 

 - A németek mindig hálával gondolnak mindazokra, akik lehetővé tették 1989-ben, hogy 
honfitársaink sértetlenül átjussanak a szabadság földjére – mondta beszédében Frank 
Spengler, a Konrad Adenauer Alapítvány Magyarországi Irodájának vezetője, aki Angela 
Merkelnek, a Páneurópai Piknik és határáttörés 20. évfordulóján elhangzott mondatait idézte: 
"A magyarok az NDK-sok szabadságvágyának szárnyakat adtak..." 
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Amit a Páneurópai Piknik szervezői szimbolikus vasfüggöny-nyitásnak szántak, abból határáttörés lett – tette hozzá a szónok. 

A magyar és a német népet elválasztathatatlanul köti össze köti össze az 1989. év történelmi 
eseménye. A keletnémetek 1953-as éve, a budapesti 1956 és az 1989. évi Páneurópai 
Piknik egy történelmi eseménylánc részei a szabadságért vívott közös harcban az elnyomás 
ellen – hangsúlyozta Frank Spengler. A szónok a közös európai eszmére is utalt, amikor azt 
mondta: a közös Európai Házért az európai népek sok áldozatot hoztak, a németek mindig 
hálával fognak emlékezni a magyarok áldozatára. Hangsúlyozta: a németek soha nem 
felejtik el azt, amit a magyarok tettek azért, hogy a németek mind szabadságban éljenek. 



3/4 Seiten 

 

 A Páneurópai Piknik 24 évvel ezelőtt tágra nyitotta az Európába vezető kaput, ezzel 
Németország kettéosztottságának a megszüntetését is elősegítette– mondta Katharina 
Landgraf, Németország Parlamentjének CDU képviselője. 

 

Ma a feladtunk az hogy a Páneurópai Piknik szellemiségét az utánunk jövő generációknak 
továbbadjuk, amint azt ők maguk megtesznek, hiszen a volt Kelet-Németországban, 
Lipcsében kiállítás, továbbá a Páneurópai Piknik eseményeit feldolgozó iskolai projekt is a 
központba helyezi az európai jelentőségű történelmi eseményt. Az idei megemlékezésére 
négy, a témával foglalkozó, érettségi előtt álló németországi diákot is elhoztak – mondta el a 
képviselő, aki hangsúlyozta: a berlini fal leomlása itt, Sopronban vette kezdetét. 
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A megemlékezés koszorúzással és közös emlékfa ültetéssel zárult. 

  

 

 
Quelle: http://www.sopron.hu/Sopron/portal/front_show?contentId=45074 
 



Magyarok és németek az európai egyesítés hídépítői 

Pressedokumentation                            Tolnai Népújság,. 18. Oktober 2013 

 

 

 



                           Balog Zoltán a büfészakok ellen 
 
     Pressedokumentation                          Magyar Nemzet, 2013. december 4. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



                            
 

Gabriels Poker ist im Gange 
     Pressedokumentation                         Népszabadság, 07. Dezember 2013 

Gabriels Poker ist im Gange 
Deutschland: Das Mitgliedervotum der SPD entscheidet über die 
Regierung - Die große Koalition könnte sogar gut funktionieren 
 

Der Mitgliederentscheid der Sozialdemokratischen Partei (SPD) über den 

Koalitionsvertrag ist nicht verfassungswidrig  - ging es aus der gestrigen Entscheidung des 

Karlsruher Bundesverfassungsgerichts hervor. 

 

Das Gericht diskutierte den Eilantrag, nachdem die deutsche Presse mit Vorliebe darüber berichtet hatte, die innere 
Abstimmung könnte verfassungsrechtliche Bedenken aufwerfen. Lediglich 470 Tausend SPD-Mitglieder können 
darüber entscheiden, wie die Regierung nach den Wahlen im September gebildet werden soll, wobei die Mehrheit 
der 60 Millionen Wahlbürger sich eigentlich für die große Koalition entschieden hat (beinahe 70 Prozent der Stimmen 
wurden für die zwei großen Parteien abgegeben). 

Die innere Abstimmung der Sozialdemokraten hat schon gestern begonnen, die Ergebnisse werden am 14. oder am 
15. Dezember verkündet. Wenn die Mehrheit der SPD-Mitglieder ihren Segen auf den Koalitionsvertrag gibt, kann am 
17. Dezember die dritte Regierung Angela Merkels gebildet werden.  Bis dahin warten jedoch noch spannende Tage 
auf die Christlich Demokratische Partei, die sich nun deswegen Sorgen machen kann, ob die gegen die große 
Koalition früher vehement auftretende SPD-Mitgliedschaft sich wohl auch "anpassen" wird. 

Michael Borchard, Hauptabteilungsleiter Politik und Beratung der Konrad-Adenauer-Stiftung, bezeichnete das 
Mitgliedervotum der Sozialdemokraten als den Poker  von SPD-Parteichef Sigmar Gabriel (auf unserem Foto mit 
Angela Merkel). Das Glücksspiel kann zweierlei Ausgänge haben: gewinnt er, so verstärkt er seine Position an der 
Spitze der Partei, wenn er jedoch verliert, kann das für die SPD katastrophale Folgen mit sich bringen. Gabriel kann 
aber die schwachen Wahlergebnisse nur so an die Partei verkaufen, und damit teilt er auch die Verantwortung für die 
spätere Bilanz der großen Koalition.  

Bei einer parteiinternen Abstimmung kann man jedoch nie sicher gehen. Die SPD-Chefs führen jetzt eine fiebrige 
Kampagne und bemühen sich, so zu tun, als wären sie sicher: die Mitgliedschaft werde schließlich für die Teilnahme 
in der Regierung stimmen. Es ist wert, daran zu erinnern, dass die letzte große Koalition zwischen 2005 und 2009 für 
die SPD schwerwiegende Folgen hatte, die Partie musste viel von ihrer Beliebtheit einbüßen. Jetzt befürchten ihre 
Mitglieder dasselbe. - Außerdem positionieren sich die SPD-Mitglieder traditionell nach links und sind weniger 
pragmatisch, als die Parteileitung oder die Wählerinnen und Wähler der SPD.  

Das Gleiche gilt übrigens in der CDU: hier sei die Mitgliedschaft weit konservativer, meist aus dem ländlichen Raum 
und zum größten Teil katholisch - erklärte Borchard, warum er es für gefährlich hält, wenn die allgemeinen 
Wahlergebnisse durch ein Mitgliedervotum überschrieben werden können. Dabei könnte die große Koalition diesmal 
sogar gut funktionieren. Der Koalitionsvertrag ist nämlich detaillierter als je, das heißt, er lässt weniger Raum für 
innere Streitigkeiten. Beide großen Parteien haben Zugeständnisse gemacht, und obwohl in den Augen der 
Öffentlichkeit die SPD als Sieger erscheint, sieht es nach Borchard die CDU-Mitgliedschaft anders.  

Für sie war am Wichtigsten, die Steuererhöhung aus den Plänen auszulassen, und im Gegenzug haben sie - unter 
Bedingungen - auch den Mindestlohn akzeptiert. Die Koalition kann sich sogar vier Jahre lang halten, aber die 
Situation der CDU wird dadurch komplizierter, dass die SPD ständig eine Drohung parat hat: sie kann jederzeit die 
rot-rot-grüne Karte herausziehen, aus der Regierung austreten und sich mit den oppositionellen Grünen, oder mit der 
aus der Quarantäne entlassenen Linken zusammenschließen. In den Kreisen der deutschen Opposition löst  auch 
die Vier-Fünftel-Mehrheit der großen Koalition Besorgnisse aus. Man kann sich wohl daran erinnern, wie Angela 
Merkel durch ihren Sprecher die Fidesz gemahnt hat, "verantwortlich" mit der absoluten Mehrheit umzugehen. 
Borchard demgegenüber vertritt die Meinung: die Welt bewundere Deutschland nicht nur wegen seiner tollen Autos, 
sondern auch wegen seiner politischen Kultur.  



Es steht nicht im Interesse der CDU, die Opposition zu marginalisieren. Der Präsident des Bundestages, Norbert 
Lammert von der CDU, ist eine ziemlich autonome Persönlichkeit, die es auch gegen seine eigene Partei 
durchsetzen wird, der Opposition ihre Rechte zu gönnen. Politikwissenschaftler sehen sich oft mit der Frage 
konfrontiert, wer könne wohl der Nachfolger der "alleinherrschenden" Angela Merkel in der CDU werden, denn die 
Partei baut ihre Kampagne fast ausschließlich auf sie auf, nachdem sie in den letzten Jahren bei den 
Landtagswahlen bemerkenswert schwach abschneidet (aus den 18 Ländern haben lediglich fünf einen Christlich 
Demokratischen Präsidenten). Borchard meint jedoch, es sei noch zu früh, daran zu denken. Seiner Meinung nach 
gibt es in einer Volkspartei immer junge Talente, die zum richtigen Zeitpunkt hervortreten können.  

 

(Népszabadság, 7.12.2013, Seite 8)  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

 

 

 



              Orbán: „Antall öröksége ma is ható erő“ 
Pressedokumentation                            Hirado.hu, 13. Dezember 2013 
(inhaltsgleich zu den übrigen Onlineartikel) 
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Der markierte Absatz von Seite 3 übersetzt: 
 
Bernhard Vogel, Ministerpräsident a.D. und Ehrenvorsitzender der Konrad-Adenauer-

Stiftung betonte: Antall József war das Symbol für die Rückkehr Ungarns in das 

transatlantische Staatenbündnis und ein Mensch, der stets die Freiheit befürwortete. 

Nach wie vor ist er ein Vorbild für viele Menschen.  



      Beindult Gabriel pókerjátéka 
Pressedokumentation                                                    Népszabadság, 2013. december 7. 
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                        “Repression diskreditiert Präsidenten” 
Auslandsbüro Ungarn                              Presse,13. Dezember 2013 
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KAS Budapest              Viele reden noch mit der Sprachwahl Stalins  
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Staatssekretär Bergner im Budapester 
Pressedokumentation        Haus der Ungarndeutschen 
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gang dieses Tages befestigte die Zwei-
staatlichkeit und die wechselseitige Block-
integration von Bundesrepublik und
DDR. Beide Staatsführungen verbanden
nach dem Ereignis ihre deutschlandpoli-
tischen Ordnungsvorstellungen jenseits
der Realpolitik mit ihrer Deutung der
Volkserhebung am 17. Juni.

„Faschistischer Putsch“
Die SED erklärte sie zum „faschistischen
Putsch“, angezettelt von „amerikani-
schen Agenturen, die auf Anweisung von
Washington die Pläne für Krieg und Bür-
gerkrieg ausarbeiteten“. Sie waren die
Hauptschuldigen, neben ihnen trugen
aber auch „Adenauer, Ollenhauer, Kaiser
und Reuter die volle Verantwortung für
das Blut, das bei der Niederschlagung des
faschistischen Abenteuers geflossen ist“.
Nachdem der Schuldspruch über die ei-
gentlich Verantwortlichen, für die Toten,
die Hingerichteten und die Verhafteten
gefällt war, dankte die SED für die sowje-
tische Hilfe, denn durch den Ausnahme-
zustand der sowjetischen Streitkräfte
„wurde das beabsichtigte Massenblutbad
verhindert“. Die Konsequenz, die die
SED aus dieser Ursachenverschiebung
der Volkserhebung zog, war eine dop-
pelte, erstens die DDR als Staat zu stär-
ken, und zweitens betonte sie: „Der neue
Kurs verfolgt gleichzeitig das Ziel, die
Kräfte des Friedens zu stärken und die
Wiedervereinigung Deutschlands zu för-
dern.“ In den Jahrzehnten der Zweistaat-
lichkeit, die nach 1953 folgte, betonte die
SED immer stärker die Eigenständigkeit

50 Jahre nach dem Ereignis wird mit einer
Vielzahl von Publikationen und Veran-
staltungen an den Volksaufstand vom 17.
Juni 1953 in der DDR erinnert. Wer in der
alten Bundesrepublik vor dem Fall der
Mauer 1989 noch miterlebt hat, wie der
„Tag der Deutschen Einheit“ immer mehr
zur störenden Erinnerung in der Norma-
lität der Zweistaatlichkeit wurde, der
kann sich des Eindrucks nicht erwehren,
als solle nun durch ein großes Event für
die Nachgeborenen wieder gutgemacht
werden, was im Westen versäumt wurde
und in der DDR verboten war: die Erin-
nerung an eine durch sowjetische Besat-
zungstruppen unterdrückte demokrati-
sche Erhebung gegen die kommunistische
Diktatur und die Spaltung Deutschlands.
Allein durch seine Ziele, freie Wahlen und
die deutsche Einheit, und sein tragisches
Ende gehört der Tag zu den Zäsuren der
deutschen Teilungsgeschichte und ist da-
rüber hinaus unverzichtbar für eine de-
mokratische Erinnerungskultur des zwei-
ten deutschen Nationalstaates. Der Tag
selbst im Juni 1953 kam ebenso unerwar-
tet wie 36 Jahre später der Fall der Berli-
ner Mauer, der freie Wahlen in der DDR
und die Überwindung der deutschen und
europäischen Teilung ermöglichte.

1953 allerdings war das Ende des Volks-
aufstandes ein doppelter Lernschock 
für das gespaltene Land. Unerbittlich de-
monstrierte die sowjetische Besatzungs-
macht die Grenzen deutscher Selbstbe-
stimmung, die westlichen Mächte respek-
tierten die Siegerrechte der Sowjetunion in
ihrem Teil Deutschlands, und der Aus-
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der DDR, das Wort „Wiedervereinigung“
wurde zunehmend ein Attribut für „Kalte
Kriege“ im Westen.

Beschränkte Selbstbestimmung
Ernst Reuter, Regierender Bürgermeister
von Berlin, bewertete am 18. Juni den
sowjetischen Ausnahmezustand und be-
harrte trotzig, „mit Standrechten, mit Ba-
jonetten, mit Panzern kann auf die Dauer
ein Volk doch nicht niedergehalten wer-
den“. Aber er wusste bereits, dass nach
dieser sowjetischen Machtdemonstration
„der Graben, der sowieso schon tief ge-
nug ist, nun noch tiefer würde“. Die
ganze freie Welt habe sich nun überzeu-
gen können, „dass nicht nur die Berliner,
sondern alle Deutschen in der Ostzone
frei leben wollen, dass sie uns zu Hilfe
kommen, denn wir allein können ja das
Problem nicht lösen, wenn wir allein wä-
ren, dann würde das Problem überhaupt
nicht existieren“. Darin lag der doppelte
Lernschock des 17. Juni für die Deutschen
beiderseits der Zonengrenze, ihr Selbst-
bestimmungsrecht war durch die Vorbe-
haltsrechte der vier Siegermächte für
Deutschland als Ganzes beschränkt. Reu-
ter sprach es aus. Und so blieb ihm nur der
pathetische Appell, „die Welt möge end-
lich begreifen, und ich hoffe, sie wird jetzt
zugeben müssen, dass die Deutschen ein
Volk sind, das den Wert der Freiheit
kennt, und dass die Deutschen ein Volk
sind, das für die Freiheit sich einsetzt“.
Der Bundestag setzte am 3. Juli 1953 ein
symbolisches Zeichen, indem er einmütig
gegen die Stimmen der Kommunisten
den 17. Juni als „Tag der Deutschen Ein-
heit“ zum Gedenktag erhob. Der West-
staat bekräftigte, dass er sich nicht mit der
dauerhaften Spaltung des Landes abfin-
den wird, und Bundestagspräsident Her-
mann Ehlers brachte dies nach Verab-
schiedung des Gesetzes auch zum Aus-
druck: „Ich glaube, dass es in diesem Au-
genblick nötig ist, zwei Dinge zu sagen:
Erstens, dass dieses Gesetz vom Deut-

schen Bundestag unter dem starken Ein-
druck der Tatsache verabschiedet wor-
den ist, dass Menschen, deutsche Brüder
im Osten und in Berlin, für die Verteidi-
gung und die Erkämpfung der deutschen
Einheit ihr Leben hingegeben haben. Wir
haben in diesem Augenblick die Pflicht,
dieser Toten des deutschen Volkes zu ge-
denken [. . .] Zweitens, ich bin gewiss,
dass die Tatsache, dass der Deutsche
Bundestag am letzten Tag seiner norma-
len Sitzungsperiode dieses Gesetz verab-
schiedet hat, eine eindrucksvolle Bekun-
dung des Willens aller demokratischen
Kräfte dieses Hauses ist, daran mitzuwir-
ken – heute und in Zukunft –, dass der
Tag der Deutschen Einheit nicht nur in ei-
nem Gesetz und in einem Gedenktag,
sondern im Leben des deutschen Volkes
bald Gestalt gewinnt.“

1989 und 1953
In der DDR blieb das Propagandagemälde
vom „faschistischen Putsch“ bis zum Ende
der SED-Herrschaft in Gebrauch. Im
Unterschied zu Ungarn, wo 1989 die Er-
innerung an die niedergeschlagene Revo-
lution von 1956 eine Triebkraft der Ver-
änderung war, und der Tschechoslowa-
kei, wo der Prager Frühling und sein ge-
waltsames Ende 1968 in der „samtenen Re-
volution“ 1989 präsent waren, spielte die
Erinnerung an den 17. Juni in der fried-
lichen Herbstrevolution keine solche
Rolle. Für die Bürgerrechtsbewegung war
das Datum bedeutungslos, obwohl einer
ihrer geistigen Anstifter, Robert Have-
mann, 1978 den Stellenwert dieses Tages
für die Geschichte der DDR und ihre
Machthaber präzis bestimmte: „Bis heute
ist der 17. Juni das Trauma des Politbüros
der SED. Ihre entsetzliche Furcht, dass so
etwas für sie völlig Unvorhergesehenes
doch wieder einmal geschehen könnte, be-
steht nach wie vor. Deswegen sitzen sie in
Wandlitz hinter Mauern, Stacheldraht
und Wachtürmen . . .“ Das Trauma des
Volkes war die gewaltsame Beendigung
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der Volkserhebung durch sowjetische
Truppen. Die Forderung „Keine Gewalt“,
die, von Leipzig ausgehend, zur zentralen
Losung der friedlichen Herbstrevolution
1989 wurde, erscheint wie ein ferner
Widerhall des „Lernschocks“ von 1953.
Aber die Erhebung selbst war für die Bür-
gerrechtsbewegung des Herbstes 1989 ein
fernes Datum und besaß für sie keine un-
abgegoltene nationale Brisanz. Dies war
auch dem Stellenwert geschuldet, den die
Tage im Juni 1953 im historischen Be-
wusstsein der Bundesrepublik 1989 ein-
nahmen: „Wie ein eratischer Block steht
dieser Aufstand in der Tiefebene der deut-
schen Geschichte. Seine Einmaligkeit, die
Größe und Härte, die explosionsartige
Entfaltung und die schlagartige Unter-
drückung behindern die Integration in das
Kontinuum des historischen Bewusst-
seins“, schreibt Gerhard Beier in Wir wol-
len freie Menschen sein. In seinem Buch von
1993 beschäftigt er sich ausführlich mit der
Darstellung des 17. Juni durch Historiker
in der Bundesrepublik. Der Gewerk-
schaftshistoriker geht besonders hart ins
Gericht mit einer Geschichte der Gewerk-
schaften in der Bundesrepublik Deutschland
von den Anfängen bis heute, die 1990 er-
schien und sich „streng an die Staats-
grenze zur DDR“ hielt. Der 17. Juni 1953
kommt in ihr nicht vor. „Dabei handelte
es sich um den einzigen großen politischen
Streik, der in der zweiten Jahrhundert-
hälfte auf deutschem Boden stattfand.
Und der DGB des Jahres 1953 betrachtete
die Ereignisse keineswegs als exterrito-
rial.“ Solche Verdrängungskünste im
Westen „machten es der FDGB-offiziellen
Geschichtsschreibung in Ostberlin leicht,
alten Fälschungen neue Propagandalügen
hinzuzufügen“. Der Versuch im Westen,
1953 mit dem Tag der deutschen Einheit
einen nationalen Gedenktag zu konstitu-
ieren, scheiterte. An ihm unternahmen die
Bundesbürger einen Sommerausflug, und
unaufhaltsam wuchs das Desinteresse an
dem Anlass, dem dieser Feiertag seine Ent-

stehung verdankte. Die politische Klasse
und die öffentliche Meinung hatten sich
mehrheitlich im Status quo deutscher
Zweistaatlichkeit eingerichtet und die
Verweigerung des Selbstbestimmungs-
rechtes der Deutschen durch die sowjeti-
sche Siegermacht als unabänderliche
Sühne für Hitlers Krieg und den damit ver-
bundenen Völkermord an den europä-
ischen Juden akzeptiert – soweit ihnen die
Geschichte des eigenen Volkes überhaupt
noch etwas bedeutete. Der aus der DDR
kommende Historiker Armin Mitter ver-
trat 1996 die These, dass die „Charakteri-
sierung“ des 17. Juni „als Arbeiterauf-
stand“ seitens der Historiker in der
Bundesrepublik „maßgeblich durch die
Entspannungspolitik seit Beginn der 70er
Jahre beeinflusst“ wurde. „Als sich die Ar-
chive dann nach 1990 öffneten, war die
Kennzeichnung der Ereignisse als ,Arbei-
teraufstand‘ festgeschrieben.“ Auf unter-
schiedliche Weise war somit die Erinne-
rung an den die Normalität der Zwei-
staatlichkeit bedrohenden „erratischen
Block“ begrifflich ummantelt. Die tat-
sächliche Spaltung reduzierte die Erinne-
rung an diesen Tag auf ein singuläres Er-
eignis aus der Frühgeschichte der DDR. In
der DDR, wo die Volkserhebung geschah,
wurde sie geleugnet und verfälscht, im
Westen, wo sie nicht stattgefunden hatte,
immer weniger als Bestandteil der eigenen
Geschichte verstanden. Um noch einmal
Havemann aufzunehmen, 1989 trat das
„völlig Unvorhergesehene“ ein: Die Ziel-
setzungen der Streikenden und Demons-
tranten der Junitage 1953 bekamen im
Nachhinein einen anderen Stellenwert in
der Geschichte des zweiten deutschen Na-
tionalstaates, der 1990 entstand.

Revision einer Fehlentscheidung
Eine zentrale Ursache für die Juni-Erhe-
bung in der DDR ist außerhalb ihrer
Grenzen in Moskau zu suchen. Am 5.
März 1953 stirbt der sowjetische Despot
Josef W. Stalin, seine Erben konstituieren
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sich als „Kollektive Führung“, die Träger
der Macht, Partei, Staatsapparat, Geheim-
dienst und Armee sind in verdeckte Kon-
flikte verstrickt, in denen es sowohl um
die Nachfolge in der Führung des Landes
als auch um das Gewicht der jeweiligen
Machtsäulen geht. Die Entscheidung zu-
gunsten der Partei und für Nikita S.
Chruschtschow fällt erst nach dem 17.
Juni durch die Verhaftung von Lawrentij
P. Berija und die damit verbundene
Wiederherstellung der Kontrolle der Par-
tei über den Geheimdienst. Die neue Füh-
rung suchte Entspannung gegenüber
dem Westen, der Koreakrieg wurde been-
det und dem Volk mehr Konsumgüter
versprochen. Im April begann Berija die
offene Entstalinisierung. Die Überleben-
den der im Januar verhafteten Kreml-
Ärzte wurden für unschuldig erklärt, ihre
falschen Geständnisse seien durch Folter
erzwungen worden. In dieser Konstella-
tion wandte sich die sowjetische Führung
der Krise in der DDR zu, die sie selbst mit
herbeigeführt hatte, als sie der SED im Juli
1952 erlaubte, in der DDR die Grundlagen
des Sozialismus aufzubauen.

Diesem Schritt vorausgegangen war
der Abschluss des Deutschlandvertrages
Ende Mai 1952 zwischen der Bundesre-
publik und den Westmächten. Bundes-
kanzler Adenauer setzte damit die West-
integration der Bundesrepublik und die
Rückgewinnung deutscher Souveränität
durch. Der Versuch der sowjetischen 
Führung scheiterte, in letzter Minute ei-
nen Friedensvertrag mit Deutschland ab-
zuschließen, um die Etablierung dieses
Weststaates zu verhindern. Die West-
mächte lehnten das Angebot ab, Deutsch-
land zu vereinigen, um es zwischen den
Blöcken zu neutralisieren.

Im April empfing Stalin den Präsiden-
ten der DDR, Wilhelm Pieck, im Kreml. Er
notierte Stalins Bewertung der westlichen
Antwortnote mit den Worten, „bisher alle
Vorschläge abgelehnt [. . .] Keine Kom-
promisse/Atlantikpakt – selbstständiger

Staat im Westen“. Der damaligen Linie
der SED, nun verstärkt zum „Sturz“ der
Bonner Regierung aufzurufen, stimmte
Stalin zu. „Einheit – Friedensvertrag –
weiter agitieren“, notierte Pieck. In dieser
Besprechung ordnete der Generalissimus
eine schnelle Aufrüstung der DDR an, er
verlangte eine Armee von 300 000 Mann.
Notwendig seien auch die Befestigung
der „Demarkationslinie“ und der Kampf
gegen die „Feinde“ im Inneren der DDR.
Pieck notierte sich dabei vor allem die
Großbauern, die Stalin durch „Produktiv-
genossenschaften“ einzukreisen emp-
fahl, und die Kirche. Der Aufbau land-
wirtschaftlicher Produktionsgenossen-
schaften und der Kampf gegen die Auto-
nomie der Kirchen gehörten zum Auf-
bauplan des DDR-Sozialismus ebenso
wie die Abschaffung der Länder, die Bil-
dung von zentral geführten Bezirken und
die Beseitigung der mittelständischen In-
dustrie.

Wichtig für das Verständnis der sowje-
tischen Militäraktion am 17. Juni 1953 ist
die Beachtung der Ambivalenz, die die
Entscheidungen Stalins 1952 prägten:
durch forcierten Aufbau des Sozialismus
in der DDR die eigene Besatzungszone
noch stärker als schon geschehen von der
westdeutschen Entwicklung zu separie-
ren, ohne zugleich die „Agitation“ seitens
der SED für einen Friedensvertrag auf Ba-
sis der sowjetischen Vorschläge einzu-
stellen. Auf der II. Parteikonferenz ver-
mittelte Walter Ulbricht seiner Partei und
dem Land den Eindruck, durch diesen
Schritt könne die DDR das Kräfteverhält-
nis in Deutschland zugunsten der Kom-
munisten verschieben. Die Entwicklung
der DDR zur Volksdemokratie werde
eine mobilisierende Wirkung auf die Ar-
beiterklasse in Westdeutschland haben.
Die Revision des Deutschlandvertrages
und damit die „Eingliederung West-
deutschlands in den aggressiven Nordat-
lantikblock“ und die Wiederherstellung
der deutschen Einheit habe eine Voraus-
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setzung: den „Sturz des Bonner Vasallen-
Regimes“. Dieser Forderung fügte der
SED-Generalsekretär im Juli 1952 aber die
nüchterne Feststellung hinzu, die er zur
Begründung seines Separatstaates auch
gegenüber der sowjetischen Führung be-
nötigte: „Die patriotische Bewegung und
die Arbeiterklasse Westdeutschlands ha-
ben noch nicht die Kraft, die Unterzeich-
nung des Bonner Separatpaktes zu ver-
hindern.“ Ulbricht setzte aber nicht allein
auf die mobilisierende Wirkung der sozi-
alistischen Zukunftsvision, er versicherte
der SED auch, dass man den Systemwett-
bewerb mit dem westdeutschen Kapita-
lismus zugunsten des Massenwohlstan-
des für die arbeitende Bevölkerung für
sich entscheiden werde: „Durch den sozi-
alistischen Aufbau wird der deutschen
Arbeiterschaft und dem ganzen werktä-
tigen Volk die Entscheidung über die 
Gestaltung der künftigen gesellschaft-
lichen Ordnung in Deutschland erleich-
tert, denn jeder kann sich aufgrund seiner
eigenen Erfahrungen und Feststellungen
selbst überzeugen, welcher Weg den Inte-
ressen des arbeitenden Volkes dient und
welcher Weg den Interessen der Rüs-
tungsindustriellen, der Kapitalisten und
Großgrundbesitzer dient.“ Ein Jahr spä-
ter sollte das „arbeitende Volk“ diesen
Vergleich ziehen – aber in der DDR.

Ein neuer Kurs für die DDR
Ein knappes Jahr später wurde in Moskau
eine Zwischenbilanz dieses sozialisti-
schen Aufbaus in der DDR gezogen und
der SED ein „Neuer Kurs“ verordnet. Die
sowjetische Führung kam zu dem Schluss,
dass die Orientierung auf den „beschleu-
nigten Aufbau des Sozialismus“ falsch
war, das zeigten vor allem die Flücht-
lingszahlen aus der DDR: In den ersten
vier Monaten 1953 flohen 120 000 Men-
schen. Die historische Diskussion um 
den „Neuen Kurs“ konzentriert sich vor
allem auf die Frage, ob es konkurrierende
deutschlandpolitische Konzepte in der

kollektiven Führung in Moskau gab. Im
Mittelpunkt steht dabei die Person der da-
maligen Numero zwei der sowjetischen
Führung, Berija, der Herr über die innere
Sicherheit der Sowjetunion. Von ihm sind
in der deutschlandpolitischen Debatte in
Moskau Äußerungen überliefert, die die-
sen Schluss nahe legen. Laut der Erinne-
rungen des langjährigen sowjetischen
Außenministers Andrej Gromyko, die er
1989 publizierte, als die DDR noch exis-
tierte, war Berija folgender Ansicht: „Die
DDR? Was ist sie wert, die DDR? Sie ist ja
noch nicht einmal ein richtiger Staat. Sie
wird nur durch sowjetische Truppen am
Leben erhalten, selbst wenn wir sie mit
Deutscher Demokratischer Republik beti-
teln.“ In der Replik von Gromykos Lehr-
meister und Amtsvorgänger Wjatsches-
law M. Molotow soll dieser dagegen das
Existenzrecht der DDR als „unabhängiger
Staat“ verteidigt haben, da sie in nichts der
Bundesrepublik nachstehe. 

Noch war die deutsche Frage zwischen
den mittlerweile verfeindeten Sieger-
mächten offen und Gegenstand von Ver-
handlungen. Basis dieser Diskussionen
um die zwei Linien in der sowjetischen
Deutschlandpolitik ist bis heute die nach
Berijas Sturz in einem ZK-Beschluss der
KPdSU vom 7. Juli 1953 formulierte An-
klage, er habe den Sozialismus in der
DDR aufgeben wollen: „Die Vorschläge
Berijas liefen darauf hinaus, den Weg des
Aufbaus des Sozialismus in der Deut-
schen Demokratischen Republik zu ver-
lassen und Kurs zu nehmen auf die Um-
wandlung der DDR in einen bürgerlichen
Staat, was einer direkten Kapitulation vor
den imperialistischen Kräften gleichge-
kommen wäre.“

Vier Wochen zuvor wurde Ulbricht,
Otto Grotewohl und Fred Oelssner der
„Neue Kurs“ von einer geschlossen agie-
renden „kollektiven Führung“ präsen-
tiert. Die Kritik an der SED und die ver-
haltene Selbstkritik an der Führung der
KPdSU, mit anderen Worten an Stalin,
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wurden nach den Aufzeichnungen von
Grotewohl mit verteilten Rollen vorgetra-
gen. Hierarchisch angemessen eröffnete
Ministerpräsident Georgi M. Malenkow
die Diskussion mit der Feststellung, der
Ausgangspunkt der gemeinsamen Über-
legungen müsse eine neue Politik in ihrer
Besatzungszone sein: „Alles muss ausge-
hen von den Änderungen der Verhält-
nisse in der DDR.“ Auch Berija be-
schwichtigte, nicht ohne Selbstkritik zu
üben: „Wir alle haben den Fehler mitge-
macht; keine Vorwürfe.“ Molotow griff
diesen Gedanken auf und verdeutlichte
die von Moskau gewünschte Wirkung
der geplanten neuen Linie der SED-Poli-
tik auf Westdeutschland: „So viele Fehler
darum so korrigieren, dass ganz Deutsch-
land es sieht.“ Die sowjetischen Maßnah-
men zur Gesundung der politischen Lage
gingen vom Scheitern des beschleunigten
Aufbaus des Sozialismus aus und erklär-
ten ihn zu einer „fehlerhaften politischen
Linie“. Dadurch sei in der DDR „eine äu-
ßerst unbefriedigende politische und
wirtschaftliche Lage“ entstanden.

Krisenfaktor Massenflucht 
Als wichtigsten Krisenfaktor sah Moskau
die Massenflucht aus der DDR. Ihre Ursa-
chen lagen in dem stalinistischen Terror
der SED, der auf der These beruhte, dass
sich mit dem Aufbau des Sozialismus der
Klassenkampf verschärft. Er richtete sich
gegen die Bauern und den gewerblichen
Mittelstand. Ablieferungs- und Steuer-
schulden wurden nun als Straftatbe-
stände gewertet und mit Zuchthaus be-
straft. Binnen zehn Monaten stieg die
Zahl der Inhaftierten um 10 000 Häftlinge
auf 47 000 im Mai 1953, dazu kamen
20 000 Untersuchungshäftlinge, somit
waren insgesamt zirka 67 000 Menschen
im Gefängnis. Diese Zahlen erklären, wa-
rum die Forderung nach Freilassung der
politischen Gefangenen am 17. Juni einen
zentralen Stellenwert besaß und in Mag-
deburg, Jena und Halle die Gefängnisse

zum Ziel von Demonstrationen wurden
und es zu Gefangenenbefreiungen kam.

Die forcierte Kollektivierung und die
Zerschlagung des privaten Einzelhandels
führten unplanmäßig zur Versorgungs-
krise. Der politische Anspruch der Sozia-
lismusproklamation stand in nicht über-
brückbarer Diskrepanz zur realen gesell-
schaftlichen Entwicklung. Wie so oft im
realen Sozialismus fasste das Volk in ei-
nem Witz die Lage zusammen: „Wer hat
die größte Flotte? – Ostdeutschland, sech-
zehn Millionen Kohldampfer, zwei Milli-
onen Abdampfer und drei Zerstörer.
Pieck, Grotewohl, Ulbricht!“ Erhalten hat
sich diese Situationsbeschreibung aus
dem Frühjahr 1953 in den Akten der SED,
und zwar im zusammenfassenden Be-
richt des Zentralkomitees über die Tage
im Juni.

Folge der Kurskorrektur 
Diese Volkserhebung als Folge der Kurs-
korrektur war weder für die sowjetische
noch die SED-Führung vorstellbar, als
Moskau Anfang Juni den Befehl zum ge-
ordneten Rückzug gab. Unmissverständ-
lich hieß es: „Die Politik der Einschrän-
kung und der Ausdrängung des mittleren
und kleinen Privatkapitals ist als eine vor-
zeitige Maßnahme zu verwerfen. Zur Be-
lebung des wirtschaftlichen Lebens der
Republik ist es notwendig, eine breite
Heranziehung des Privatkapitals in ver-
schiedenen Zweigen der kleinen und Ge-
werbeindustrie, in der Landwirtschaft so-
wie auch auf dem Gebiet des Handels für
zweckmäßig zu halten.“ Das existierende
konfiskatorische Steuersystem für Privat-
unternehmer wurde aufgehoben und:
„Die Kartenversorgung mit Lebensmit-
teln für die Privatunternehmer sowie
auch für die Freischaffenden ist wieder
herzustellen.“ Als Eigenbeitrag zur Stabi-
lisierung der wirtschaftlichen Lage in der
DDR stellte die Sowjetunion Lebens-
mittellieferungen in Aussicht. Die for-
cierte Kollektivierung musste abgebro-
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chen werden, und der Kirchenkampf war
zu beenden. Dies geschah auch im Blick
auf Westdeutschland, wo sich Teile der
evangelischen Kirche der Politik der
Westintegration und des damit verbun-
denen Aufbaus einer neuen deutschen
Armee widersetzten. Ihre Position inner-
halb der Kirche war durch die Verfol-
gungspraxis der SED geschwächt wor-
den. Dass der „Neue Kurs“ und die Stabi-
lisierung der DDR die Position der Sow-
jetunion in der Deutschlandfrage stärken
sollten, wird ebenfalls deutlich zum Aus-
druck gebracht: „Da zurzeit die Haupt-
aufgabe der Kampf für die Vereinigung
Deutschlands auf demokratischer und
friedlicher Grundlage ist, müssen die SED
und die KPD als Bannerträger im Kampf
für die nationalen Bestrebungen und für
die Interessen des ganzen deutschen Vol-
kes die Durchführung einer elastischen
und maximalen Splitterung der Kraft ih-
res Gegners und Ausnutzung jeglicher
oppositionellen Strömungen gegen die
käufliche Clique Adenauer gerichtete
Taktik gewährleisten. Deshalb, da die so-
zialdemokratische Partei Westdeutsch-
lands, der noch bisher bedeutende Mas-
sen der Werktätigen folgen, gegen die
Bonner Verträge [gemeint ist der
Deutschlandvertrag, M. W.], wenn auch
ungenügend konsequent, auftritt, ist die
total feindliche Position gegenüber dieser
Partei für die heutige Periode zu verwer-
fen, und es ist zu versuchen, wo und
wann es möglich ist, gemeinsame Aktio-
nen gegen die Adenauersche Politik der
Spaltung und der imperialistischen
Knechtung Deutschlands zu organisie-
ren.“

Die Linie Berijas
Dieser Moskauer Kurswechsel traf in der
SED-Führung besonders den Generalse-
kretär Ulbricht, da er wie kein anderer mit
dem Aufbau des Sozialismus und seinen
Folgen identifiziert wurde. Die sowjeti-
sche Führung verbot ihm ausdrücklich,

sich an seinem bevorstehenden 60. Ge-
burtstag in einer Orgie des „Personen-
kults“ als „Baumeister des Sozialismus“
feiern zu lassen. Personalentscheidungen
für die SED-Führung fielen in Moskau
nicht. Das war ein Unterschied zum Um-
gang mit der ungarischen Partei, die ihren
Rückzugsbefehl wenige Tage später er-
hielt. Bei dieser Kurskorrektur wurde der
ungarische Generalsekretär Matyas Ra-
kosi gezwungen, das Amt des Minister-
präsidenten an Imre Nagy zu übergeben.
Der Tod Stalins veränderte die Qualität
des Terrors im politischen System des
sowjetischen Kommunismus. Die kollek-
tive Führung nahm Abstand von Massen-
repressalien. So fragte zum Beispiel Berija
Rakosi: „Ist es etwa akzeptabel, dass in ei-
nem Land mit einer Bevölkerung von 9,5
Millionen Verfahren gegen 1,5 Millionen
Menschen im Gange sind?“ Ausgerech-
net Berija tritt in dieser Diskussion als An-
walt der „sozialistischen Gesetzlichkeit“
auf. Er verurteilte, dass Rakosi die Staats-
sicherheit persönlich führe, in gewisse
Untersuchungsverfahren selbst einge-
griffen und persönliche Anweisungen zu
unerlaubten Methoden der Geständniser-
zwingung gegeben habe. Berija wertete
dies als Fehler, denn es könnte dazu füh-
ren, dass „unschuldige Menschen verur-
teilt werden“. 

Der ungarische Historiker Janos M.
Rainer fügt hinzu: „Die ungarischen Ge-
nossen mussten mit Erstaunen hören,
dass Berija ein- oder zweimal ein ähnli-
ches Verhalten von Stalin kritisierte.“ In
dieser frühen Phase der Entstalinisierung
waren es vor allem die Einschränkung
der Repression und die Überprüfung und
Revision von Urteilen, in denen sich die
Rücknahme des terroristischen Drucks
äußert. Als die SED den „Neuen Kurs“
verkündet, wurden den geflohenen Bau-
ern die Rückkehr und die Rückgabe ihres
eingezogenen Eigentums angeboten. Die
von den Universitäten und Oberschulen
verwiesenen Mitglieder der jungen Ge-
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meinde waren sofort wieder zum Unter-
richt zuzulassen, und verurteilte Unter-
nehmer, „die nach dem Gesetz zum
Schutz des Volkseigentums zu ein bis drei
Jahren Haft verurteilt worden sind“, wa-
ren freizulassen.

Am 4. Juni nahm Moskau noch eine
Kurskorrektur für die DDR vor, die nicht
im Beschluss zum „Neuen Kurs“ ver-
zeichnet war: die Reduktion der Rüs-
tungskosten. Die Gesamtstärke der ge-
planten Volksarmee wurde um 24 000 
auf 93 000 Mann verkleinert, eine Kür-
zung in militärischen Schiffbauten sowie
eine Verringerung der sowjetischen Mili-
tärberater von 1000 auf etwa 250 bis 300
angeordnet. Eine Belastung allerdings
blieb für die DDR-Wirtschaft, und zwar
die Reparationen. Um die zügige Umset-
zung der Moskauer Vorgaben zu gewähr-
leisten, nahm in den folgenden Wochen
der Hohe Kommissar der Sowjetunion,
Wladimir S. Semjonow, an den Sitzungen
des SED-Politbüros teil.

Die unfehlbare Partei 
gesteht Fehler ein
Der SED blieb knapp eine Woche, um die
sowjetischen Vorgaben in eigene Be-
schlüsse umzuwandeln. In der Sitzung am
6. Juni kam es zur offenen und damit kon-
troversen Aussprache im Politbüro. Im
Mittelpunkt der Kritik stand der Füh-
rungsstil des Generalsekretärs und seine
Praxis, mithilfe des ihm unterstehenden
ZK-Sekretariats Partei und Staat adminis-
trativ zu führen. Rudolf Herrnstadt, der
Chefredakteur des Neuen Deutschland,
ging als einziger Redner in seiner Analyse
von der sowjetischen Position in der
Deutschlandfrage aus, um die Folgen der
bisherigen Politik der Kommunisten zu
bewerten. Er interpretierte den sowjeti-
schen Kurswechsel als Auftrag an die SED,
die Lebensverhältnisse in der DDR für die
Massen so zu gestalten, dass die sowjeti-
sche Position gegenüber den Westalliier-
ten in der Deutschlandfrage gestärkt wird.

Seine Sicht wurde bestärkt durch Semjo-
now: „Die DDR muss ein magnetisches
Feld werden für West[deutschland],
Frankreich – Italien.“ Gemessen an der
Aufgabe, die nationale Frage in Deutsch-
land zu lösen, sei die SED auf der II. Par-
teikonferenz 1952 „von einem irrealen,
metaphysischen“ Standpunkt ausgegan-
gen, der etwa so aussah: „Wir bauen den
Sozialismus auf, die Deutschlandfrage re-
gelt sich inzwischen auf irgendeine Weise
allein, oder wenn sie das nicht tut, wird sie
letzten Endes von den Bajonetten der So-
wjetarmee geregelt.“ 

Herrnstadt beließ es nicht bei dieser
Diagnose, er versuchte, die Zäsur zu er-
fassen, die der „Neue Kurs“ für die zu-
künftige Politik der Kommunisten bedeu-
tete. Er erinnerte sich und seine Politbü-
rogenossen daran, dass die beschleunigte
Aufrüstung, die Stalin der DDR zeitgleich
zum Aufbau des Sozialismus verordnete,
Ausdruck der Sorge war, auch in Europa
könne es wie in Korea zu einem Krieg
kommen: „Als im vergangenen Sommer
auf der II. Parteikonferenz die Losung ,be-
schleunigter Aufbau des Sozialismus’
verkündet wurde, war ich begeistert, aber
ich erinnerte mich, dass eine Erwägung
mir sehr zu denken gab. Wenn sich die
Genossen in Moskau – sagte ich mir da-
mals – entschieden haben, diesem Schritt
zuzustimmen, so bedeutet das, dass nach
ihrer Auffassung die Perspektive ,friedli-
che Einigung‘ in den Hintergrund zu tre-
ten hat gegenüber der Perspektive der be-
waffneten Auseinandersetzung.“ In der
Bewertung dieses damaligen Kurses kon-
statiert Herrnstadt das Scheitern von
KPD und SED in der deutschen Nach-
kriegspolitik. Die Zustimmung Stalins
zum Aufbau des Sozialismus in der DDR,
„bedeutet also gleichzeitig ein äußerst ne-
gatives Urteil über die Arbeit der KPD
und der SED hinsichtlich der entschei-
denden Frage, der Deutschlandfrage; es
bedeutet die Feststellung, dass die KPD
und die SED nicht im Stande gewesen
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sind, in der historisch zur Verfügung 
stehenden, nun im Wesentlichen abge-
laufenen Frist, das Kräfteverhältnis in
Deutschland zu unseren Gunsten zu än-
dern“. Gescheitert war der Plan, eine
Westbindung der deutschen Politik in
den westlichen Besatzungszonen zu ver-
hindern und im Bunde mit der Sowjet-
union die Ostorientierung eines künfti-
gen Gesamtdeutschland nach Hitler
durchzusetzen.

Semjonow trieb zur Eile, damit der
„Neue Kurs“ zügig umgesetzt werden
konnte, Führungsfragen im Politbüro
mussten in den Hintergrund treten. Am 9.
Juni waren die Moskauer Vorgaben in
SED-Beschlüsse überführt, und am 10.
Juni hatte Herrnstadt das „Kommuni-
qué“ formuliert, mit denen sie verkündet
werden sollten. Er bat Semjonow um 14
Tage, um den Kurswechsel gegenüber
der Partei und der Bevölkerung zu be-
gründen. Semjonow wies dieses Ansin-
nen scharf zurück: „In 14 Tagen werden
Sie vielleicht schon keinen Staat mehr ha-
ben.“ Am 11. Juni erschien das Kommu-
niqué. Singulär war: Die unfehlbare Par-
tei räumte Fehler ein gegenüber Christen,

Bauern und Gewerbetreibenden, sie ver-
sprach die Verbesserung der Lebenslage
dieser Schichten, und die angeblich herr-
schende Klasse, nämlich die Arbeiter,
wurde schmerzhaft daran erinnert, dass
die vom Ministerrat am 28. Mai beschlos-
sene Normenerhöhung nicht zu den Feh-
lern gerechnet wurde. Die Partei konnte
einen schnellen Erfolg gegenüber den
Kirchen vermelden, Ministerpräsident
Grotewohl hatte den „Neuen Kurs“ be-
reits umgesetzt und mit den Spitzen der
EKD eine Neuregelung der Staat-Kirche-
Beziehung verabredet. Als die Partei Feh-
ler eingestand, hatten die Bauarbeiter ihre
erste Lohntüte mit weniger Geld erhalten.
Für sie galt die Normenerhöhung bereits
ab dem 1. Juni im Unterschied zu den an-
deren „Werktätigen“, für die sie erst zum
30. Juni gelten sollte. Streiks und Kon-
flikte in den Betrieben gab es bereits, aber
sie waren nur das Wetterleuchten für das
Gewitter, das am Montag, dem 15. Juni,
die Bauarbeiter der Stalinallee auslösten.

Der zweite Teil dieses Essays von Manfred
Wilke erscheint in der nächsten Ausgabe der
Politischen Meinung im Juli 2003.
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Text forderte eine sofortige Entscheidung,
Fettling brachte den Brief selbst in das
Büro des Ministerpräsidenten Grotewohl.
Die Arbeiter fühlten sich in ihrem Vorge-
hen bestärkt durch eine Reportage, die am
Vortag im Neuen Deutschland erschien, in
der die Durchführung der Normenkam-
pagne beschrieben und die Art und Weise
kritisiert wurde, wie die Funktionäre die
„Selbstverpflichtung“ der Bauarbeiter zur
zehnprozentigen Normerhöhung durch-
peitschten. Namentlich der Parteifunktio-
när Paul Müller wurde als abschreckendes
Beispiel porträtiert, von dem es hieß: „Kol-
lege Müller tritt überall wie ein Diktator
auf.“ Das ND forderte dazu auf, den
„Holzhammer“ wegzulegen.

Heinz Brandt, Agitationssekretär in
der Bezirksleitung Berlin der SED, war
Augenzeuge, wie Grotewohl mit diesem
Brief umging; er beschloss, ihn zu igno-
rieren. Am Dienstagvormittag wollte sich
eine Delegation der Bauarbeiter die Ant-
wort des Ministerpräsidenten an Ort und
Stelle abholen, für den Fall einer negati-
ven Antwort kündigten sie den Streik an.
Brandt hatte den Eindruck, dass Grote-
wohl der Lage „hilflos“ gegenüberstand.
Somit verspielte die SED-Führung die
Chance, gestaltenden Einfluss auf das
weitere Geschehen auszuüben. Robert
Havemann sah in diesem Verhalten be-
reits 1978 „politische Blindheit“ und eine
Zäsur in der Geschichte der SED: „Der 17.
Juni war nach 1945 eine einmalige Chance
für die deutschen Kommunisten, zu einer
selbstständigen Politik zu kommen. Statt
diese Chance zu ergreifen, kämpften die

Der erste Teil dieses Essays erschien in der
vorausgegangenen Ausgabe der Politischen
Meinung im Juni 2003.

Fünf Tage im Juni ist der Titel des Ro-
mans von Stefan Heym über den 17. Juni,
an dem er Jahrzehnte arbeitete und der nur
im Westen erscheinen konnte. Das Ereig-
nis wird vom Autor „nicht ausschließlich,
aber wesentlich als ,authentisches‘ Pro-
dukt des DDR-Systems dargestellt. Das ist
entscheidend“, so das Urteil des Litera-
turwissenschaftlers Heinrich Mohr über
dieses Buch. Der Titel verdeutlicht es be-
reits: Der 17. Juni war mit seinen 332
Streiks, an denen sich 225 620 Personen be-
teiligten, und den 129 Demonstrationen
außerhalb von Ostberlin mit 339 200 Teil-
nehmern nur der Höhepunkt der Volks-
erhebung. Aber sie begann nicht an die-
sem Tag und endete nicht mit ihm. Für die
genaue Bestimmung des Beginns der Er-
hebung bieten sich zwei Daten an, der 11.
Juni, als die unfehlbare SED in ihrem Kom-
muniqué zum „Neuen Kurs“ „Fehler“ ein-
räumte, oder der 15. Juni, als die Bauar-
beiter auf der Baustelle Krankenhaus Frie-
drichshain die Arbeit niederlegten. Der
Brigadeleiter Alfred Metzdorf hatte die-
sen Schritt am Abend des 12. Juni bereits
angekündigt. Die Streikenden beschlos-
sen eine Resolution an die Adresse der Re-
gierung, in der sie die Senkung der 
Normen forderten. Die Bauarbeiter gaben
der SED-Führung noch eine Chance, die-
ser Entwurf stammte von dem Vorsit-
zenden der Betriebsgewerkschaftsleitung
(BGL), Max Fettling, und einem Vertreter
der SED-Kreisleitung Friedrichshain. Der
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Diadochen untereinander und machten
sich die Macht streitig. Alle waren blind
gegenüber dem, was sich da abspielte.
Zaisser, Herrnstadt und auch Jendretzky
hofften, ihre Parteikarriere zum Gipfel
führen zu können, Ulbricht fürchtete mit
Recht um seine Macht, und in diesen
Machtkämpfen entschied schließlich das
sowjetische Militär. Die Partei hätte sich
damals nicht gegen die Arbeiter zur Wehr
setzen und den Protest nicht niederschla-
gen müssen, sondern ihn auffangen und
sich mit ihm identifizieren können. Das
hätte eine ungeheure Wirkung gehabt in
ganz Deutschland. Und so schlug nur al-
les gegen unsere Partei und gegen den
Internationalismus aus. Es wurde zu ei-
ner ekelhaften, hässlichen Phase der
Unterdrückung durch die Besatzungs-
macht.“ Schmerzhafte Selbsterkenntnis
eines deutschen Kommunisten, der sich
als SED-Agitator den Bauarbeitern da-
mals vergeblich entgegenstellte.

Am 16. Juni meldete sich bei den Bau-
arbeitern nicht Grotewohl, sondern der
Vorsitzende des Zentralvorstandes der
IG Bau/Holz, Franz Jahn. In Begleitung
von 15 hauptberuflichen Instrukteuren
des FDGB kam er auf die Baustelle Kran-
kenhaus Friedrichshain. Der eigene Ge-
werkschaftsvorsitzende erklärte den Mit-
gliedern, „dass an dem Beschluss des Mi-
nisterrates der DDR zur Erhöhung der
Normen nicht zu rütteln ist“. Die Interes-
senvertretung durch die Gewerkschaft,
die viele Arbeiter erwarteten, funktio-
nierte erkennbar nicht, so mussten sie ihre
Interessen selbst in die Hand nehmen. Als
die Bauarbeiter der Stalinallee loszogen,
taten sie das mit einem Sprachchor, der
den Inhalt der fünf Tage im Juni zu-
sammenfasst: „Berliner, reiht euch ein,
wir wollen freie Menschen sein!“

Der Zug fand sein Ziel vor dem Haus
der Ministerien, wo die Demonstranten
um 13.45 Uhr eintrafen. Es war Dienstag,
und somit tagte routinemäßig das SED-
Politbüro. Die Demonstranten wollten

Grotewohl oder Ulbricht sprechen. Das
Büro Grotewohl ließ ihnen ausrichten, die
Bauarbeiter sollten sich an das zuständige
Ministerium wenden. Fritz Selbmann, al-
ter Kommunist und Minister für Erz-,
Bergbau und Hüttenwesen, der als Einzi-
ger zu den Demonstranten sprach, ver-
suchte vergeblich, Ulbricht zu bewegen,
die Politbürositzung zu verlassen, um zu
den Demonstranten zu sprechen. Seine
Reaktion hat Hubertus Knabe in seinem
jüngsten Buch über einen „deutschen
Aufstand“ festgehalten: „Der SED-Gene-
ralsekretär lehnte jedoch ab und sagte, er
könne die Sitzung nicht verlassen; da es
regne, würden die Demonstranten sicher
bald von allein auseinander gehen.“ Die
zweite Chance war so vertan, und eine
dritte gab es nicht. Grotewohl erklärte
sich für nicht zuständig, und Ulbricht
hoffte auf den Regen. Mittlerweile hatte
das Politbüro beschlossen, die Normer-
höhung zurückzunehmen, aber darum
ging es bereits nicht mehr. Die Mitteilung
darüber zeigte den Demonstranten nur,
dass sich der Mut zum aufrechten Gang
lohnt. Andere Ziele rückten nach vorn:
freie Wahlen, Rücktritt der Regierung
und die deutsche Einheit. Um 14.15 Uhr
kletterte der Bauarbeiter Horst Schlaffke
auf den Tisch und rief: „Wenn Ulbricht
oder Grotewohl nicht in einer halben
Stunde hier sind, dann marschieren wir
durch die Straßen und rufen zum Gene-
ralstreik auf!“ Doch die Zeit verstrich,
und beide kamen nicht. Die Versamm-
lung löste sich auf mit dem Versprechen,
man wolle sich am 17. Juni um 7 Uhr am
Strausberger Platz treffen, um zu de-
monstrieren.

Aufruf zum Generalstreik
Der Rundfunk der DDR berichtete am 16.
Juni nicht über Streik und Demonstration
der Berliner Bauarbeiter, dies taten nur
die westlichen Rundfunksender, von de-
nen der Rundfunk im amerikanischen
Sektor (RIAS) von Berlin besonders wich-
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tig war. Berlin war zwar schon geteilt,
aber noch nicht durch eine Mauer in zwei
Teilstädte getrennt. Bevor die Demons-
tranten sich vor dem Haus der Ministe-
rien auflösten, hatten sie vier Bauarbeiter
bestimmt, die über den RIAS zum Gene-
ralstreik aufrufen sollten. Nur ein ein-
ziges Mal ging dieses gefährliche Wort
über den Sender, und zwar im Bericht
über die Kundgebung. Der amerikani-
sche Direktor des RIAS sprach ein förm-
liches Verbot aus, den Begriff „General-
streik“ zu verwenden. Gesendet wurden
vier Forderungen: 1. Rücknahme der
Normerhöhung, 2. Senkung der Lebens-
haltungskosten, 3. freie und geheime
Wahlen und 4. Verzicht auf jede Maßre-
gelung der Streikenden. Der DGB-Lan-
desvorsitzende von Berlin, Ernst Schar-
nowski, umschrieb in seinem Kommentar
das Reizwort, er forderte im RIAS die Ar-
beiter in der DDR auf, sich der Ostberliner
Bewegung anzuschließen, und ermutigte
sie: „Sucht eure Strausberger Plätze über-
all auf.“ Für den Nachruhm des RIAS
sorgte nicht zuletzt die SED. In ihrer
Verschwörungskonstruktion des ZK-Be-
schlusses über die „faschistische Provo-
kation“ vom Juli 1953 hat der amerikani-
sche „Hetzsender RIAS“ die seit „langem
organisierten Agentengruppen“ operativ
geleitet. Das war nicht nur durchsichtige
Propaganda, es diente auch dem Ostber-
liner Stadtgericht als Begründung, um
den Streikführer Max Bruno Fettling für
zehn Jahre ins Zuchthaus zu schicken. Mit
ihm verurteilte das Gericht seine Kolle-
gen Karl Emil August Foth und Otto Karl
Heinrich Lembke zu acht Jahren sowie
den Maurer Bertold Emil Robert Stanicke
zu vier Jahren Zuchthaus. Unbestreitbar
hat der RIAS durch die Information über
die Forderungen der Demonstranten aus
Berlin eine mobilisierende Funktion ge-
habt.

Der Funke sprang über, und am 17.
Juni ging es in der DDR nun nicht mehr
um die bereits geklärte Normenfrage. Die

Forderungen nach Rücktritt der Regie-
rung, nach freien Wahlen, nach der Ein-
heit Deutschlands waren unüberhörbar.
Nicht zu übersehen waren auch die sym-
bolischen Aktionen wie das Einholen der
roten Fahne auf dem Brandenburger Tor
in Berlin, die Besetzung von einer Be-
zirks- und sieben Kreisleitungen der SED,
zwei Dienststellen des MfS, neun Haftan-
stalten, Büros von FDJ und FDGB und die
flächendeckende Beseitigung von SED-
Sichtpropaganda. Den Kern der Demons-
trationen bildeten die Belegschaften der
Großbetriebe, namentlich in den Bezirken
Halle, Leipzig und Magdeburg. Die
Volkserhebung richtete sich gegen den
SED-Staat, und dementsprechend fiel die
Antwort der sowjetischen Besatzungs-
macht aus. Sie sicherte mit militärischer
Gewalt ihre Besatzungszone in Deutsch-
land und damit den SED-Staat.

In Ostberlin besaßen die demonstrie-
renden Belegschaften keine Führung, das
galt auch für Städte wie Magdeburg und
Leipzig, in denen es zu gewaltsamen Aus-
einandersetzungen kam. In Görlitz, Bit-
terfeld und Halle bildeten sich zentrale
überbetriebliche Streikkomitees, sie be-
gannen, die SED-Herrschaft zu beenden,
um die kommunale Selbstverwaltung zu
reorganisieren. Die Bedeutung von Gör-
litz in der Volkserhebung an diesem Tag
wird im Telegramm von Semjonow an die
Außen- und Verteidigungsminister Mo-
lotow und Nikolai A. Bulganin in Moskau
deutlich, das er um 14 Uhr Berliner Zeit
nach Moskau absandte: „Die ernsteste
Lage herrscht in der Stadt Görlitz an der
deutsch-polnischen Grenze, wo eine
Menge von 30 000 Menschen die Ge-
schäfte, das Gefängnis, die Gebäude der
Sicherheitsdienstabteilung und das Be-
zirkskomitee der SED demoliert hat.
Nach Görlitz wurde das verstärkte Schüt-
zenbataillon SPW geschickt.“ Der Histori-
ker Manfred Hagen hebt in seiner Unter-
suchung des 17. Juni hervor, dass sich in
dieser Stadt die Bewegung „durch den
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nirgendwo sonst erreichten hohen Grad
von Organisation und geregelter Macht-
übernahme“ auszeichnete. Aber auch in
Bitterfeld im Bezirk Halle kam es zur
Machtübergabe, und hier ist die Bre-
chung der eruptiven Bewegung durch
den Einsatz sowjetischer Streitkräfte be-
sonders deutlich geworden.

Aufstand in Bitterfeld
Die Belegschaft der Filmfabrik Wolfen
und die des elektrochemischen Kombi-
nats traten in den Streik und zogen in die
Innenstadt. Der 48-jährige Elektromon-
teur Paul Othmar ergreift das Wort auf
der Kundgebung, seine Ansprache hat
den Geist dieses Tages festgehalten:
„Liebe Freunde! Wenn ich heute eure
strahlenden Gesichter sehe, dann möchte
ich euch am liebsten umarmen und an
mein Herz drücken. Der Tag der Befrei-
ung ist da, die Regierung ist weg, die
Tyrannei hat ein Ende.“ Dann ging er zu
den Forderungen über. Seine Rede gip-
felte in der Ermahnung an die Versam-
melten, keine Ausschreitungen zuzulas-
sen und ein überregionales Streikkomitee
zu bilden. Das Komitee, dem Othmar an-
gehörte, übernahm das Rathaus, die
Kreisdienststelle des Staatssicherheits-
dienstes und der Volkspolizei. Es organi-
sierte eine erste spontane öffentliche Ak-
teneinsicht, über Lautsprecher wurden
die Namen von Informanten des Staatssi-
cherheitsdienstes bekannt gegeben. Der
Polizeichef räumte später ein, dass es in
den Mittagsstunden in Bitterfeld „keiner-
lei Organe mehr gab, welche die Staatsau-
torität verkörpern konnten“. Um 14 Uhr
bekam das Streikkomitee die Nachricht,
dass in Berlin der Ausnahmezustand ver-
hängt wurde und sowjetische Truppen
auf Bitterfeld vorrückten. Das Komitee
diskutierte, ob nun der Zeitpunkt gekom-
men sei, zum Aufstand aufzurufen. Man
entschied sich angesichts der Kräftever-
hältnisse dagegen und formulierte statt-
dessen zwei Telegramme, das eine an die

DDR-Regierung, das andere an den Ho-
hen Kommissar der Sowjetunion. 

Die Forderungen
Der Bitterfelder Forderungenkatalog
zielte eindeutig auf das Ende der SED-
Herrschaft. Er umfasste zehn Punkte und
begann mit der Forderung nach dem so-
fortigen Rücktritt der Regierung, „die
durch Wahlmanöver an die Macht ge-
kommen ist. 2. Einsetzung einer proviso-
rischen Deutschen Demokratischen Re-
gierung. 3. Freie demokratische geheime
und direkte Wahlen in vier Monaten. 4.
Zurückziehung der deutschen Polizei aus
den Zonengrenzen und sofortiger Durch-
gang für alle Deutschen. 5. Sofortige Frei-
lassung der politischen Häftlinge (Kirche,
weltliche Anschauung, so genannte Wirt-
schaftsverbrecher) und Rückkehr aller
Gefangenen aus aller Welt. 6. Sofortige
Normalisierung des Lebensstandards
ohne Lohnsenkung. 7. Zulassung aller
großen demokratischen Parteien West-
deutschlands in unserer Zone. 8. Keine
Repressalien gegen die Streikenden. 9. So-
fortige Abschaffung der so genannten
Volkskammer. 10. Zulassung der Delega-
tion aus der Ostzone, die eine der west-
deutschen Parteien gründen wollen.“ In
Bitterfeld waren somit auch die deut-
schen Kriegsgefangenen in der Sowjet-
union nicht vergessen worden.

Von Semjonow erbat das Streikkomi-
tee, „den Ausnahmezustand in Berlin
und alle Maßnahmen, die gegen die Ar-
beiterschaft gerichtet sind, sofort aufzu-
heben, damit wir Deutsche wirklich den
Glauben in uns behalten können, dass Sie
tatsächlich der Vertreter einer Werktäti-
gen-Regierung, ein Freund des Friedens
und der Völkerverständigung sind“.
Knabe schreibt, „das Komitee verlangte –
und erhielt – von den Empfängern förm-
liche Empfangsbestätigungen für die tele-
grafisch übermittelten Schreiben“. Dies
sind Dokumente freier Bürger, die sich in
ihrem Selbstbewusstsein vom Joch der
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kommunistischen Diktatur befreit hatten
und der sowjetischen Besatzungsmacht
in diesem Selbstverständnis gegenüber-
traten und von ihr die Achtung des
Selbstbestimmungsrechtes der Deut-
schen einforderten. Als am Nachmittag
die sowjetischen Truppen und Kaser-
nierte Volkspolizei in die Stadt einrück-
ten, rief das Streikkomitee die Bitterfelder
gleichwohl auf, die Besatzungsmacht zu
respektieren, um Blutvergießen zu ver-
meiden. Es war der Moment der Ohn-
macht gegenüber der gepanzerten impe-
rialen Macht der Sowjetunion, die, auf
ihre Siegerrechte pochend, weder Demo-
kratie noch Selbstbestimmung in ihrem
Vorfeld duldete. Es war dieser Moment
ohnmächtigen Zorns in Bitterfeld, der
sich drei Jahre später in Budapest und
1968 in Prag wiederholen sollte.

Einige Mitglieder des Streikkomitees
konnten noch nach Westberlin flüchten.
Die anderen wurden verhaftet. Knabe
hierzu: „Das Mitglied der Bitterfelder
Streikleitung Striebel nahm sich im Poli-
zeigefängnis das Leben, Paul Othmar
wurde wegen ,Boykotthetze‘ und ,fa-
schistischer Provokation‘ zu zwölf Jahren
Zuchthaus verurteilt. Weil er auch im Ge-
fängnis der Auffassung blieb, zu Unrecht
bestraft worden zu sein, musste er die
Strafe fast vollständig absitzen und kam
erst 1964 wegen seiner schweren Krank-
heit frei.“ Eine Ausreise in den Westen
wurde ihm 1965 verweigert, er starb 1969.

Der Ausnahmezustand
Das Charakteristikum des 17. Juni selbst
war eine doppelte, gegeneinander lau-
fende Wellenbewegung. Die eine Welle
war jene sich ausbreitende Volkserhe-
bung, die die örtlichen Strukturen der
SED-Diktatur außer Funktion setzte und
ihre Kader und Funktionäre voller Angst
zurückweichen ließ. Die Gegenwelle, sie
erwies sich als stärker, war das Eingreifen
der sowjetischen Besatzungsmacht. Es
begann mit einer Bitte der SED in der

Nacht zum 17. Juni. Semjonow und der
Oberkommandierende der Gruppe der
sowjetischen Streitkräfte in Deutschland
(GSSD), Marschall Andrej A. Gretschko,
trafen sich mit Ulbricht, Grotewohl, Wil-
helm Zaisser, Minister für Staatssicher-
heit, und Herrnstadt, um über Siche-
rungsmaßnahmen in der Vier-Sektoren-
Stadt Berlin zu sprechen. Die SED bat da-
rum, 450 sowjetische Soldaten in der
Innenstadt zu stationieren, um die Sekto-
rengrenze zu sichern. Elke Scherstjanoi
hat das Wirken des Hohen Kommissars
Semjonow vor und am 17. Juni unter-
sucht. Sie kommt zu dem Schluss, dass
man sich frühestens in derselben Nacht in
Moskau „für eine rasche Machtdemon-
stration“ entschloss. Dem entspräche das
Drängen des Verteidigungsministers Bul-
ganin gegenüber seinem Oberbefehlsha-
ber Gretschko am Morgen des 17. Juni,
Panzer zur Niederschlagung der De-
monstrationen auffahren zu lassen. Es
ging um massive Einschüchterung der
Bevölkerung, in Berlin bekam dies die
Welt eindrucksvoll vorgeführt: 600 T-34-
Panzer „befreiten“ erneut die Stadt. Die
Wahrnehmung des britischen Stadtkom-
mandanten in Berlin konzentrierte sich an
diesem Tag auf eine Frage: Haben die
Sowjets über die Machtsicherung in ih-
rem Sektor von Berlin hinaus aggressive
Absichten gegenüber Westberlin? Die
Wiederherstellung von „Ruhe und Ord-
nung“ im sowjetischen Sektor nahmen
die Westmächte hin und taten alles, um
die angespannte Lage nicht zu verschär-
fen.

Das SED-Politbüro war am Morgen des
17. Juni von Semjonow nach Karlshorst
einbestellt worden. Im Binnenverhältnis
zur SED übernahm nun die sowjetische
Besatzungsmacht offen das Kommando,
und die Behandlung der SED-Führung be-
wegte sich zwischen Internierung und
vorsorglichem Schutz der deutschen Ka-
der vor dem Zorn ihres Staatsvolkes.
Herrnstadt hat die Situation festgehalten.
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Ulbricht und die anderen standen im Zim-
mer des Hohen Kommissars „überflüssig
herum“, und Herrnstadt fühlte sich in ei-
ner ähnlichen Situation wie während des
Krieges in der politischen Hauptverwal-
tung der sowjetischen Streitkräfte, „als die
Sowjetunion für uns focht. Nur befanden
wir uns jetzt in Berlin, in unserer eigenen
Hauptstadt. Nur waren seitdem zehn
Jahre vergangen. Ich dachte, was mögen
jetzt die anderen deutschen Genossen,
was mag Ulbricht denken.“

Unter Vorsitz von Semjonow und sei-
nem Stellvertreter Pawel F. Judin tagte die
SED-Führung. Es wurde beschlossen,
dass ein Teil der Politbüro-Mitglieder in
die Zentren der Erhebung geschickt wer-
den sollte, Grotewohl, Ulbricht, Zaisser
und Herrnstadt sollten in Karlshorst blei-
ben. Wichtig war an dieser Entscheidung,
dass der Hohe Kommissar es vermied, der
SED-Führung gegenüber ihrem Staats-
volk das Gesicht zu nehmen. Öffentlich
sollte der SED nicht das Verdienst ge-
nommen werden, die „faschistische Pro-
vokation“ niedergeschlagen zu haben.
Aber Herr über den Ausnahmezustand
war natürlich die sowjetische Führung,
und sie setzte dieses Mittel ein. Herrnstadt
erinnert sich, dass Semjonow gegen 12 Uhr
die SED-Kader informierte: „Moskau hat
die Verhängung des Ausnahmezustandes
ab 1 Uhr mittags angeordnet. Jetzt ist der
Spuk sehr schnell vorbei. Ein paar Minu-
ten nach 1 Uhr ist die ganze Sache erle-
digt.“

Der Hohe Kommissar sollte sich irren.
Trotz des Ausnahmezustandes gingen
Streiks und Demonstrationen am 18. Juni
weiter. Besonders wichtig waren die
Streiks in den Werften von Warnemünde,
Rostock und Stralsund. Erst als die sowje-
tische Armee den Ausnahmezustand ver-
hängte und ihn auch mithilfe von Stand-
gerichten exekutierte, funktionierten die
Sicherheitsorgane der DDR wieder. Der
Ton wurde gewalttätig. In Halle erließ Be-
zirks-Polizeichef Zaspel um 14.15 Uhr den

Befehl: „1. Die wesentlichen Objekte wie
Volkspolizeiämter, Strafvollzugsanstalt,
SED-Kreisleitungen, Räte der Kreise [. . .]
sind unter allen Umständen zu sichern. 2.
Die Benutzung der Schusswaffe bei Ab-
wehrhandlungen ist ab sofort erlaubt.“ Im
Zusammenhang mit den Auseinanderset-
zungen um die versuchte Gefangenenbe-
freiung am Zuchthaus in Halle wurde ge-
schossen. Als einige Demonstranten die
Polizeikette angriffen, so schreibt Hans-
Peter Löhn in seiner Untersuchung über
den Volksaufstand in Halle an der Saale,
„erschallte der Befehl ,Feuer!‘, und die
Volkspolizisten schossen in die Menge.
Drei Demonstranten blieben tödlich ge-
troffen auf dem Pflaster liegen, andere er-
litten Schussverletzungen.“ In Panik floh
die Menge.

Als der Leiter der Leipziger Bezirks-
verwaltung des MfS, Kurt Rummler, der
MfS-Zentrale einen Lagebericht gab, be-
kam er von Rudolf Gutsche eine unmiss-
verständliche Anweisung, wie die Stasi-
Dienststelle zu sichern ist. Knabe zitiert
die Aktennotiz: „Genosse Gutsche teilte
mit, dass bei der Verteidigung unserer
Häuser rücksichtslos von der Schuss-
waffe Gebrauch zu machen ist. Unter kei-
nen Umständen darf ein Objekt aufgege-
ben werden! Die ersten Rädelsführer und
Hetzer sind von Operativgruppen festzu-
nehmen, auch dort unter Anwendung –
wenn nicht anders möglich – der Schuss-
waffe.“ In der internen Analyse kam der
SED-Apparat zu der Erkenntnis: „Es ge-
lang am 17. und 18. 6. in der Regel erst
nach dem Eingreifen der sowjetischen
Einheiten, Ruhe und Ordnung wieder-
herzustellen und die Arbeitsaufnahme zu
erreichen . . . Das entschlossene Vorgehen
der sowjetischen Einheiten zerschlug die
faschistische Provokation und brachte die
Menschen von der Straße.“

Schuldfrage und Selbstständigkeit
Nachdem die Sowjetunion mit militäri-
schen Mitteln den deutschen Teilstaat in
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ihrem Imperium gesichert hatte, über-
nahm die SED wieder die Regierungsge-
schäfte in einer gründlich veränderten
Konstellation. Nun besaß die SED die
notwendige Planungssicherheit für den
„Neuen Kurs“ zum Sozialismus in der
DDR. In den Erklärungsmustern, die die
Partei für die ungeplante Einmischung
des Volkes in seine eigenen Angelegen-
heiten formulierte, ging es sowohl um die
Schuldigen als auch um die Antwort auf
die Frage, wieso die Volkserhebung ge-
schehen konnte. Ebenso vordringlich war
die Begründung für die Eigenständigkeit
der DDR. Dies galt nicht nur gegenüber
der Bundesrepublik, sondern auch ge-
genüber der Sowjetunion, wie insbeson-
dere am 20. Juni in Karlshorst in einer Be-
sprechung deutlich wurde, an der von
sowjetischer Seite Semjonow, der Gene-
ralstabschef der sowjetischen Armee,
Marschall Wassilij D. Sokolowski, und
auf deutscher Seite Ulbricht, Grotewohl,
Zaisser, Heinrich Rau und Herrnstadt
teilnahmen. Er hat diese Debatte festge-
halten, in der es um die politische Verant-
wortung für die Volkserhebung ging.
Semjonow, dem diese Frage von der sow-
jetischen Führung offenbar ebenfalls ge-
stellt wurde, fragte nun seine deutschen
Gesprächspartner, Verantwortung ab-
wälzend, ob ihr Platz jetzt nicht in den Be-
trieben sei, wie dies in der Sowjetunion
Lenin und Stalin immer getan hätten, um
von dort solche Krisen zu lösen. „Ulbricht
erwiderte grob, aber der Sache nach völ-
lig richtig. ,Sie haben uns ja selber verbo-
ten, in die Betriebe zu gehen!‘ Semjonow
erwiderte gekränkt: ,So darf man nicht ar-
gumentieren, Gen[osse], das wissen Sie
selbst. Mein Verbot bezog sich auf den
17.‘ Marschall Sokolowski wollte unsere
Lage erleichtern, verschlimmerte sie aber.
Er sagte sanft (w): ,Die deutschen Genos-
sen sind wahrscheinlich etwas erschro-
cken durch die Plötzlichkeit der ganzen
Sache.‘ Mit Bezug darauf sagte Ulbricht,
als wir weggingen: ,Jetzt sollen sie mir

noch einmal kommen mit Vorschriften
über mein Verhalten! Jetzt mach ich das,
was ich für richtig halte!‘“

Die Betriebe betrat die SED-Führung
erst, nachdem sie mit der 14. Tagung des
ZK am 21. Juni die verlorene Initiative zu-
rückgewonnen hatte und die Sprachrege-
lung über den Charakter des „faschisti-
schen Putsches“ systematisiert war. In
der Führungsauseinandersetzung fielen
im SED-Politbüro die Würfel zugunsten
Ulbrichts, das ZK der KPdSU stärkte ihm
demonstrativ den Rücken. Am 30. Juni
standen seine Glückwünsche zu Ul-
brichts 60. Geburtstag in der Prawda.

Im Sommer brachte die sowjetische
Führung die Stabilisierung der DDR in
Einklang mit ihrer Deutschlandpolitik ge-
genüber den Westmächten. Sie rückte von
der bislang vertretenen Position der Ein-
staatlichkeit Deutschlands ab. Mitte Juli
1953 schlugen die Außenminister der drei
Westmächte der Sowjetunion eine Konfe-
renz über die Lösung des Deutschland-
problems vor. In ihrer Antwort betonte die
Sowjetunion die Notwendigkeit, in die
Verhandlungen über einen Friedensver-
trag nun die „bestehenden Regierungen“
beider deutscher Staaten einzubeziehen.
Diese Abkoppelung eines Friedensvertra-
ges von der staatlichen Einheit bedeutete
die Festschreibung der Selbstständigkeit
der DDR. Die demonstrative Unterstrei-
chung der Eigenstaatlichkeit der DDR ver-
band die Sowjetunion mit einer drasti-
schen Absenkung der Besatzungskosten
und der Aufgabe ihrer Reparationsent-
nahmen aus der DDR-Produktion ab Ja-
nuar 1954. Der Uran-Bergbau, unver-
zichtbar für das sowjetische Atomwaffen-
programm, wurde in eine sowjetisch-
deutsche Aktiengesellschaft umgewan-
delt. In den Verhandlungen zwischen den
Regierungen der Sowjetunion und der
DDR im August 1953 im Kreml betonte der
Außenhandelsminister Anastas J. Miko-
jan ausdrücklich die Bedeutung, die Wis-
mut „für die Sicherung der Verteidigung
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nicht nur der Sowjetunion, sondern auch
für die DDR hat“. Die in sowjetischem Be-
sitz befindlichen Betriebe wie Leuna wur-
den an die DDR übereignet.

Aber das Trauma des 17. Juni war trotz
allem tief in die DDR-Spitze eingedrun-
gen und wirkte als Menetekel bis 1989,
wie zwei Beispiele zeigen: 1953 war Erich
Honecker Vorsitzender der FDJ, 1980 als
SED-Generalsekretär war er in Moskau
damit befasst, an einer Lösung der polni-
schen Krise mitzuwirken. Das SED-Polit-
büro beschloss am 2. Dezember förmlich
seine Rede für das Treffen der Partei- und
Staatschefs in Moskau am 5. Dezember.
Die SED setzte auf eine gewaltsame Lö-
sung, die eine militärische Intervention in
Polen nicht ausschloss: „Wenn die Arbei-
ter- und Bauern-Macht auf dem Spiel
steht, wenn sie vor konterrevolutionären
Kräften geschützt werden muss, die ent-
schlossen sind, aufs Ganze zu gehen,
dann bleibt keine andere Wahl als der
Einsatz der Machtorgane des Arbeiter-
und-Bauern-Staates. Das sind unsere Er-
fahrungen aus dem Jahre 1953. Das zei-
gen die Ereignisse von 1956 in Ungarn,
über die Genosse Kadar sprach, und von
1968 in der CSSR.“

Erich Mielke war 1953 Staatssekretär
im Ministerium für Staatssicherheit. Am
31. August 1989 fragte er als Minister in
einer Dienstbesprechung seine Generäle:
„Ist es so, dass morgen der 17. Juni aus-
bricht?“

Die Abrechnung
Das Staunen über den Aufstand für De-
mokratie und Selbstbestimmung in der
Ostzone wich dem Entsetzen über die Ab-
rechnung der SED mit denen, die sie für
„Rädelsführer“ hielt. Die sowjetische Be-
satzungsmacht setzte den Ausnahmezu-
stand mithilfe von Standrecht durch.
Sowjetische Militärtribunale verhängten
zwischen dem 17. und 22. Juni vermutlich
18 Todesurteile, die sofort vollstreckt
wurden. In der ersten Bilanz des Einsat-

zes der sowjetischen Streitkräfte berichtet
Marschall Gretschkow nach Moskau,
dass insgesamt 84 Menschen getötet oder
verletzt worden seien. Später meldete er
50 Tote und 294 verletzte Demonstranten,
33 Personen seien durch sowjetische
Truppen und 17 durch Staatsorgane der
DDR ums Leben gekommen. Nach 1990
präsentierte die Zentrale Ermittlungs-
stelle für Regierungs- und Vereinigungs-
kriminalität höhere Zahlen. Sie ging nun
von mindestens 125 Toten aus. 368 Men-
schen wurden nach Angaben der Volks-
polizei verletzt, 86 davon schwer. Am 18.
Juni befahl Mielke dem MfS: „Die beson-
dere Lage erfordert ein energisches Han-
deln, deshalb Hetzer, Saboteure, Rädels-
führer und Provokateure sofort festneh-
men.“ Einen Tag später präzisierte er:
„Wo Ausnahmezustand verhängt, sind
Streikleitungen, die Streiks organisiert
haben, a) unter Losungen: ,Nieder mit der
Regierung, nieder mit der SED‘ ohne vor-
herige Prüfung [. . .] festzunehmen.“ Dies
galt auch für Streikleitungen, die sich
nach Verhängung des Ausnahmezustan-
des bildeten. Die Untersuchungsgefäng-
nisse füllten sich. Knabe erwähnt insge-
samt „13 000 Verhaftungen“, die von ost-
deutschen Sicherheitsorganen bis zum 1.
August vorgenommen wurden. Allein in
Ostberlin wurden am 17. Juni und an den
folgenden Tagen nach Angaben der
Hauptverwaltung der Deutschen Volks-
polizei 2241 Personen festgenommen.
Volker Koop, der sich in seinem Buch
über den 17. Juni besonders auf diese Ak-
ten stützt, zieht den Schluss, dass es „na-
hezu unmöglich“ ist, exakte Zahlen über
die Opfer des Volksaufstandes zu nen-
nen. (Siehe hierzu auch den Essay von
Volker Koop, Die Politische Meinung, Nr.
403, Juni 2003.) „Zu unterschiedlich sind
die Angaben von Volkspolizei und dem
Ministerium für Staatssicherheit“, zumal
bedacht werden muss, dass es vielen Be-
drohten gelang, in den Westen zu fliehen.
Exakter sind die Angaben der DDR-Jus-

Manfred Wilke
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tiz. Hilde Benjamin, Justizministerin der
DDR, vermeldete Ende Januar 1954, dass
bereits 1526 Personen verurteilt waren:
Zwei bekamen die Todesstrafe, drei le-
benslänglich Zuchthaus. Dreizehn Ange-
klagte wurden zu zehn bis fünfzehn Jah-
ren, 99 zu fünf bis zehn Jahren Gefängnis
verurteilt. 824 Angeklagte erhielten Stra-
fen von einem bis zu fünf Jahren, wäh-
rend bei 546 Angeklagten die Strafe maxi-
mal ein Jahr betrug. Anhängig waren
noch 123 Strafverfahren, auch das der
Streikführer von der Stalinallee.

Ein Wandel im Deutschlandbild
Die Repression in der DDR war der
Hintergrund für den Schwur, den
Bundeskanzler Konrad Adenauer bei der
Trauerfeier für Berliner Opfer am 23. Juni
1953, die in Westberlin ein Staatsbegräb-
nis erhielten, ablegte: „Wie ein Fanal wird
dieser Aufstand wirken, bei uns in
Deutschland und in der ganzen Welt, wie
ein Fanal, das zeigt, dass Gewalt unseren
Willen zur Freiheit nicht zu brechen ver-
mag. Neben die Trauer, neben das Mitleid
tritt der Stolz auf diese Helden der Frei-
heit, der Stolz auf alle, die sich auflehnten
gegen diese seit nunmehr acht Jahren
währende Sklaverei. Das ganze deutsche
Volk hinter dem Eisernen Vorhang ruft
uns zu, es nicht zu vergessen, und wir
schwören ihm in dieser feierlichen
Stunde: Wir werden es nicht vergessen.
Wir werden nicht ruhen, und wir werden
nicht rasten – diesen Schwur lege ich ab
für das gesamte deutsche Volk –, bis auch
sie wieder Freiheit haben, bis ganz
Deutschland wieder vereint ist in Frieden
und Freiheit.“

Die Zeitgenossen hatten ein tiefes
Empfinden für die historische Zäsur, die
diese Volkserhebung gegen ein kommu-
nistisches Regime bedeutete. Ein Bann
war gebrochen. Der Glaube der Kommu-
nisten an die Allmacht des sowjetischen
Totalitarismus, der mit rücksichtslosem
Terror Schritt für Schritt seine Ziele

durchsetzt, wurde erschüttert. Auf ein-
mal zeigte sich: Dieses äußerlich monoli-
thische System kannte Krisen, die Men-
schen in der sozialistischen Gesellschaft
waren keine willenlosen Sklaven, und so
waren Veränderungen möglich. Der ame-
rikanische Präsident Dwight D. Eisenho-
wer brachte genau das in seinem Schrei-
ben an Bundeskanzler Adenauer im Juni
1953 zum Ausdruck: „Große historische
Entwicklungen wie die letzten antikom-
munistischen Demonstrationen in Berlin
und Ostdeutschland sind selten auf eine
einzige Ursache zurückzuführen. Den-
noch bin ich fest davon überzeugt, dass
künftige Geschichtsschreiber bei einer
Analyse der Ursachen, die zur Auflösung
des kommunistischen Weltreiches ge-
führt haben, diese tapferen Ostdeutschen,
die es gewagt haben, sich gegen die Ka-
nonen der Tyrannei mit nackten Händen
und starken Herzen zu erheben, mit als
Haupturheber hervorheben werden.“
Zugegeben, der amerikanische Präsident
bemühte das Prinzip Hoffnung, aber er
signalisierte auch, dass sich mit diesen
Tagen im Juni das Bild der Deutschen in
der Welt acht Jahre nach dem Krieg ver-
änderte. Der niederländische Historiker
Jacco Pekelder hat zum Beispiel in seiner
Studie über die „Niederlande und die
DDR“ diesen Wandel festgehalten. Der
Aufstand in Berlin und in Ostdeutschland
wurde „mit dem Amsterdamer Februar-
streik von 1941“ gegen die deutsche Be-
satzung verglichen. Im Kommentar eines
sozialdemokratischen Abgeordneten zu
dem Ereignis „wimmelte es von Assozia-
tionen mit der Nazizeit“. Es war die Rede
von „Kommunistischer Gestapo“, „So-
wjet-Konzentrationslagern“, und die
SED-Aktivisten wurden als „Quislinge“,
„Kollaborateure“ und als „Knechte der
Sowjetunion“ betitelt. Gemeinsam mit
den „Sowjetautoritäten seien sie ,kommu-
nistische Unterdrücker und Leuteschin-
der’ sowie ,Rote Nazis‘“. Als Berliner
Bundestagsabgeordneter sprach Willy
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Brandt in der Debatte zur deutschen
Außenpolitik am 1. Juli 1953 im Parla-
ment. Er sah in diesem Wandel des Bildes
der Deutschen in der Weltöffentlichkeit
ein entscheidendes Ergebnis der Volkser-
hebung für die Zukunft: „Die Ereignisse
in der Zone haben ein weltweites Echo ge-
funden. Wir haben lesen können, dass
diese Ereignisse für die Stellung Deutsch-
lands für das Vertrauen zu den demokra-
tischen Kräften in unserem Volk mehr be-
deutet hätten als alle Schritte der Bundes-
regierung zusammengenommen [. . .] Das

Geschehen um den 17. Juni – das kann
heute und hier nicht stark genug unter-
strichen werden – hat den unerschütter-
lichen Willen der breiten, tragenden
Schichten unseres Volkes zum Ausdruck
gebracht, sich nicht auf die Dauer mit der
willkürlichen Spaltung unseres Landes
und unseres Volkes abzufinden. Sie sind
gewiss nicht für die Einheit unter bol-
schewistischem Vorzeichen, aber mit
ganzer Leidenschaft und mit letzter Hin-
gabe für die Einheit unter freiheitlichem
Vorzeichen.“

Manfred Wilke
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Die ungarische Verfassung (Grundgesetz) wurde mit der Zweidrittelmehrheit der 
Regierungskoalition FIDESZ und KDNP verabschiedet und zu Beginn des Jahres 
2012 trat in Kraft. Verfassungstext und der Prozess der Verfassungsgebung sind 
seitdem Gegenstand eines kritischen Diskurses im Land und auf europäischer 
Ebene. Die vierte Verfassungsänderung, die am 11. März im Parlament 
verabschiedet wurde, hat erneut zu einer intensiven Auseinandersetzung mit 
verfassungsrechtlichen Fragen geführt. 
Vor diesem Hintergrund unterstützte die Konrad-Adenauer-Stiftung einen 
internationalen Gedankenaustausch der József-Károlyi-Stiftung von 
Verfassungsexperten zu dem Thema: „Warum bedarf es eine Verfassung? 
Zwischen nationalen Besonderheiten und europäischen Konsensus“ 
 
Eröffnet wurde die Konferenz von dem ungarischen Außenminister János 
Martonyi. Er beschrieb die Notwendigkeit der Verfassungsreform, da sich die 
bisherige Rechtslage im Wesentlichen auf der „stalinistischen Verfassung” von 
1949 stütze. Darüber hinaus betonte er, dass der umstrittene Artikel 19 die 
Interpretationsmöglichkeiten des Verfassungsgerichts ausweiten und nicht, wie 
oft in der Presse zu lesen wäre, diese einschränke. Fakt ist, dass die 
Verfassungsrichter die bisherigen Urteile des höchsten Gerichtes sehr wohl als 
Grundlage ihrer Entscheidungshilfe anwenden können, dies aber nicht müssen. 
Grundlage ihrer Urteile sollte die neue Verfassung sein. 
 
An der Veranstaltung nahmen unter anderen Jacques Barrot, Mitglied des 
französischen Verfassungsrates, („Die europäische Sicht im Hinblick auf die 
nationalen Besonderheiten“); László Trócsányi, ungarischer Botschafter in Paris, 
(„Die Generationen von nationalen Verfassungen und das ungarische 
Grundgesetz“); László Salamon, Abgeordneter der ungarischen 
Nationalversammlung, („Die Antworten des ungarischen Grundgesetzes an die 
Herausforderungen des XXI. Jahrhunderts“), József Szájer, Abgeordneter im 
Europäischen Parlament („Das neue ungarische Grundgesetz und Europa“) teil.   
 
Thorsten Geissler, Leiter des Rechtsstaatsprogramms Südosteuropa der Konrad-
Adenauer-Stiftung, informierte über die Geschichte und Grundwerte des 
Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland.  
 
Der Gedankenaustausch zeichnete sich durch eine sehr offene und teilweise sehr 
kritische Diskussion aus. Die Verfassungsentwicklung in Ungarn ist keineswegs 
abgeschlossen. Sie wird auch weiterhin im Lande und auch im Rahmen der 
europäischen Institutionen zu einer kontroversen Auseinandersetzung führen. 
 
Die Konrad-Adenauer-Stiftung will sich auch weiterhin an diesem Prozess sach- 
und themenorientiert intensiv beteiligen. 



Kulturpolitische Korrespondenz 

1333 | 25.06.2013 

Lesen und reden statt bloggen und talken 

Die Adenauer-Stiftung fragt in Pressburg/Bratislawa nach Gründen der 
„niveauvollen Ratlosigkeit“ im Labyrinth Europa 

Von Jean Monnet wird das Wort 
überliefert, er würde mit der Kultur 
anfangen, hätte er noch einmal die 
Chance, mit der europäischen Einigung 
zu beginnen. Nun befasst sich die 
Konrad-Adenauer-Stiftung, von der hier 
die Rede sein soll, seit ihrer Gründung 
1964 mit der europäischen Einigung, hat 
nach 1990 in allen mittelosteuropäischen 
Hauptstädten Kontaktbüros eröffnet und 
mit der beratenden Begleitung dieser 
Länder vor und nach deren Beitritt zur 
EU viel Wichtiges geleistet. 

Damit nicht genug: Seit zwei Jahren 
ergänzt die Stiftung ihre politische Arbeit 
durch ein außergewöhnliches 
kulturpolitisches Engagement. Ihr 
inzwischen europaweit renommierter, 
jährlich vergebener Literaturpreis, den 
seit 1993 so bedeutende Autoren wie 
Sarah Kirsch (1993), Walter Kempowski 
(1994), Hilde Domin (1995), Herta 
Müller (2004), Daniel Kehlmann (2006), 
Uwe Tellkamp (2009), Louis Begley 
(2000) und Cees Noteboom (2010) 
erhalten haben, wird im Juni 2013 – wie 
immer in Weimar – dem Büchner-
Preisträger Martin Mosebach verliehen. 

 

 

Die seit 2001 alle zwei Jahre 
stattfindenden Europäischen 
Literaturgespräche, die bisher in Prag, 
Danzig, Budapest, Riga, Hermannstadt 
und Tallinn stattgefunden haben, führten 
im Mai 2013 in Preßburg/Bratislava über 
sechzig Wissenschaftler, Politiker, 
Schriftsteller, Journalisten und Studenten 
aus sechzehn Ländern unter dem Thema 
„Brücken bauen in Europa“ für drei Tage 
in der slowakischen Hauptstadt 
zusammen. 

Zu verdanken ist diese einmalige 
Leistung der Kölner 
Literaturwissenschaftlerin Birgit Lermen, 
die als Vorsitzende der Jury des 
Literaturpreises und als konzeptioneller 
Geist der Literaturgespräche den 
früheren Ministerpräsidenten des 
Freistaates Thüringen, Bernhard Vogel, 
für ihre Ideen gewinnen und so die 
Unterstützung der Stiftung sichern 
konnte. Literaturpreis und Europäische 
Literaturgespräche bilden eine Symbiose 
von nationalen Gesprächsdimensionen 
und europäischer Perspektive, wie sie 
nur selten in dieser Intensität und auf 
solchem Niveau anzutreffen sind. 

Die Literaturgespräche widmen sich 
traditionell dem Thema „Literatur, Werte 
und Europäische Identität“, das unter 
dem Leitmotiv „Brücken bauen in 
Europa“ jeweils durch die Charakteristik 
des Tagungsortes seine spezielle 
Färbung erhält. In seiner Einführung 
bezeichnete der Münchner Germanist 
Oliver Jahraus Europa als geopolitisches 
„Brückenbauprojekt“, die Konrad-
Adenauer-Stiftung als Brücke zwischen 
Politik und Wissenschaft und die 
Kernfelder der Tagung – Erinnerung, 
Werte, Bildung, Identität – als 
Brückenaufgabe. Die vier Lesungen an 
zwei Abenden: Ilma Rakusa und Andreas 
H. Apelt zum Thema 



„Interkulturalität“ sowie Irena Brežná 
und Susanne Schädlich über „Biographie 
und Nation“, dienten der Verbindung 
dieser Felder. 

Vorausgeschickt werden muss, dass die 
Vielseitigkeit der Vorträge und 
Gespräche und die Spannweite der 
thematischen Horizonte mit dem Begriff 
der Interdisziplinarität nur angedeutet 
werden können. Damit ist aber zugleich 
gesagt, dass Literatur eben nicht 
eingrenzbar und der Auftrag, Brücken zu 
bauen, ein immerwährender ist. Im 
Labyrinth von Geschichte und Erinnerung, 
Wertevergewisserung im offenen 
Bildungsdiskurs und europäischer 
Identität angesichts der Eurokrise konnte 
man schon hin und wieder den Faden 
verlieren, zumal die Lesungen weitere, 
nicht nur harmonische, 
„Kopfkonzerte“ (Ilma Rakusa) zum 
Klingen brachten. 

 

Man tagte, nachdem die Eröffnung mit 
dem Festakt „20 Jahre Konrad-
Adenauer-Stiftung in Bratislava“ und 
einer Rede des Bundestagspräsidenten 
Norbert Lammert im Alten Parlament 
stattgefunden hatte, im Spiegelsaal des 
Primatialpalais. An diesem Ort wurde, 
darauf wies der Innsbrucker Historiker 
Johann Holzner hin, nach der 
vernichtenden Niederlage der 
Österreicher in der Schlacht bei 
Austerlitz im Dezember 1805 der Friede 
von Preßburg ausgehandelt, an den eine 
Gedenktafel im Innenhof des Palastes 
erinnert. Dieser Friede führte im 
Folgejahr zur Gründung des Rheinbundes 

und zur Auflösung des Heiligen 
Römischen Reiches durch Kaiser Franz 
II., eine belastete europäische 
Erinnerung. 

Hundert Jahre später hinterließen die 
Pariser Vorortverträge nach dem Ersten 
Weltkrieg Regionen in Mitteleuropa, die 
auch heute noch lange keinen Frieden 
haben, wie die slowakische 
Literaturwissenschaftlerin Dagmar 
Koštálová betonte. Alle zwanzig Jahre 
habe der totale Wechsel seitdem bis 
heute zu kulturellen Selbstmorden 
geführt; man sei geteilt, ohne bei sich 
anzukommen. Und man sei skeptisch in 
der Frage, was aus Europa wird. Dieses 
müsse im Ganzen eine Lösung finden, 
die Slowaken auch. Die slowakische 
Ratlosigkeit bedrücke, erklärte Birgit 
Lermen. Literatur sei ein Seismograph, 
und der zeige – wie auch der Karlspreis 
in Aachen – Richtung Europa und gegen 
Nationalismen. Norbert Lammert wies 
darauf hin, dass Literatur Zweifel 
formulieren könne, nur mit Musik könne 
man träumen. Die Enttäuschung wegen 
der enormen Umbrüche nach 1989 sei 
verständlich, aber Europa sei ein 
vorbildlicher Knotenpunkt für eine die 
nationalen Befindlichkeiten 
transzendierende Identität. 

 

Dem entspreche aber, so der Berliner 
Kulturwissenschaftler Erhard Schütz, 
kein „europäisches Narrativ“. Auf die 
Frage, wem die Geschichte gehöre, 
antwortete er mit einem Satz des 
diesjährigen Usedomer 
Literaturpreisträgers Jan Koneffke: „Ich 
denke, das große europäische Narrativ 
kann sich nicht aus einer, sondern nur 
aus vielen lebendigen europäischen 
Geschichten entwickeln.“ Schütz verwies 
auf Ivo Andrics „Brücke über die 
Drina“ und Michal Hvoreckys „Tod auf 
der Donau“, um dann auf eine „Literatur 



des Unterwegs“ aufmerksam zu machen, 
für die er als Beispiele Julian Heuns 
„Strawberry Fields Berlin“, Tobias 
Lemkuhls „Land ohne Eile – Ein Sommer 
in Masuren“, Wolfgang Büschers „Berlin 
– Moskau. Eine Reise zu Fuß“, Florian 
Klenks „Früher war hier das Ende der 
Welt“ und Karl-Markus Gauß’ „Die 
versprengten Deutschen. Unterwegs in 
Litauen, durch die Zips und am 
Schwarzen Meer“ neben anderen Titeln 
nannte. 

Die aus dem norwegischen Bergen 
angereiste Germanistin Beatrice 
Sandberg unterschied hinsichtlich dieser 
Werke, auch mit Bezug auf Uwe 
Tellkamps Roman „Der Turm“, zwischen 
Autobiographien und 
autobiographischem Schreiben, in dem 
die Erfahrungen eines Autors und die 
Differenz zu diesen Erfahrungen, also die 
kritische Distanz zum Eigenen Gestalt 
und Form gewinnen, in einer Paradoxie 
landen: Die Entfernung führe zur 
Annäherung, Erinnern und Vergessen im 
schreibenden Wiedererinnern. 

Den von Paul Nolte, dem Berliner 
Präsidenten der Evangelischen Akademie, 
unter der Frage „Werte 
heute?“ vorgeschlagenen Weg von 
essentialistischen zu prozeduralen 
Werten in Mitteleuropa mit der These, 
der Begriff „wertkonservativ“ ergebe 
heute keinen Sinn mehr, wollte die 
Mehrheit der Gesprächsrunde nicht 
mitgehen. Dass Politik kein Vollzug von 
Werten, sondern ausschließlich Ergebnis 
von Diskursen, und dass Religion auch 
nur ein Anbieter im Wettbewerb der 
Meinungen sei, erhebe zur Norm lediglich 
die tägliche orientierungs- und ankerlose 
Talkshow-Gesellschaft, die keine 
immateriellen Werte kenne und auch 
nicht befördere. Der Lissaboner 
Literaturwissenschaftler Peter Hanenberg 
hielt dem die Literatur als Wertekompass 
und Echolot entgegen. Sie sei selbst der 
Wert, auf den es ankomme. Wenn sie 
gelesen werde, müsse man sich um 
Europa keine Sorgen machen. Birgit 
Lermen unterstützte diese Haltung mit 
dem Hinweis auf Zeugnisse von Dachau-
Überlebenden und die Bedeutung der 
Gedichte etwa von Peter Huchel in der 
DDR. Literatur sei sicher kein 
Religionsersatz, aber eine Brücke dahin, 

wie auch Herta Müller im Aachener Dom 
ausgeführt habe. 

Diese Position ergänzte der Budapester 
Literaturwissenschaftler Péter Varga mit 
bildungspolitischen Überlegungen. 
Gestützt auf Lajos Hatvany („Urak és 
emberek“ 1927, dt. „Bondy jr.“ 1929) 
und Sándor Márai („Bekenntnisse eines 
Bürgers“, 1996), zeichnete er ein 
faszinierendes Bild deutscher Kultur in 
den Regionen östlich von Berlin, deren 
Eintritt in die europäische Kultur gerade 
auch über das gebildete Judentum im 
Energiefeld Berlin, Galizien, Budapest, 
Wien mit Deutsch als Metasprache 
gelang. Hier gabe es einen freien 
Kommunikationsraum, dessen Offenheit 
durch die Diktaturen des 20. 
Jahrhunderts und den Zweiten Weltkrieg 
zerstört, geschlossen und im wahrsten 
Sinne „eingegrenzt“ wurde. Im Westen 
wurde die Bildungsferne der 
Wissenseliten durch den Trend zum 
Spezialistentum in der Wissens- und 
Funktionsgesellschaft gefördert. 

Während vor hundert Jahren Bildung und 
Wissenschaft noch als Einheit verstanden 
wurden und zum wissenschaftlichen 
Lebensentwurf gehörten, bedeute heute, 
wie die Zürcher 
Literaturwissenschaftlerin Barbara 
Naumann ausführte, der demokratische 
Zugang zu Bildungseinrichtungen nur 
mehr einen Zugang zu Funktionen. Ihr 
Kölner Kollege Günter Blamberger 
ergänzte, Literatur sei deswegen als 
zweckfreies Einüben in fremde 
Denkweisen und Reflexion von 
Wissensbeständen nicht nur 
bildungsrelevant, sondern für Bildung 
konstitutiv, zumal in deutscher Sprache. 

Es wurde allgemein hervorgehoben, dass 
die Möglichkeit, eine solche europäische 
Konferenz in deutscher Sprache 
abzuhalten, bemerkenswert sei. 
Während die Goethe-Institute weltweit 
nur noch reagieren und der British 
Council Englisch als Literatursprache 
zugunsten einer Orientierung auf 
Business English ad acta gelegt habe, 
könne sich Deutsch als 
Wissenschaftssprache in Europa 
behaupten. Es sei ohnehin erstaunlich, 
dass die neue Lingua franca Europas aus 
einem Land komme, das sich zunehmend 



von der europäischen Idee entferne. 
Aber Angst brauche man deswegen nicht 
zu haben, da Englisch kaum richtig 
gesprochen werde angesichts der 
Amerikanismen und des verbreiteten 
Denglisch. Damit war man bereits tief in 
der Frage nach der europäischen 
Identität. Die Hildesheimer 
Politikwissenschaftlerin Marianne Kneuer 
analysierte den Weg der EU-
Neumitglieder in die Gemeinschaft und 
stellte fest, dass in allen diesen Ländern 
trotz des EU-weit sinkenden Vertrauens 
in den Einigungsprozess die Europäische 
Union immer noch mit einem etwas 
höheren Vertrauensbonus rechnen könne 
als die jeweiligen nationalen Regierungen 
und dass die Freiheit als erster Wert 
anerkannt bleibe. 

Skeptischer war der Befund des 
Duisburger Politikwissenschaftlers Karl-
Rudolf Korte. Die Deutschen als 
„Orientierungsnomaden“ seien immer 
wieder mit der Prüfung der 
Legitimationsgrundlagen ihrer Identität 
beschäftigt. Es herrsche eine 
Gesprächsstörung zwischen Politikern 
und Bürgern durch Elitenabschottung, 
zweifelhafte Problemlösungen würden als 
Leistungsversagen von Politik 
wahrgenommen, die Qualität der 
Entscheidungen und die oft fehlende 
Bürgerbeteiligung haben zu einer Krise 
der repräsentativen Demokratie geführt, 
die in der Frage gipfele, wer überhaupt 
noch regiere: Zentralbanken, Gerichte? 
Korte fragte: „Verlieren wir die 
Demokratie auf dem Weg zur Rettung 
des Euro?“ 

Norbert Lammert hatte zu Beginn der 
Gespräche die große Geschichte der 
europäischen Einigung mit den 
klingenden Namen der Vergangenheit 
erzählt. Über den Euro sprach er nicht. 
Die Problematik dieser europäischen 
Währung nahm am Schluss Bernhard 
Vogel auf, konzedierte, dass die 
Einführung des Euro nicht abgesichert 
gewesen sei, dass Deutschland und 
Frankreich die Stabilitätskriterien 
missachtet hätten, dass deswegen die 
Kritik an der Euro-Rettung auch „nicht 
gänzlich unverständlich“ sei und es über 
dieser Frage zu Spannungen zwischen 
der Bevölkerung und den Parteien 
gekommen sei. Aber, so Bernhard Vogel, 

es gebe nur einen Weg: Deutschland 
müsse für die Stabilität des Euro sorgen, 
weil Deutschland als bedrohlich 
empfunden werde und deswegen zur 
Solidarität verpflichtet sei. 

Die Krise der Staatsverschuldung und 
der Haushalte sei auch ein Wendepunkt, 
und zur Sicherung von Frieden und 
Wohlstand brauche man deswegen nicht 
weniger, sondern mehr Europa. Was 
dieses „Mehr“ bedeute? Im 
Staatenverbund gelte es nicht, 
Souveränitätsrechte aufzugeben, 
sondern die Völker zu Europäern zu 
machen. Das sei der notwendige 
Brückenschlag. 

In der Diskussion konstatierte Karl-
Rudolf Korte „niveauvolle Ratlosigkeit“: 
Während die Welt sich auf allen Ebenen 
beschleunigt habe, laufe die Politik 
hinterher, weil sie traditionell verfahre. 
Der Londoner Kulturwissenschaftler 
Rüdiger Görner hielt dem die Aufgabe 
von Literatur und Bildung entgegen, ein 
sprachproblematisches 
Krisenbewusstsein zu entwickeln, den 
Sinn für Zwischenbereiche und 
Übergänge zu schärfen und Literatur im 
Vertrauen in die Sprache 
bildungswirksam zu verankern. 

Klaus Weigelt (KK) 
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